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„Der Angeklagte ist danach überführt, mit einer Volljüdin geschlechtlich 

verkehrt zu haben.“ 

Zum „Rassenschande“-Prozess des Landgerichts Lüneburg gegen 

Heinrich Kistner. Opfer und Täter 

 

http://www.vvn-bda-lg.de/
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Vorwort: 

 

Als die 30-jährige Ruth Salomon am Dienstag, 

den 10. Oktober 1939, von Hützel/Soltau nach 

Lüneburg reiste und hier am Vormittag gegen 

10.00 Uhr die Schalterhalle des Postamts am 

Marienplatz betrat, konnte sie nicht ahnen, dass 

sie ihre letzten Schritte in Freiheit ging, die ihr 

vergönnt waren. Ruths weitere Lebensstationen: 

Gefangennahme, Haft im Strafgefängnis Ham-

burg-Fuhlsbüttel bis 1941, anschließend Kon-

zentrationslager Ravensbrück. Dort fand sie ei-

nen gewaltsamen Tod im März 1942. Auch ihr 

gleichaltriger Lebenspartner, Heinrich Kistner, 

der sie in Hützel mit den gemeinsamen Kindern 

für den Nachmittag des Tages zurück erwartete, 

wurde auf Anordnung der Lüneburger Polizei an 

diesem Tag noch verhaftet. Die Kinder Maria und 

Heinz, drei und fünf Jahre alt, wurden von den Be-

hörden in ein Kinderheim verbracht, später dem 

Jugendamt des Landkreises Soltau deren Fürsorge 

übertragen. Maria und Heinz sahen an diesem 10. 

Oktober ihre Eltern ein letztes Mal, einen richtigen 

Abschied erlebten die Kinder nicht. Heinrichs Le-

bensweg führte ihn durch zahlreiche Gefängnisse, 

Justiz-Gefangenenlager und Zuchthäuser. Als er 

am 15.11.1943 aus dem Zuchthaus Siegburg ent-

lassen wurde mit der Auflage, sich bei der Lüne-

burger Gestapo zwecks weiterer Beobachtung zu 

melden, war aus dem körperlich gesunden Mann 

nun, vier Jahre später, ein völlig gebrochener 

Mensch geworden, stark abgemagert und mit 

zahlreichen Körperschäden, die ihm während der 

Haft zugefügt wurden.  

Den Lebensweg dieser vier Personen aufzuzeich-

nen versucht diese Schrift: Das Aufwachsen und 

spätere Kennenlernen des jungen Paares, des 23-

jährigen mittellosen Heinrich aus Westercelle und 

der gleichaltrigen Ruth aus relativ „gutem Hause“ 

aus Schwerin, ihr zunächst recht glückliches Zu-

sammenleben, ihre gemeinsame Zeit mit ihren 

1934 und 1935 geborenen Kindern.  Eine Lebens- 

und Liebesgeschichte, wie sie alltäglich war und 

sich tausendfach ereignet hat. 

 
1 Zwar hatte sie sich längst von der religiösen Orientie-
rung ihrer Eltern losgesagt, aber für die Nazis galt sie 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Doch diese Famili-

engeschichte von 

Ruth, Heinrich, 

Maria und Heinz 

war nicht alltäg-

lich. Sie wurde zu 

einer Tragödie, 

weil sie sich wäh-

rend des deutschen Faschismus zutrug – und Ruth 

eine junge Frau war, die von den Nazis als Jüdin1 

bezeichnet und verfolgt wurde –  ihr Partner Hein-

rich als „Rassenschänder“. Sie zeigt die Bedräng-

nis, in die das Paar geriet, ihre Flucht von Ort zu 

Ort, um den Verfolgern zu entgehen, ihre zuneh-

mende Verarmung dabei und ihre Betrügereien, 

um der Entdeckung wenigstens für einige Zeit zu 

entgehen. Allerdings: Diese Geschichte „trug sich 

nicht zu“, schicksalshaft und unbeeinflussbar, son-

dern die Tragödie brauchte Täter: Den Rassismus 

der Nationalsozialisten als Voraussetzung, Schutz-

haft, Gestapo und Konzentrationslager als Mittel 

zur Liquidation des jüdischen Teils eheähnlicher 

Beziehungen, Richter und Staatsanwälte zur Exe-

kution der Nazi-Politik in „Rassenschandeverfah-

ren“ der Justiz gegenüber den (in diesem Fall: 

nichtjüdischen) Beteiligten, wobei ihre Sexualität 

als „Volljüdin“, weil ihre Großeltern der mosaischen 
Glaubensgemeinschaft angehörten. 

Lüneburger Postamt 

Am Marienplatz/Ecke 

Neue Sülze - Auf dem 

Meere 
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im Vordergrund stand. „Die Thematisierung der 

Sexualität vor Gericht entwickelte sich im Kontext 

der ‚Rassenschande‘-Verfolgung zu einem wesent-

lichen Herrschaftsinstrument: Zur Disposition 

standen die gewählten Lebensgemeinschaften, die 

bevorzugten sexuellen Praktiken und das individu-

elle Lustempfinden. Der Voyeurismus … der Juris-

ten bezog sich einerseits auf die sexuelle Lust und 

andererseits auf das, was die Ermittlungsbehör-

den zum ‚Jüdischen‘ erklärt hatten.“2 

Es wird deshalb nicht ausschließlich über die Nazi-

Opfer der Familie Salomon/Kistner zu berichten 

sein, sondern ebenfalls über die Herren Emmer-

mann, Severin, Finke, Kumm und Kliesch als Rich-

ter und Staatsanwälte am Lüneburger Landgericht 

in ihrem justiziellen Bemühen, die von ihnen als 

„Rassenschänder“ ausgemachte Person zur Stre-

cke zu bringen. 

Als eine Art „Vergangenheit, die nicht vergeht“3 

musste Heinrich Kistner die Zeit nach der Befrei-

ung 1945 erleben: Seine einstigen Peiniger am Lü-

neburger Landgericht wurden für ihre Justiz-Ver-

brechen nicht zur Rechenschaft gezogen, sie be-

fanden sich weiter als honorige Persönlichkeiten 

des Lüneburger Bürgertums, jetzt zu „Demokra-

ten“ mutiert, in ihren alten Ämtern - und betätig-

ten sich nun als Widersacher in Heinrich K.s Bemü-

hen nach Rehabilitierung als Nazi-Geschädigter. 

Der lange Arm des nationalsozialistischen Perso-

nals holte ihn auch in den 1950er-Jahren noch ein, 

denn der „kurze Frühling des Antifaschismus“ 

(Ernst Bloch) war spätestens 1949 ausgeblüht mit 

dem Ende der politischen Gemeinsamkeiten der 

Alliierten in Bezug auf die Ausgestaltung des 

neuen Deutschland. Jetzt begann die Phase der 

Renazifierung des gesellschaftlichen Lebens, der 

Restauration - auch in Lüneburg. Nicht nur in den 

Institutionen wie der Justiz waren die Altnazis wie-

der zu finden, sondern flächendeckend im Bereich  

 
2 Alexandra Przyrembel: „Rassenschande“. Reinheits-
mythos und Vernichtungslegitimation im Nationalsozia-
lismus, Göttingen 2003, S. 493 
3 Ingrid Peisker: Vergangenheit, die nicht vergeht, Gie-
ßen 2005 
4 Eine Untersuchung der Lüneburger VVN-BdA, exemp-
larisch vorgenommen am Beispiel der 4. Kammer des 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

der Wirtschaft, der Politik, der Kultur.4 Das „große 

Vergessen“ dominierte die Kleinstadtgesellschaft, 

Nazi-Verbrechen, soweit sie überhaupt zögerlich 

eingestanden wurden wie der Massenmord an 

den Juden, ausschließlich der NS-Reichsführung 

zugeschrieben. In dieser Atmosphäre der selbstde-

finierten Schuldlosigkeit der Lüneburger 

Lüneburger Landgerichts, brachte zum Vorschein, dass 
bis in die 1960er-Jahre hinein das gesamte Justizperso-
nal aus ehemaligen NS-Gefolgsleuten bestand. Vergl.: 
VVN-BdA Lüneburg: Das Landgericht Lüneburg …, Teil 
III, Lüneburg 2020   

Der Fall Kistner blieb nicht das einzige Verfahren in 

Sachen „Rassenschande“ am Landgericht Lüneburg: 

Am 23.4.1941 setzte Oberstaatsanwalt Wilhelm 

Kumm eine Anklageschrift auf zur Eröffnung eines 

Hauptverfahrens gegen „den Juden Wilhelm Israel 

Weiss“ aus Uelzen. Kumm warf darin W. Weiss u. a. 

vor, 1935/1936 „fortgesetzt handelnd als Jude mit 

einer Staatsangehörigen deutschen Blutes außer-

ehelichen Verkehr ausgeübt“ und diese Person spä-

ter geheiratet zu haben. Das Landgericht verurteilte 

Weiss am 9.7.1941 zu „acht Jahren Zuchthaus Ge-

samtstrafe, 10 Jahre Ehrverlust, Sicherungsverwah-

rung, Entmannung.“ Anklagevertreter: die Staatsan-

wälte Kumm und Kliesch. Wilhelm Weiss wurde zu-

nächst im Zuchthaus Celle interniert, dann in das KZ 

Buchwald verbracht. Eine Anfrage des Celler Zucht-

hauses bei der Lüneburger Staatsanwaltschaft vom 

6.5.1942 nach einer Zurück-Überstellung nach Celle 

beantwortete Kumm Tags darauf, „dass auf Mittei-

lung der hiesigen Außenstelle der Staatspolizeileit-

stelle mit der Rückkehr des Weiss nicht zu rechnen 

ist.“ Der Grund: Wilhelm Weiss war bereits zwei 

Wochen zuvor ermordet worden. Die „Niedersäch-

sische Tageszeitung“ berichtete am 5.5.1942 über 

den Tod des Wilhelm Weiss am 24.4.1942, Über-

schrift: „Jüdischer Gewaltverbrecher erschossen“. 

Die Anklagevertreter Kumm und Kliesch bestätigten 

am 14.5.1942 ihre Kenntnisnahme von dieser Er-

schießung schriftlich. Beide, Kumm und Kliesch, wa-

ren nach 1945 weiter am Lüneburger Landgericht 

tätig. 



 
______________________________________________________________________________________ 

6 
 

Tätergemeinschaft musste das Bemühen Kistners 

auf Anerkennung als NS-Opfer auf große Schwie-

rigkeiten stoßen, denn eine solche Rehabilitierung 

bedeutete zugleich das Eingeständnis einer Täter-

schaft und die Benennung der Täter. 

Als ein Haupttäter im Fall Kistner ist Landgerichts-

rat Carl Emmermann zu nennen. Er führte den 

Vorsitz im „Rassenschande“-Prozess Juni 1940 und 

verurteilte Kistner zu 2 Jahren Zuchthaus. Sein be-

ruflicher Aufstieg und seine richterliche Tätigkeit 

als Nazi-Jurist am Lüneburger Landgericht soll hier 

ebenso geschildert werden wie sein Wiederein-

stieg nach 1945 in gleicher Funktion – nun hier tä-

tig ausgerechnet als Vorsitzender der Entschädi-

gungskammer am Landgericht - sowie seine er-

folgreichen Versuche, seine NS-Verbrechen ver-

gessen zu machen.  

Heinrich Kistner blieb bis zu seinem Tode ein rela-

tiv mittelloser Mann, sein Rentenalter erreichte er 

nicht. Carl Emmermann führte ein langes Leben 

bis zu seinem 93. Lebensjahr. Als Kistner ab An-

fang der 1950er-Jahre versuchte, an eine finanzi-

elle Entschädigung wegen der von Emmermann 

verursachten Zuchthaushaushaft zu gelangen, was 

Emmermann mit seinen Ex-NS-Kameraden zu gro-

ßen Teilen zu verhindern gelang, profitierte der 

Richter finanziell immer noch von seinen NS-Ver-

brechen: Seine Zeiten als Nazi-Jurist wurden ihm 

als Dienstaltersvergütung auf sein Richtergehalt 

hinzugerechnet.  

----------------------------------------------------------------- 

Ein Zufallsfund im Niedersächsischen Landesarchiv 

in Hannover stand am Anfang dieser Aufzeich-

nung, die Entdeckung einer Akte, die die Anklage-

schrift der Lüneburger Staatsanwaltschaft und das 

entsprechende Gerichtsurteil des örtlichen Land-

gerichts gegen Heinrich Kistner enthielt - Doku-

mente eines Lüneburger Nazi-Justiz-Verbrechens.  

Dass überhaupt diese Akte ihren Weg in das NLA 

fand, war nicht selbstverständlich, denn die Lüne-

burger Staatsanwaltschaft war nicht für ihre flei-

ßige Bestände-Weitergabe von NS-Akten an das 

NLA (damals: Hauptstaatsarchiv Hannover) be-

kannt, wie es die Regelungen vorsahen. Erst in den 

1970er-Jahren begann sie damit, einzelne Akten 

wegen Straftaten in der NS-Zeit an das Archiv 

abzugeben. Als 1982 der Umzug der Staatsanwalt-

schaft in das neue Gebäude an der Burmeister-

straße vor dem Abschluss stand und die Akten zu 

verschwinden drohten, bemühten sich Mitarbeiter 

des Archivs selber nach Lüneburg. Hier fanden sie 

folgende Situation vor, wie in den 1993 verfassten 

Vorbemerkungen des NLA-Findbuchs Nds. 721 

Lün. nachzulesen: „Auf dem Dachboden einer ehe-

maligen Bäckerei in der Burmeisterstraße waren 

noch Urteilsammlungen aus der NS-Zeit … erhal-

ten geblieben, während die Masse der Prozessak-

ten … kassiert (d. h. vernichtet, d. V.) worden war 

oder – nach Auskunft der Geschäftsstelle – infolge 

der Feuchtigkeitsschäden auf undichten Dachbö-

den verrottet war und deshalb beim Umzug ver-

nichtet werden musste.“  So blieb die Urteilsakte 

im Fall Kistner zwar glücklicherweise erhalten, die 

vollständige Verfahrensakte aber nicht.  

Das Bemühen, den Lebensweg des Verurteilten 

Heinrich Kistner zu recherchieren vor seinem Pro-

zess in Lüneburg, dann der „Tatbeteiligten“ Ruth 

Salomon (sowie deren Familie), die Stationen ihres 

gemeinsamen Lebens, später mit ihren Kindern, 

ihre Festnahme in Lüneburg/Hützel, die Aburtei-

lung beider wegen Betrugs in Hamburg, Ruths 

weiteres kurzes Leben bis zu ihrem Tod in Raven-

brück, den Verbleib der Kinder in Harber, Hein-

richs Weg durch viele Gefängnisse, Justiz-Strafla-

ger und Zuchthäuser sowie sein Leben nachzuvoll-

ziehen und zu skizzieren nach 1945, ging mit einer 

umfangreichen Archivtätigkeit d. V. einher in 

Schwerin, Hamburg, Celle, Harber, Uelzen, Falling-

bostel ebenso wie er einen Besuch der Bundesar-

chive in Berlin und Freiburg sowie des Niedersäch-

sischen Landesarchivs (NLA) in  Hannover zur Re-

konstruktion der beruflichen Lebensgeschichte 

Carl Emmermanns notwendig machte. Mit weite-

ren Archiven konnte Online (vorbildlich: Arolsen 

Archives) oder auf schriftlichem Wege kommuni-

ziert werden, in einigen Fällen mit wenig Resonanz 

bei den Mitarbeiter/-innen dort und erfolglos, in 

anderen Fällen regte die Anfrage d. V. sogar zu ei-

gener Recherche an. Nicht immer entsprachen die 

in den Archiven vorhandenen Überlieferungen 

den Erwartungen d. V. wie etwa im Kreisarchiv des 

Heidekreises in Fallingbostel (Archiv für die ehe-

mals selbständigen Landkreise Soltau und Falling-

bostel), wo nicht einmal ein Findbuch über die 



 
_____________________________________________________________________________________--
  

7 
 

Akten des Landkreises Soltau existiert (und des-

halb die Recherche d. V. am Ort über den Verbleib 

der Kinder ins Leere laufen musste) oder am NLA, 

wo eine Akte, trotz registrierter Findnummer, 

ominöser Weise nicht mehr auffindbar ist (siehe 

Seite 56).  

Allen Behörden/Institutionen und dortigen Mitar-

beitern/-innen, die bei der Recherche zu dieser 

Schrift geholfen haben, sagt d. V. einen herzlichen 

Dank für ihre Bemühungen: Herrn Rosenbaum 

(Landeshauptarchiv Koblenz), Herrn Jan Gerull 

(Abteilung Archivwesen und Kommunikation der 

Stadt Siegburg), Frau Claudia Winkel (Bürger- und 

Standesamt Uelzen), Herrn Torsten Koch (Stadtar-

chiv Soltau), Frau Pastorin Elke Conrad (St. Johan-

niskirche Soltau), Herrn Christian Becker (Stadtar-

chiv Oranienburg), Frau Christine Böttcher (Stadt-

archiv Uelzen), Herrn Bernd Kasten, (Stadtarchiv 

Schwerin), Frau Andrea Christmann (Kirchenamt 

Celle), Frau Caren Puchert (Stadtarchiv Celle), 

Herrn Sebastian Weitkamp (Gedenkstätte Ester-

wegen), Herrn Sebastian Grigo (Landesarchiv 

Nordrhein-Westphalen, Duisburg), Herrn Andreas 

Sterneck (Ev.-luth. Friedhofsverband Uelzen), Frau 

Monika Schnell (Mahn- und Gedenkstätte Ravens-

brück). 

 

Ein besonderer Dank geht an die Familie Heben-

brock in Harber (bei Soltau), der hier separat aus-

gedrückt werden soll: Nachdem d. V. Kenntnis da-

von hatte, dass die Kinder Maria und Heinz Salo-

mon ab 1939 in Harber in einem Kinderheim bei 

einer Frau M. Hebenbrock untergebracht gewesen 

sein sollen und das aktuelle Telefonbuch eine na-

mensgleiche Familie dort auswies, fuhr d. V. „auf 

gut Glück“ nach Harber, traf dort auf den pensio-

nierten Landwirt Hans Peter Hebenbrock, der ihm 

ohne zu zögern aus seinen Lebenserinnerungen 

die Begegnungen mit den Salomon-Kindern vor-

trug. Da die äußeren Bedingungen (Corona-Pande-

mie) es nicht zuließen, ein längeres Gespräch im 

Hause zu führen, wurde sich für spätere Zeit ver-

abredet. Für den 18. Juni 2021 erreichte dann eine 

Gesprächseinladung den Verfasser. Der Kaffee-

tisch im Garten des Landwirts war an diesem Frei-

tagnachmittag gedeckt und die gesamte Familie 

Hebenbrock anwesend, Hans Peter Hebenbrock 

mit Ehefrau sowie der Bruder Hinrich, ebenso 

seine beiden Töchter mit Schwiegersöhnen und 

auch seine Enkel. Mehrere Stunden einer ange-

nehmen und angeregten Unterhaltung folgten. 

Viele Hinweise, Informationen und Überlieferun-

gen verdankt d. V. dieser Gesprächsrunde und der 

Zuarbeit der Teilnehmenden ebenso wie eine 

Freude darüber, derartig an der fremden und ei-

genen NS-Familiengeschichte interessierte, sym-

pathische Personen angetroffen zu haben.  

 

 

 

 

------------------------------------------------------------------- 

Zum Schluss eine Bitte an die Leser/-innen: Durch 
unsere recht umfangreiche Recherchetätigkeit 
sind uns Kosten entstanden, die wir lediglich teil-
weise haben decken können. Als antifaschistischer 
Organisation stehen uns leider keine finanzkräfti-
gen Unterstützer zur Verfügung.  

Jede kleine Spende ist deshalb gern gesehen auf 
das Konto der VVN-BdA Lüneburg bei der Spar-
kasse Lüneburg unter der IBAN-Nr. DE24 2405 
0110 0000 0771 72 

Lüneburg, im Oktober 2021 

 
  

Kaffeetafel bei Hebenbrocks (Ein weiterer Teil der 

Familie befindet sich gerade außerhalb des Bildes.) 
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I. Wie ein Landwirtssohn in die Fänge der NS-Jus-

tiz geriet und nach 1945 verzweifelt um seine Re-

habilitierung kämpfte 

1. Heinrich Kistner – aufgewachsen in Wester-

celle, ungelernte Arbeitskraft, „Vertreter“ 

Heinrich Ernst Kistner wurde am 10.10.1909 in 

Westercelle geboren,5 einer kleinen Gemeinde 

mit ca. 2000 Einwohnern6 am Rande der Stadt 

Celle. Am 21.11.1909 wurde er in der Stadtkir-

che Celle getauft.7 Er wuchs auf im Haus Nr. 93. 

Sein Vater Heinrich Kistner war landwirtschaft-

licher Arbeiter (Abbauer)8, die Mutter Dora 

(Dorothea), geborene Schmidt, zunächst 

Dienstmagd, nach der Hochzeit9 Hausfrau. Die 

Familie lebte in sehr einfachen Verhältnissen, 

nahm auch am Dorfleben im Schützenverein und 

bei der Feuerwehr kaum teil. 

Als Heinrich vier Jahre alt war, am 24.3.1914, starb 

sein Vater im St. Josefs-Stift (Celle) im Alter von 40 

Jahren infolge eines Arbeitsunfalls.10 

 

 
5 Stadtarchiv Celle, Standesamt 1909, lfd. Nr. 37 
6 Vergl.: Gemeinde Westercelle (Hrsg.): Die Gemeinde 
Westercelle. Ihre geschichtliche Entwicklung und das 
Ringen um die weitere Selbstständigkeit. Westercelle 
1972, S. 49; Hier wird die Einwohnerzahl für den Stich-
tag 1.4.1939 mit 1.500 angegeben. 
7 Kirchenbuch Stadtkirche Celle 1909, Lfd. Nr. 533; Auch 
als Taufpaten fungierten „einfache Leute“: Ernst Blume 
(Gärtner aus Celle), Friedrich Heidorn (Arbeiter aus 
Westercelle) und August Drener/Dreher (Bahnarbeiter 
aus Westercelle). Der Ort Westercelle verfügte über 
keine Gemeindekirche. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Heinrich K. besuchte die Volksschule in Wester-

celle in der Mittelstraße/Nadelberg11 bei den Leh-

rern Bernhard Banse und Friedrich Bruns bis zum 

14. Lebensjahr, wurde am 13.4.1924 in der Stadt-

kirche konfirmiert.12  

Nach seiner Schulzeit war Heinrich Kistner zu-

nächst als landwirtschaftlicher Arbeiter tätig, im 

Juni 1926 lebte er kurzzeitig in Celle und war dort 

8 Als Abbauer besaß er ein Haus und Grundstück, je-
doch keine eigene landwirtschaftliche Nutzfläche und 
er war nicht zur Nutzung der Landwirtschaftsflächen 
der Gemeinde berechtigt. 
9 Heinrichs Eltern heirateten in Wathlingen, ein kleiner 
Nachbarort im Südosten des Landkreises Celle. 
10 Landesarchiv Nordrhein-Westfalen: Gerichte Rep. 
O173 Nr. 256, Aufnahmeuntersuchung H. Kistner im 
Zuchthus Rheinbach vom 8.5.1941 
11 Horst Bolle, Chronik des Dorfes Westercelle, Wester-
celle 1951, S. 15 
12 Kirchenbuch Stadtkirche Celle 1924, Lfd. Nr. 106 

Heinrichs Elternhaus in der Börsengasse 

Heinrichs Schule in Westercelle 

Heinrichs Tauf- und Konfirmationskirche, 1911 
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als Hausdiener beschäftigt.13 Am 6.7.1926 zog er 

wieder zurück nach Westercelle und war ab sei-

nem 19. Lebensjahr für zwei Jahre tätig als Mess-

gehilfe beim Tiefbauamt in Celle.14 Dort wurde er 

(wahrscheinlich im Zuge der Einsparmaßnahmen 

der städtischen Haushalte) entlassen und einige 

Zeit arbeitslos. Er lebte während dieser Zeit im 

Hause seiner Mutter in der Börsengasse 2 (ehe-

mals Haus Nr. 93 des Ortes), die die kleine Abbau-

erstelle ihres früheren Ehemanns mit 4 Morgen 

Land betrieb.15  

Seinen weiteren Lebensgang der nächsten Jahre, 

der ihn noch weiter in die Armut trieb, schildert H. 

Kistner später in einer polizeilichen Vernehmung: 

„Im Jahre 1931 starb meine Mutter. Ich war von 

ihr vor ihrem Tode zum Bevollmächtigten für das 

Grundstück eingesetzt. Bald nach dem Tode mei-

ner Mutter stellten meine beiden Schwestern An-

sprüche an mich. Da ich in der Folgezeit wegen 

meiner Erwerbslosigkeit die fälligen Zinsen und 

Steuern nicht bezahlen konnte, kam das Grund-

stück im Frühjahr 1932 zur Zwangsversteigerung. 

Da die Gläubiger aus dem Erlös nicht voll befrie-

digt werden konnten, hielten sie sich an mich als 

Bevollmächtigten. Da ich kein Vermögen mehr 

hatte, war ich gezwungen, den Offenbarungseid 

im Herbst 1932 vor dem Amtsgericht in Celle zu 

leisten.“16 Nicht allein das pfändbare Vermögen 

des Grundstücks und Hauses, sondern auch sein 

Einkommen, sofern vorhanden, wurden nun von 

den Gläubigern eingefordert. Eine Perspektive, 

dieser Situation entfliehen zu können, besaß H. 

Kistner nicht. Jedes Einkommen, das er unter sei-

nem Namen als Berufstätiger erzielt, wird ihm le-

diglich teilweise ausgezahlt werden. Zudem 

konnte er auch als ungelernte Arbeitskraft keine 

Sicht auf alsbaldige Abzahlung der Schulden er-

warten. 

 
13 Schreiben Frau C. Puchert, Stadtarchiv Celle v. 
19.11.2020 an d. V.; Stadtarchiv Celle, Einwohnerkartei: 
Als Hausdiener war Heinrich Kistner tätig bei der Fami-
lie Thies in der Straße Blumlage 123. 
14 Stadtarchiv Celle: Lohnlisten des Tiefbauamtes Celle 
bis Januar 1930 
15 Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64970: Vernehmung 
am 12.10.1939 durch Kriminalkommissar Freytag  
16 Ebenda 

Dennoch bewarb sich H. Kistner bei verschiedenen 

Firmen um eine Arbeitsstelle, u. a. als Vertreter 

(„Reisender“) beim Krankenfürsorgeverein der Ru-

hestandsbeamten und Hinterbliebenen in Wup-

pertal-Barmen. „Ich erhielt auf meine Bewerbung 

einen Anstellungsvertrag und war der erste haupt-

berufliche Vertreter des Vereins.“17  

Von nun an schien es mit Heinrich Kistner auf-

wärts zu gehen: Mit den Versicherungsabschlüs-

sen verdiente er für seine Verhältnisse recht gut. 

Eventuell hegte er jetzt auch die Hoffnung, sich ei-

nes Tages auf diese Weise von seiner Gläubiger-

schuld befreien zu können, bzw. diese auszuzah-

len und zu einem normalen Leben zurückkehren 

zu können.  

Sein Leben als Krankenversicherungs-Vertreter 

brachte es mit sich, dass er den Norden Deutsch-

lands bereiste, dort mit Arbeitskollegen zusam-

mentraf, auch in Mölln mit Hellmut Horwitz, der 

zuvor dem jüdischen Jugendbund angehörte. Über 

diesen Arbeitskollegen lernte Heinrich Kistner dort 

die Liebe seines Lebens kennen, Ruth Salomon. 

Ruth und Hellmut waren miteinander bekannt aus 

ihrer früheren gemeinsamen Mitgliedschaft im jü-

dischen Jugendbund und so ergab es sich, dass 

Hellmut seiner Bekannten zu Ostern 1933 in 

Mölln, wo sich Ruth für einen kurzen Besuch auf-

hielt, seinen Arbeitskollegen Heinrich Kistner vor-

stellte.18   

17 Ebenda 
18 Ebenda; Ruth gab während der Vernehmung zu Pro-

tokoll: „Ich war früher in dem jüdischen Jugendbund. 

Durch einen Bekannten aus diesem Bunde mit Namen 

Hellmut Horwitz lernte ich Ostern 1933 in Mölln den … 

Kistner kennen. Diese beiden kannten sich aus ihrem 

Beruf als Reisende.“ 
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2. Ruth Salomon – Tochter aus kleinbürgerlich-jü-

dischem Elternhaus in Schwerin 

Ruth Salomon wurde am 11. Mai 1909 in Schwerin 

geboren als Tochter von Ella Salomon, geborene 

Süssmann.19 Bei der Familie Süssmann handelt es 

sich um eine angestammte Schweriner Familie, 

Ella wurde hier am 20.12.1871 geboren.20 Ruths 

Vater Sally Salomon (geb. am 10.8.1862) stammt 

ursprünglich aus Hamburg-Altona.21  

Ruth wuchs als sechstes von acht Kindern ihrer El-

tern in Schwerin auf.22 Ihre jüngeren Geschwister: 

Erich (geb. 20.1.1884), Klara (geb. 14.8.1895), 

Käthe (geb. 3.7.1898), Kurt (geb. 15.12.1900), 

Heinz (geb. 24.2.1906)23. Werner (21.1.1913)24 

und Anneliese (geb. 11.10.1916) 25 wurden nach 

Ruth geboren.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
19 Im Urteil des Lüneburger Landgerichts vom 26.6.1940 
wird sie mit Vornamen „Ellen“ genannt. 
20 Ihre Eltern waren Adolph und Jeanette Sussmann, ge-
borene Oppenheimer. 
21 Seine Eltern waren Ephraim und Regina Salomon, ge-
borene Hekscher.. 
22 Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64970: Vernehmung 
am 11.10.1939 durch Kriminalkommissar Freytag (17. 
Kommissariat) 

 

Die Familie Salomon lebte in Schwerin in beschei-

denem Wohlstand in der Apothekerstraße 43, ei-

nem Häuschen in Eigenbesitz in der Schweriner In-

nenstadt.26  

Als Beruf des Vaters wird „Lotterieeinnehmer“ an-

gegeben.27 Als Ruth 15 Jahre alt war, am 

30.10.1924, verstarb ihr Vater und wurde auf dem 

jüdischen Friedhof in Schwerin begraben. Mutter 

Ella führte nun, z. T. gemeinsam mit ihren Kindern, 

die Lotterie-Stelle (einschließlich Zigarrenhandel) 

in ihrem Hause fort. 

Ruth erlebte ihre 

Kindheit und Jugend 

in Schwerin bis 1933 

in kleinbürgerlichen, 

relativ einfachen 

Verhältnissen. Sie 

besuchte das Lyzeum 

am Ort, erlernte 

nach Abschluss des 

Schulbesuchs, ihr Va-

ter war gerade ver-

storben, keinen Be-

ruf, sondern unter-

stützte ihre Mutter                                     

im Haushalt und bei                                                    

den Arbeiten im Lotterie-                                               

Geschäft.28 Die Familie war stark eingebunden in 

das jüdische Leben am Ort. Nachdem Ruth Ostern 

23 Michael Buddrus/Sigrid Fritzlar: Juden in Mecklen-
burg, Lebenswege und Schicksale, Ein Gedenkbuch, 
Band 2, Schwerin 2019, S. 618 
24 Ebenda S. 623 
25 Ebenda S. 615 
26 Das Haus steht heute unter Denkmalschutz. 
27 Laut Urteil des Lüneburger Landgerichts vom 
26.6.1940 
28 Vergl.: Grundbuchamt der Stadt Schwerin, Grundak-
ten des Grundstücks 509/655 

Ruths Elternhaus, Ansicht: Apothekerstraße 41-45 

Grabstein Sally Salomon 

auf dem jüdischen Fried-

hof Schwerin 

Adressbuch Schwerin 1924 
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1933 Heinrich Kistner kennen und lieben lernte, 

änderte sich ihr Leben fundamental, denn für sie 

war sehr schnell klar, dass sie mit ihm eine längere 

Zeit zusammenbleiben und zusammenleben 

wollte. Die Bedingungen im Elternhaus dafür aber 

waren extrem ungünstig, denn ihre Mutter lehnte 

diese Verbindung rigoros ab. Dies zeigte sich we-

nige Monate später überdeutlich, im Juni 1933, als 

Heinrich bei ihrer Mutter in Schwerin einen „An-

trittsbesuch“ machte und „um die Hand der Toch-

ter bat“, wie es damals üblich war. Ruths Mutter 

war mit der gewünschten Hochzeit nicht einver-

standen und wies Ruths Wunsch auf ein gemein-

sames Glück mit Heinrich vehement zurück.  

Möglicher Weise war es die Befürchtung der Mut-

ter, dass sie bei dieser Liaison mit einem Wegzug 

ihrer Tochter Ruth aus Schwerin deren Unterstüt-

zung im Geschäft verlieren würde, womit ihre ei-

gene Existenz in Frage stünde oder aber ihre Ein-

wände lagen begründet in der Verbindung ihrer 

Tochter Käthe mit dem Gärtner und Christen Karl 

Wieding in Bremen, die aus ihrer Sicht eine un-

glückliche Ehe führe29, was sie ihrer Tochter Ruth 

ersparen wollte. Ruth gab später als Begründung 

ihrer Mutter zu Protokoll: „Meine Mutter wollte 

aber von einer Ehe mit Kistner nichts wissen. Sie 

wollte nicht, dass ich einen Christen heiratete.“30 

Ruths Auserwählter beließ es nicht bei dieser Ab-

lehnung beim Besuch in Schwerin. Er setzte einen 

Brief auf, versuchte die Mutter umzustimmen und 

bat nun schriftlich um das Einverständnis der Mut-

ter. Diese ließ den Brief aber unbeantwortet. Ruth 

berichtete später, dass es nun bei den Salomons 

im Hause „viel Streit mit meiner Mutter gab … Der 

Zustand im Hause war schließlich für mich uner-

träglich.“31 

Lange Zeit berieten Ruth und Heinrich nun über 

ihr weiteres Schicksal und ihre Beziehung zueinan-

der und kamen zu dem Schluss, dass sie sich über 

 
29 Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64970, Vernehmung 
am 11.10.1939 durch Kriminalkommissar Freytag 
30 Ebenda 
31 Ebenda 
32 Später, bei den Verhandlungen um den Verkauf ihres 
Schweriner Hauses, wurde Ruths Bruder Ernst als offizi-
eller „Abwesenheitspfleger“ für sie benannt. Vergl.: 

die Bedenken der Mutter hinwegsetzen und wei-

terhin zusammenbleiben wollten, wenngleich 

ohne Trauschein. Es kam zum Bruch zwischen 

Ruth und ihrer Mutter, sie verließ ihr Elternhaus 

und löste sämtliche Verbindungen zu ihrer Familie 

in Schwerin, für die sie fortan unauffindbar war.32 

Ihre Mutter und ihre Geschwister sah sie nie wie-

der. 

In dieser Zeit, im Frühjahr/Frühsommer 1933, 

fasste Heinrich Kistner einen Entschluss, der ihn 

(und seine Partnerin) in den folgenden Jahren, 

was Heinrich zu diesem Zeitpunkt kaum ahnen 

konnte, unter den Bedingungen der Nazi-Herr-

schaft in eine aussichtslose, gefährliche Lage ver-

setzen sollte: Er änderte auf eigene Initiative sei-

nen Namen und nannte sich fortan „Heinz Kest-

ner“, um seine persönlichen Spuren fortan zu ver-

wischen und als Person amtlicherseits unerkannt 

sein Leben fortsetzen zu können – eine Tat mit 

weitreichenden Konsequenzen.   

Warum genau Heinrich K. diese Namensänderung 

vornahm, wird sich nicht mehr rekonstruieren las-

sen. 1954 gab er an, dass er diese Tat 1933 began-

gen habe, weil er unbedingt mit Ruth zusammen-

bleiben wollte. Da Ruths Mutter nicht akzeptierte, 

dass Ruth mit ihm fortging und Schwerin verließ, 

eine Anzeige gegen ihn erstattet hatte „wegen 

Entführung“ ihrer Tochter, wollte er durch die Än-

derung seiner Identität verhindern, dass im Rah-

men einer polizeilichen Ermittlung die Spuren zu 

ihm und damit zu Ruth führen könnten.33 Diesen 

Grund für seine Namensänderung verschwieg er 

allerdings bei seiner Festnahme 1939 gegenüber 

den NS-Behörden und gab einen anderen Grund 

an, nämlich dass er sich nach einem Offenba-

rungseid vom Herbst 1932 gezwungen sah, einen 

anderen Namen anzunehmen, um sich bei der 

Versicherung mit Aussicht auf Erfolg als Vertreter 

bewerben zu können.34  

Grundbuchamt der Stadt Schwerin, Grundakten des 
Grundstücks 509/655  
33 Vergl.: NLA, Hannover, Nds. 100, Acc. 60/55 Nr. 1082, 
Urteil des Landgerichts Lüneburg, Entschädigungskam-
mer, vom 2.7.1954  
34 Der wirkliche Grund zur Namensänderung wird sich 
nicht mehr aufklären lassen. Beide Begründungen 
scheinen plausibel zu sein und d. V. ist keine Quelle 
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In dieser Zeit, als sich Ruth und Heinrich um Os-

tern 1933 kennen und lieben lernten und überein-

kamen, ihren Lebensweg gemeinsam als Paar, 

wenngleich ohne Trauschein, fortzusetzen, wuss-

ten beide, dass es ein gefährlicher Weg war, der 

vor ihnen stand. Heinrich lebte unter falschem Na-

men und Ruth stand als Jüdin schon jetzt im Focus 

der Nazis, die ihre antisemitische Propaganda auf 

die Straßen der Stadt trugen. Die Zeichen waren 

schon zu dieser Zeit auch in Schwerin nicht zu 

übersehen: 

Bereits zum Weihnachtsfest 1932 ließ der Schwe-

riner Leiter des NS- „Kampfbundes für den ge-

werblichen Mittelstand“, Ernst Peters, Flugblätter 

drucken und verteilen, die zum Boykott jüdischer 

Geschäfte aufriefen. Nachdem die Konservativen 

der NSDAP die Macht übertragen hatten, gingen 

die Nazis von der Agitation über zu Aktionen, dem 

ersten Juden-Boykott, und zwangen am 11. März 

1933 viele jüdische Geschäftsleute zur Schließung 

ihrer Läden. Der Niederdeutsche Beobachter be-

richtete, dass an diesem Tage in Schwerin „im 

Laufe des Vormittags … ein Trupp uniformierter 

Nat.-Soz. vor die jüdischen Geschäfte gezogen“ sei 

und das Publikum aufgefordert habe, „nur in deut-

schen Geschäften zu kaufen. Den Geschäftsinha-

bern wurde nahegelegt, ihre Läden zu schließen.“ 

An anderer Stelle verkündete das Blatt: „Auch in 

der mecklenburgischen Landeshauptstadt Schwe-

rin sind nun auf Drängen des Volkes, zur Aufrecht-

erhaltung der Ruhe und Ordnung, eine Anzahl jü-

discher Geschäfte und Warenhäuser geschlossen 

worden.“35 

Knapp drei Wochen später folgte der nächste 

Schlag der Nazis gegen die Schweriner Juden. 

Nicht mehr die Juden als Geschäftsleute und bloße 

Konkurrenz zu den deutschen Kleinhändlern stan-

den nun im Focus wie beim März-Boykott, son-

dern bereits „der Jude an sich“. Die Kreisleitung 

 
bekannt, die die eine oder andere Begründung wider-
legt. Was für Heinrichs Version von der vorgenomme-
nen Namensänderung zur Verhinderung eines mögli-
chen Ermittlungserfolges der Polizei wegen einer An-
zeige durch Ruths Mutter, Frau Ella Salomon, sprechen 
könnte ist die Tatsache, dass er zum Zeitpunkt seiner 
Vernehmung und seiner Aussage 1939, in der er dies 
verschwieg, befürchten musste, dass die Angabe dieses 
Grundes gegen ihn sprechen und zu einer noch 

der NSDAP führte am Vorabend des 1. April eine 

„große Massenversammlung in den Stadthallen“ 

durch, bei der der Rechtsanwalt Friedrich Steinfatt 

über das Thema sprach: „Wie zwingen wir die Ju-

den in die Knie?“ Dort wurde „über die wichtigs-

ten Rassefragen aufgeklärt“, denn der Jude müsse 

„als Gegner unseres Volkes bekämpft werden.“ 

Die Juden hätten sich „zum Herrscher über das 

Volk“ erhoben und „planmäßig den Kampf gegen 

die Belange der Nation“ geführt.36 Nun be-

schränkte sich die Boykottaktion wie am 11. März 

nicht mehr lediglich auf die Geschäfte mit jüdi-

schen Inhabern, wobei wesentlich mehr einbezo-

gen wurden, sondern auch auf die jüdischen An-

wälte, Bankhäuser und Ärzte. Alle zu boykottie-

rende Personen und Einrichtungen wurden mit 

Namen und Adressen per Presse bekannt gegeben 

(etwa 30)37 und am 1. April versperrten SA-Leute 

der Kundschaft/den Klienten den Weg zu diesen 

Geschäften/Büros/Praxen.38 Es ist stark anzuneh-

men, dass diese von den Nazis als „Großkampf ge-

gen den Weltfeind“39 bezeichnete Boykottaktion 

auch gegen das Lotterie- und Zigarrengeschäft der 

Salomons in der Apothekerstraße durchgeführt 

wurde und insofern auch Ruth und ihre Familie die 

antisemitischen Aktionen der örtlichen Nazis di-

rekt zu spüren bekamen und als persönliche Be-

drohung wahrnahmen.   

schärferen Bestrafung führen könnte, weil er, um mit 
einer Jüdin „Rassenschande“ treiben zu können, sogar 
eine kriminelle Tat (die Namensfälschung) begangen 
habe. 
35 Der Niederdeutsche Beobachter (NB) v. 13.4.1933 
36 NB v. 31.3.1933 
37 NB v. 1.4.1933 
38 Vergl. Buddrus/Fritzlar, S. 208 ff 
39 Vergl. ebenda 
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3. Exkurs: Verfolgung und Er-

mordung der Familie Salo-

mon  

Ab jener Zeit, als Ruth im 

Sommer 1933 ihr Elternhaus 

verließ, verstärkten die Nazis 

immer mehr ihre antijüdi-

schen Aktionen, sodass die 

Lebenslage ihrer Mutter und 

Geschwister immer schwieri-

ger wurde. Ruths Vater (bis zu 

seinem Tod), die Mutter so-

wie die Brüder Kurt und Heinz 

waren in der jüdischen Ge-

meinde fest eingebunden, eingetragene Mitglie-

der der Synagogengemeinde (Kurt fungierte von 

1927 bis 1930 als Beisitzer der Gemeinde), zahlten 

zuvor recht hohe Mitgliedsbeiträge und standen 

auch deshalb im besonderen Fokus der Nazi-Agita-

tion.  

Die Konzession für ihre Stelle der staatlichen Lot-

terie verlor Mutter Ella recht bald. Die NS-Zeitung 

„Niederdeutscher Beobachter“ agitierte perma-

nent gegen die Schweriner Juden, am 11.9.1935  

 

 
40 NB vom 11.9.1935: „Wenn man einen Feind bekämp-
fen will, dann muss man wissen, wo er sitzt.“ 
41 Ebenda 
42 Vergl.: Buddrus/Fritzlar, S. 620, 616, 623 

 

bereits erschien unter dem Titel „Merkt euch die 

Juden von Schwerin“ mit deutlicher Aufforderung 

zur Isolierung und Bekämpfung dieser Personen40 

eine Auflistung der Namen, Berufe und Adressen 

sämtlicher Juden des Ortes.41   

Während des Pogroms 1938 verwüsteten und zer-

störten die Nazis zahlreiche Geschäfte und Woh-

nungen, deren Inhaber/Bewohner mosaischen 

Glaubens waren, 16 jüdische Schweriner wurden 

verhaftet und in das Konzentrati-

onslager Sachsenhausen verbracht, 

darunter Ruths Brüder Kurt (vom 

10.11. bis 17.12.1938), Erich (be-

reits am 21.6. bis zum 13.12.1938) 

und Werner (vom 30.11.1938 bis 

11.1.1939).42 Die Inneneinrichtung 

der Synagoge auf dem Hinterhof 

der Gebäude Schlachterstraße 3 – 7 

wurde zerstört, einige Tage später 

die Kirche abgerissen.43  

Ruths Mutter Ella konnte sich zwar 

nach dem Verlust ihrer Einkom-

mensquelle, ihrer „Staatlichen Lot-

terie-Stelle“ und des Zigarrenladens, 

die sie nach der „Ersten Verordnung 

43 Vergl.: http://www.juden-in-mecklen-
burg.de/Orte/Schwerin und  https://de.wikipe-
dia.org/wiki/Schlachterstra%C3%9Fe_(Schwerin)  

Mitgliederverzeichnis der Synagogen-Gemeinde 1927 

NSDAP-Zeitung NB vom 11.9.1935 

http://www.juden-in-mecklenburg.de/Orte/Schwerin
http://www.juden-in-mecklenburg.de/Orte/Schwerin
https://de.wikipedia.org/wiki/Schlachterstra%C3%9Fe_(Schwerin)
https://de.wikipedia.org/wiki/Schlachterstra%C3%9Fe_(Schwerin)
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zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen 

Wirtschaftsleben“ vom 23.11.1938 aufgeben 

musste, noch eine Weile von Zuwendungen sei-

tens der jüdischen Gemeinde über Wasser halten, 

aber jetzt nach der Pogromnacht war sie gezwun-

gen, ihr Haus in der Apothekerstraße 43 zu ver-

kaufen. Als Notar fungierte  

Hans Ullrich, Schwerin, Strempelplatz 11. Am 

21.2.1939 schloss Frau Salomon mit Ida Zilinski, 

 
44 Grundbuchamt der Stadt Schwerin, Grundakten des 
Grundstücks 509/655, Kaufvertrag vom 2.3.1939 
45 Ebenda, Schreiben des Oberfinanzpräsidenten Nord-
mark in Kiel, Devisenstelle Lübeck vom 9.3.1939 
46 Ebenda, Mecklenburgisches Staatsministerium, Ab-
teilung Inneres, Schreiben v. 24.5.1939 
47 Dieses Gesetz, auch Entmietungsgesetz genannt, än-
derte den gesetzlichen Mieterschutz zu Lasten jüdi-
scher Mieter und Vermieter. Hausgemeinschaften mit 

Ehefrau eines bekannten Nazi-Parteigän-

gers, einen Kaufvertrag ab (Kaufpreis zu-

nächst 14.200 RM), der ihr aber immerhin 

ein weiteres Wohnrecht im Haus garan-

tieren sollte.  

Als Übergabetermin wurde der 31.3.1939 

vereinbart. Von diesem Kaufpreis verblie-

ben Frau Ella Salomon gerade einmal 

2.950,21 RM, zu zahlen von der Käuferin 

in monatlichen Raten zu je 100,00 RM. 

Der Kaufvertrag sah vor: „Sollte Frau Sa-

lomon am 1. Oktober 1939 noch in 

Deutschland sein, so soll der dann noch 

zu zahlende Restbetrag von 2.251,21 RM 

in bar an diesem Tage an sie bezahlt wer-

den.“44 

Wenige Wochen später korrigierte der Oberfi-

nanzpräsident selbst diese Vereinbarung weiter 

zuungunsten von Frau Salomon in seiner Geneh-

migung des Kaufvertrages: Der Betrag „in Höhe 

von 2.950,21 RM darf nur mit meiner Genehmi-

gung ausgezahlt werden. gez. Dr. Seiffert“45 Eine 

Genehmigung erfolgte nicht. 

Auch das vereinbarte Wohnrecht wurde kurze Zeit 

später aufgehoben. Mit Schreiben vom 

24.5.1939 teilte das Mecklenburgische 

Staatsministerium der neuen Besitzerin 

mit: „Das vereinbarte Wohnrecht un-

terliegt den Bestimmungen des Gesetze 

in seiner Genehmigung des Kaufvertra-

ges vom 30.4.1939 über Mietverhält-

nisse mit Juden …, gez. Barten.“46 Mit 

diesem Gesetz47 wurde es Ella Salomon 

untersagt, weiterhin in der Apotheker-

straße zu wohnen und sie musste zu-

nächst im Großen Moor 12,48 dann im 

„Judenhaus“ unterkommen, eine 

„deutschblütigen“ Nachbarn sollten aufgelöst werden, 
Vermieter den jüdischen Untermietern kündigen, Ge-
meindebehörden konnten im Einvernehmen mit „ari-
schen“ Vermietern den Wohnraum für nichtjüdische 
Familien freimachen und Juden in beengte Räumlich-
keiten von Judenhäusern einweisen. Vergl.: 
https://de.wikipedia.org/wiki/Ge-
setz_%C3%BCber_Mietverh%C3%A4ltnisse_mit_Juden  
48 Vergl.: Buddrus/Fritzlar, S. 616 

Nazi-Boykott-Aktion in Rostock, April 1933 

Ella Salomon verliert ihren Hausbesitz 

https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_%C3%BCber_Mietverh%C3%A4ltnisse_mit_Juden
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_%C3%BCber_Mietverh%C3%A4ltnisse_mit_Juden
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Unterkunft an der ehemaligen Synagoge am 

Schlachtermarkt 3.49  

Mit Schreiben vom 7.11.42 bereitete die Schweri-

ner Gestapo die Deportation der Juden in ihrem 

Einzugsbereich vor. Sie informierte die lokalen 

Dienststellen im Land Mecklenburg darüber, dass 

„am 11.11.42 ... aus dem Bereiche der Staatspoli-

zeistelle Schwerin (Mecklenburg) 50 Juden bezw. 

Jüdinnen ihren Wohnsitz nach Theresienstadt" 

verlegen werden.50 „An Gepäck dürfen die Juden 

bis zu 50 kg. mitnehmen … Für die Durchführung 

und den Abtransport sind die örtlichen Polizeiver-

walter verantwortlich.“ An diesem 11. November 

wurde Ella Salomon in Schwerin verhaftet und ge-

meinsam mit anderen letzten Schweriner „Vollju-

den“51 zunächst nach Neustrelitz gefahren und 

dort in das Gefängnis von Alt-Strelitz verbracht. 

Am nächsten Tag ging ihr Transport nach Berlin zu 

einem Sammellager in der Großen Hamburger 

Straße 26, wo sie einige Tage verbleiben musste.52 

Dieses Lager wurde von den Nazis eingerichtet als 

zentrale Sammelstelle für die Juden aus den ver-

schiedenen Ortschaften, die hier nochmals regis-

triert und auf ihre Vernichtungstransporte nach 

Auschwitz und Theresienstadt warten mussten.53 

Am 20. November 1942 wurde Ella Salomon mit 

dem sogenannten 75. Alterstransport54 von Berlin 

nach Theresienstadt deportiert.55 Ein Jahr später, 

am 14. Dezember 1943, starb Ella Salomon 

 
49 http://www.juden-in-mecklenburg.de/Orte/Schwe-
rin; Die Gebäude der Schlachterstraße Nr. 3 bis 7, wo 
sich auch die Synagoge befand, waren zunächst noch 
im Besitz der jüdischen Gemeinde Schwerins. Vergl.: 
https://de.wikipedia.org/wiki/Schlach-
terstra%C3%9Fe_(Schwerin); Bei einer landesweiten 
Aktion am 10. Juli 1942 wurden von dort elf Personen 
nach Auschwitz deportiert, deren Haushaltsgegen-
stände und Wertsachen am 10./11. August 1942 bei ei-
ner „Judenauktion“ in Schwerin versteigert. Von diesen 
Deportierten überlebte niemand. 
50 Stadtarchiv Rostock, 1.1.8. Nr. 646; https://www.sta-
tistik-des-holocaust.de/list_ger_nwd_421111.html 
51 Es waren Ina und Pauline Salomon, Adolf und Ida 
Brandt, Anna Waldheim und Louis Kychenthal; Vergl.: 
http://www.juden-in-mecklenburg.de/Orte/Schwerin  
52 In diesem Gebäudekomplex in Berlin-Mitte mit sei-
nem angrenzenden Friedhof befand sich das 1828 er-
baute Altenheim der Jüdischen Gemeinde zu Berlin und 
die jüdischen Knabenvolksschule, bevor es im April 
1942 von der Gestapo konfisziert und als ein 

aufgrund der unmenschlichen Lebensbedingungen 

im Ghetto Theresienstadt.56 

Ein Stolperstein vor dem früheren Wohnhaus der 

Familie Salomon in der Schweriner Apotheker-

straße 43 erinnert heute an Ella Salomon. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sammellager für Berliner Juden eingerichtet wurde, ein 
Gefängnis mit Gittern und Scheinwerfern gesichert: 
http://www.jg-berlin.org/judentum/friedhoefe/grosse-
hamburger-strasse.html; 1943 verwüsteten SS-Leute, 
ebenfalls auf Befehl der Gestapo, den alten jüdischen 
Friedhof: Sie schändeten die ausgegrabenen Gebeine 
der Toten und hoben Splittergräben aus, die mit zer-
trümmerten Grabsteinen abgestützt wurden. Vergl. 
auch: Theresienstädter Studien und Dokumente 2007: 
Vom Altenheim zum Sammellager - Die Große Hambur-
ger Straße 26, die Deportation der Berliner Juden und 
das Personal der Stapoleitstelle Berlin 
53 Einen Überblick über diese Berliner Sammellager fin-
det sich unter: https://www.stolpersteine-ber-
lin.de/sites/default/files/downloads/akim_jah_sam-
mellager_in_berlin_fuer_stolpersteine.pdf  
54 ITS Bad Arolsen, Signatur 15510030b 
55 Vergl.: https://collections.arolsen-archives.org/ar-
chive/1-2-1-1_15510030b/?p=1&doc_id=127207564  
56 Vergl.: Buddrus/Fritzlar, S. 616 

Stolperstein vor dem Haus 

der Familie Salomon 

http://www.juden-in-mecklenburg.de/Orte/Schwerin
http://www.juden-in-mecklenburg.de/Orte/Schwerin
https://de.wikipedia.org/wiki/Schlachterstra%C3%9Fe_(Schwerin)
https://de.wikipedia.org/wiki/Schlachterstra%C3%9Fe_(Schwerin)
http://www.juden-in-mecklenburg.de/Orte/Schwerin
http://www.jg-berlin.org/judentum/friedhoefe/grosse-hamburger-strasse.html
http://www.jg-berlin.org/judentum/friedhoefe/grosse-hamburger-strasse.html
https://www.stolpersteine-berlin.de/sites/default/files/downloads/akim_jah_sammellager_in_berlin_fuer_stolpersteine.pdf
https://www.stolpersteine-berlin.de/sites/default/files/downloads/akim_jah_sammellager_in_berlin_fuer_stolpersteine.pdf
https://www.stolpersteine-berlin.de/sites/default/files/downloads/akim_jah_sammellager_in_berlin_fuer_stolpersteine.pdf
https://collections.arolsen-archives.org/archive/1-2-1-1_15510030b/?p=1&doc_id=127207564
https://collections.arolsen-archives.org/archive/1-2-1-1_15510030b/?p=1&doc_id=127207564
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Auch ihre anderen Kinder (neben Ruth) fielen dem 

Nazi-Verfolgungs- und Mordprogramm zum Opfer: 

Ihr ältester Sohn Erich (geb. 1884) arbeitete wäh-

rend der 1920er/bis Mitte der 1930er-Jahre in 

Schwerin mit Wohnung in Tappenhagen 9 a als 

Monteur57 bzw. Dachdecker58. Er war verheiratet 

mit einer „Arierin“ und ihm gelang später die 

Flucht nach Palästina.59 Klara (geb. 1895) war als 

„Kinderfräulein“ bei einer Familie in Hamburg tä-

tig (Sierichstraße 64) und konnte auch rechtzeitig 

noch in die USA auswandern.60 Käthe (geb. 1898) 

heiratete den Gärtner Karl Werner Wieding in Bre-

men und bewohnte mit ihm ein Häuschen im dor-

tigen Schnoorviertel (Hinter der Balge Nr. 3), wo 

ihr Ehemann bereits 1938 verstarb. Sie heiratet 

nochmals, wurde Ehefrau von Wilhelm Abraham, 

arbeitete als Kauffrau und Blumenhändlerin. Am 

18.11.1941 wurde sie von Bremen aus in das 

Ghetto Minsk deportiert, wo sie am 28.7.1942 

starb. 61 Kurt (geb. 1900) arbeitete in Schwerin als 

 
57 Adressbuch Schwerin 1928 
58 Grundbuchamt der Stadt Schwerin, Grundakten des 
Grundstücks 509/655 
59 Buddrus/Fritzlar, S. 616 
60 Ebenda, S. 620 
61 Ebenda, S. 615 ff 
62 Adressbuch Schwerin 1938 
63 Grundbuchamt der Stadt Schwerin, Grundakten des 
Grundstücks 509/655 
64 Michael Buddrus/Sigfrid Fritzlar, S. 620  
65 Ebenda, S. 618 
66 Ebenda, S. 623 

Prokurist62 bzw. Kaufmann63 mit 

Wohnung im Elternhaus in der Apo-

thekerstraße 43, später in Hamburg 

zunächst in der Rappstraße 18, dann 

Bundesstraße 43. Vom 10.11. bis 

17.12.1938 wurde er im KZ-Sachsen-

hausen interniert, am 11.7.1942 von 

Hamburg aus ins Vernichtungslager 

Auschwitz deportiert, wo er im sel-

ben Monat ermordet wurde.64 Heinz 

(geb. 1906) war in Schwerin zunächst 

als Handlungsgehilfe tätig, wohnte 

im Elternhaus, dann in Bremen (Fe-

senfeld 90) und hatte das Glück, 

noch rechtzeitig 1939 nach Haifa auswandern zu 

können.65 Werner (geb. 1913) war tätig als kauf-

männischer Angestellter, zog von Schwerin um 

nach Hamburg, heiratete dort und konnte eben-

falls rechtzeitig nach Palästina auswandern.66 An-

neliese (geb. 1916) zog 1934 nach Hamburg, 

machte dort eine Ausbildung zur Kindergärtnerin 

an einem jüdischen Kinderheim67 und war danach 

tätig als Kinderpflegerin bei der jüdischen Familie 

Grünebaum, wo sie auch wohnte: Winterhuder-

quai 19.68 Ihr gelang im April 1939 die Auswande-

rung nach Groß Britannien, 1946 übersiedelte sie 

in die USA.69  

Anneliese schildert 1995 in einem Brief aus New 

York zusammenfassend ihren Lebensgang und den 

ihrer Geschwister: 5 Kindern gelang als junge Er-

wachse die Auswanderung, drei Jungen nach Is-

rael, zwei Mädchen in die USA. „Two of my Sisters 

and one Brother perished in the Auschwitz Con-

centrationcamp.“70  

67 Schreiben Anneliese Salomon an Stadtarchiv Schwe-
rin vom 30.7.1995 
68 Grundbuchamt der Stadt Schwerin, Grundakten des 
Grundstücks 509/655  
69 Stadtarchiv Schwerin, Schreiben Anneliese Salomon 
an Stadtarchiv Schwerin vom 30.7.1995 
70 Ebenda ; Frau A. Salomon meinte damit ihren Bruder 
Kurt, der im Juli 1943 in Auschwitz ermordet wurde, 
ihre Schwestern Käthe (verheiratete Wieding/Abra-
ham) und Ruth. Es ist anzunehmen, dass Frau Anneliese 
Salomon selbst zu diesem Zeitpunkt, 1995, keine ge-
naue Kenntnis über den weiteren Lebens- und Sterbe-
weg ihrer Schwester Ruth hatte. 

Deportationsliste (Ausriss) von Schwerin 

nach Theresienstadt vom 8.11.1942 
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4. Ruth und Heinrich – eine Liebe unter ständiger 

Bedrohung durch Nachbarn, Gestapo und Justiz 

Den beiden „frisch Verliebten“ war von Anfang an 

klar, dass ihr Glück nach den äußeren Bedingun-

gen unter keinem guten Stern stand. Heinrich 

lebte offiziell halb-legal als Heinz Kestner, Ruth 

war nach dem Bruch mit ihrer Schweriner Familie 

ohne Einkommen und Versicherung, beide hatten 

keinen Beruf erlernt. Auch die antisemitische Poli-

tik der neuen Reichsregierung war nicht zu über-

sehen, der erste offizielle Juden-Boykott der Re-

gierung vom 1. April 1933 ließ Schlimmes erah-

nen.  

 

Immerhin aber hatte Heinrich eine Anstellung als 

Vertreter bei der Krankenversicherung, was bei-

den allerdings ein unstetes Leben bescherte, denn 

er musste auch deshalb häufig seinen Tätigkeitsort 

wechseln.  

Zunächst mieteten sich beide bei einem Gastwirt 

in Neu-Strelitz ein und meldeten sich dort als Ehe-

paar an. Doch sie konnten nicht lange bleiben, 

denn Ruth wurde als „Jüdin“ denunziert und 

wurde deshalb von der örtlichen Polizei vernom-

men.71 Strafrechtlich konnten ihr zu diesem Zeit-

punkt noch keine Vorhaltungen gemacht werden, 

aber beide waren gewarnt, wussten spätestens 

jetzt über die Gefährlichkeit ihrer Liebesverbin-

dung. Dennoch: Sie wollten zusammenbleiben und 

 
71 Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64870, Vernehmung 
Ruth Salomon durch KK Freytag am 11.10.1939 

wählten einen neuen Wohnort, um den rassisti-

schen Nachstellungen in Neu-Strelitz aus dem 

Wege zu gehen. Sie zogen nach Rostock, wo sie 

aber auch nur wenige Monate bleiben konnten. 

Immer wieder mussten sie ihren Wohnort wech-

seln, mal aus Gründen des wechselnden Einsatzor-

tes, die Heinrichs Versicherungsvertreter-Tätigkeit 

mit sich brachte, mal aufgrund der Befürchtung, 

sie könnten am Ort „enttarnt“ werden. Es folgten 

für jeweils nur wenige Wochen die Stationen 

Stralsund, Greifswald, Anklam und Stettin. Als sie 

Anfang März 1934 nach Breslau in die Kronprin-

zenstraße 23/25 zogen, Ruth war zu diesem Zeit-

punkt hochschwanger, hofften sie auf eine Been-

digung ihrer Unstetigkeit und auf ein normales Le-

ben als quasi-Eheleute, trotz aller Probleme mit 

der NS-Staatsgewalt und ihren Handlangern. Hein-

rich nämlich wurde dort von seiner Krankenversi-

cherung als Regionalvertreter eingesetzt. Hier 

wurde nun ihr Sohn Heinz geboren am 22. April 

1934 in der Provinzial-Hebammen-Lehranstalt. Die 

gefährlichen Probleme bei der Meldung der Ge-

burt konnten sie umgehen. Sie mussten sich nicht 

ausweisen, weil die Lehranstalt diese Geburtsan-

zeige beim Breslauer Standesamt übernahm.  

Eine Legalisierung ihrer Liebesbeziehung war 

ihnen aber weiterhin nicht möglich – mit weitrei-

chenden negativen Konsequenzen, denn alle 

staatlichen Unterstützungsmaßnahmen für Ehe-

leute konnten sie nicht in Anspruch nehmen wie z. 

B. den Bezug von Kindergeld. Ebenfalls wirkten be-

reits die antisemitischen Maßnahmen der NS-Re-

gierung in ihr Familienleben hinein: Eine „Ergän-

zung zur Durchführungsverordnung über die Ge-

währung von Ehestandsdarlehen“ vom 20.7.1933 

bestimmte, dass ein Ehestandsdarlehen nicht ge-

währt wird, wenn ein Ehegatte „nichtarisch“ ist.  

Auch die Hoffnung auf ein stetes Leben zu dritt in 

Breslau zerschlug sich: Nach einem guten halben 

Jahr, Anfang November 1934, mussten sie wieder 

ihren Wohnort wechseln, diesmal ging es nach 

Oranienburg. Hier konnten sie eine eigene kleine 

Wohnung beziehen als Untermieter beim Klemp-

nermeister Rohde im Kastanienweg 14.72 Und hier 

72 Adressbuch der Stadt Oranienburg 1937/1938 

Boykottaufruf, April 1933 
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stand ihnen auch ein weiteres „freudiges Ereignis“ 

bevor, die Geburt ihres zweiten Kindes. Ihrem – 

sehr eingeschränkten - Lebensglück als kleine Fa-

milie stand insofern nichts im Wege.   

Allerdings: Die politischen Verhältnisse hatten sich 

zwischenzeitlich grundlegend verändert, die ras-

sistische Verfolgung traf sie nun in direkter Weise: 

Mit dem „Gesetz zum Schutz des Deutschen Blu-

tes und der deutschen Ehre“73 vom 15. September 

1935 wurde endgültig die Illegalität ihres Liebes-

verhältnisses bestimmt. Im Paragrafen 1 wurde 

festgelegt, dass „Eheschließungen zwischen Juden 

und Staatsangehörigen deutschen Blutes … verbo-

ten“ sind, im § 2 heißt es: „Außerehelicher Ver-

kehr zwischen Juden und Staatsangehörigen deut-

schen Blutes … ist verboten.“ Drastische Strafen 

sind vorgesehen: Eine Nichtbeachtung des § 1 

wird mit Zuchthaus bestraft. „Der Mann, der dem 

Verbot des § 2 zuwiderhandelt, wird mit Gefäng-

nis oder mit Zuchthaus bestraft.“ Jetzt war ihnen 

nicht nur die Perspektive genommen, ihr eheähnli-

ches Verhältnis zu legalisieren und eines Tages ge-

traut werden zu können, sondern ihr derzeitiges 

Zusammenleben selber stand unter Strafe. Außer-

dem bestimmte das Reichsbürgergesetz, dass 

Ruth der Status einer Reichsbürgerin nicht zuer-

kannt wurde.74 

Hatten sie sich bis dahin in den Jahren ihres Zu-

sammenseins an den verschiedenen Orten noch 

als „Heinz Kestner und deutsche Ehefrau“ unent-

deckt ausgegeben können, so stand ihnen jetzt bei 

Enttarnung eine harte Bestrafung bevor. Wo sollte 

das Kind nun aber entbunden werden, ohne dass 

ihre wahre Identität als Eltern offenbart wird? Wie 

sollte dieses zweite Kind beim Standesamt in das 

Geburtsregister eingetragen werden können, 

wenn die Mutter eine Jüdin ist, der Vater deut-

scher Staatsbürger, noch dazu unter falschem Na-

men lebend und ohne gültigen Personalaus-

weis/Reisepass? 

 
73 https://www.1000dokumente.de/index.html?c=do-
kument_de&dokument=0007_nue&object=transla-
tion&l=de  
74 Reichsbürgergesetz vom 15.9.1935, § 2,1: „Reichs-
bürger ist nur der Staatsbürger deutschen und artver-
wandten Blutes, der durch sein Verhalten beweist, dass 

Möglicherweise um die Probleme der Aufdeckung 

ihrer Identität durch einen Besuch in einer Klinik 

zu umgehen, wurde ihre Tochter am 9.10.1935 in 

ihrer Wohnung in Oranienburg als Hausgeburt 

entbunden. Für beide gab es keine andere Mög-

lichkeit, als mit den gefälschten Personalangaben 

weiterhin zu taktieren, wollten sie nicht eine harte 

Bestrafung riskieren. Als Heinrich am 11.10.1935, 

zwei Tage nach der Geburt der Tochter, der sie 

den Namen Maria gaben, auf dem Oranienburger 

Standesamt erschien, um die Geburt anzuzeigen, 

legte er als Identitätspapier statt eines Ausweises 

seine Postausweiskarte vor – und hatte Glück. Der 

Standesbeamte akzeptierte diese halbamtliche Le-

gitimation, die ihn als Versicherungsinspektor 

Heinz Ernst Kestner ausgab mit Wohnung in der 

Wittenburger Straße 84 in Schwerin. Diese 

Postausweiskarte hatte sich Heinrich 1933 in 

Schwerin unter diesem Namen und seiner seiner-

zeitigen Übernachtungsadresse besorgt, als er sich 

dort ein Postsparbuch zulegte. Lediglich eine „ver-

trauenswürdige Person“ musste zur Ausstellung 

dieser Karte seinerzeit die Personalien bestätigen 

– und das war sicherlich seine damalige Freundin 

Ruth. Die Karte wurde gegen eine Gebühr ausge-

stellt und diente z. B. zur Aushändigung einer 

postlagernden Sendung am Schalter eines Postam-

tes75 und bei Ein- und Auszahlungen eines Post-

sparbuchs. Heinrich gab jetzt beim Standesamt in 

Oranienburg an, dass die Mutter des Kindes 

Dorothea Ruth Kestner, geb. Schmidt, sei, seine 

Ehefrau. 

 

 

 

 

er gewillt und geeignet ist, in Treue dem deutschen 
Volk und Reich zu dienen.“ § 2,3: „Der Reichsbürger ist 
der alleinige Träger der vollen politischen Rechte und 
Maßgabe der Gesetze.“ 
75 https://de.wikipedia.org/wiki/Postausweiskarte  

https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument_de&dokument=0007_nue&object=translation&l=de
https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument_de&dokument=0007_nue&object=translation&l=de
https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument_de&dokument=0007_nue&object=translation&l=de
https://de.wikipedia.org/wiki/Postausweiskarte
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Was aber Heinrich und Ruth nicht wussten: Einige 

Zeit später flog der Schwindel mit ihrer Geburtsur-

kunde auf und Ruth wurde vom Jugendamt offizi-

ell als gesuchte Person ausgeschrieben. 

Nachdem sie diese gefährliche Situation zunächst 

überstanden hatten, ohne in die Fänge der Polizei, 

Justiz und Gestapo zu geraten, verblieben sie noch 

ein Jahr zu viert in ihrer kleinen Wohnung zur Un-

termiete. Aber auch ihre Tage in Oranienburg wa-

ren gezählt: Berufsbedingt stand der nächste Um-

zug vor der Tür, nach Berlin, zunächst in die Deut-

schmeisterstraße 3 a, im April 1937 in die Roden-

bergstraße 15 in eine geräumige Parterrewoh-

nung. Hier ging es der kleinen illegalen Familie 

 
76 Adressbuch Berlin 1938, IV. Teil, Seite 47: https://di-
gital.zlb.de/vie-
wer/image/34115495_1938/4940/LOG_0376/   

auch zunächst finanziell etwas bes-

ser: Heinrich wurde der Versiche-

rungsbezirk Frankfurt/Oder mit Sitz 

in Berlin übertragen als Geschäfts-

stellenleiter, den er ohne weiteren 

Wohnortwechsel bearbeiten konnte 

und er verdiente für seine Verhält-

nisse zufriedenstellend. Zum ersten 

Mal war es ihnen möglich, einen 

kleinen Hausstand zu gründen, sich 

in ihrer Wohnung einzurichten und 

auch Möbel anzuschaffen, wie sei-

nerzeit bei dieser Gehaltsklasse üb-

lich, auf Kreditzahlung. Ihr Familien-

leben im eingeschränkten Maße zu 

genießen war ihnen nun möglich 

geworden trotz aller Widrigkeiten. 

Ganz offiziell lebten sie nun in der 

Berliner Metropole, wie auch das 

Berliner Adressbuch von 1938 unter 

der Anschrift Rodenbergstraße 15 

dokumentiert: „Kestner, H., Vers. 

Vertret.“76  

Aber ihr Leben war im doppelten 

Sinne permanent gefährdet: Jeder 

Schritt vor die Haustür war mit der 

Gefahr einer Enttarnung verbun-

den, denn die bloße Existenz ihrer 

Kinder zeigte Heinrichs und Ruths 

„kriminelles Verhalten“, den Ver-

stoß gegen die Rassengesetze an.  

Zum einen war es ihnen zwar bis hierher geglückt, 

ihren illegalen Status, das Leben unter falschem 

Namen, zu verschweigen. Und eine Aufdeckung 

dieser falschen Personalangaben, das war ihnen 

bewusst, wird für beide ein Strafverfahren und 

konnte auch eine kurzfristige Haftstrafe bedeuten, 

die, so hofften sie vielleicht zuvor, wegen der Kin-

der möglicherweise auf Bewährung ausgespro-

chen werden könnte. Nun aber griffen die antijü-

dischen Maßnahmen der Nazis. Ihnen aus dem 

Wege zu gehen war ungleich schwerer als das Ver-

schweigen ihrer wirklichen Namen und Geburts-

daten, und deren Konsequenzen würde sie 

Geburtsanzeige Maria Kestner (Maria Salomon). Der Hinweis (links) 

vom 27.5.1942 korrigiert ihren Namen und bemerkt, dass sie die 

Tochter der „unverehelichten … Ruth Salomon“ sei. 

https://digital.zlb.de/viewer/image/34115495_1938/4940/LOG_0376/
https://digital.zlb.de/viewer/image/34115495_1938/4940/LOG_0376/
https://digital.zlb.de/viewer/image/34115495_1938/4940/LOG_0376/
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ungleich härter treffen. Inzwischen begegneten 

ihnen im Straßenbild immer öfter Hinweis- und 

Warnschilder mit der Aufschrift „Juden uner-

wünscht“, hatte die Geheime Staatspolizei mit der 

Anfertigung einer zentralen und überregionalen 

Judenkartei begonnen (am 17.8.1935) und re-

gistrierte alle Deutschen mosaischen Glaubens, 

wurde den Juden seit dem Reichbürgergesetz vom 

15.9.1935 der Status eines Reichsbürgers aber-

kannt und am 3.11.1937 eine „Neuordnung des 

Personenstandsgesetzes“ beschlossen, wonach 

die Einrichtung eines Familienbuches vorgenom-

men werden müsse, aus dem u.a. eine „rassische 

Bestimmung“ ersichtlich ist.  

Diese Maßnahmen zum Ausschluss der Juden aus 

dem öffentlichen Leben und deren Isolierung wirk-

ten nicht nur auf staatlicher Ebene, sondern sie 

fanden auch in zunehmenden Maße eine Unter-

stützung in der Bevölkerung. Die „Volksgemein-

schaft“ fühlte sich aufgerufen, gegen alles „Volks-

fremde“, gegen alle Menschen „nichtarischen und 

nicht-artverwandten Blutes“ vorzugehen und jede 

vermutete Regelverletzung zur Anzeige zu brin-

gen, mindestens aber „zu melden“ bei den Polizei-

dienststellen, bei den NSDAP-Organisationen (die 

über ein dichtes Netz verfügten vom Blockwart bis 

zur NSV) oder der örtlichen Gestapo. Dass die De-

nunziationsbemühungen der „Volksgenossen“ in 

Sachen Rassenschande an ihrem Wohnort Berlin 

unbegrenzt waren, zeigt die Tatsache, dass hier le-

diglich 11 Prozent der Ermittlungsverfahren zu ei-

nem Strafverfahren führten, da die meisten der 

vorgebrachten Anzeigen sich als haltlos erwie-

sen.77   

Heinrich wusste um diese Gefahr, ihn als „Rassen-

schänder“ aufzudecken und zu brandmarken und 

er wusste von einer Möglichkeit, risikolos und voll-

ständig dieser Gefahr zu entkommen, wie er spä-

ter erklärte, nämlich „ wenn ich mich von meiner 

 
77 Vergl.: Alexandra Przyrembel: „Rassenschande“. 
Reinheitsmythos und Vernichtungslegitimation im Nati-
onalsozialismus, Göttingen 2003, S. 323; Nicht viel an-
ders die Denunziationsbereitschaft auf Reichsebene: 
„In etwa 15.000 Fällen leiteten die Staatsanwaltschaf-
ten der Landgerichte Ermittlungen gegen Rasseschän-
der ein, wobei sie in nur 16 Prozent der geschätzten Er-
mittlungsverfahren schließlich Anklage erhoben.“ 
Ebenda. 

Braut und den Kindern getrennt hätte und sie ih-

rem Schicksal überlassen hätte. Im selben Augen-

blick wäre ich keinerlei Verfolgungen mehr ausge-

setzt gewesen und hätte unbeschwert und sorglos 

leben können. …“  Das aber wollte er nicht, „aus 

Gewissensgründen“, mit allen Konsequenzen. „Ich 

befand mich in ständiger Gefahr, von der Gestapo 

verhaftet zu werden … nach Inkrafttreten der 

Nürnberger Gesetze 1935.“78  

Insofern stellte es für die Eltern Ruth und Heinrich 

jedes Mal ein Wagnis dar, im Familienverband ihre 

Wohnung zu verlassen und von den Nachbarn 

oder anderen „Volksgenossen“ gemeinsam gese-

hen zu werden. 

Und das Unheil war nicht fern: Ruths und Hein-

richs Kinder bekamen Keuchhusten und auf drin-

gendes Anraten des Arztes79 musste Mutter Ruth 

mit Maria und Heinz eine Kur im Seebad Horst an 

der Ostsee80 durchführen, wofür erhebliche finan-

zielle Aufwendungen nötig waren, denn sie waren 

alle drei als Folge ihres illegalen Status‘ nicht kran-

kenversichert. Und auch ihr Aufenthalt in Horst 

war nicht ungefährlich: Bereits am 22.8.1933 

wurde in zahlreichen Orten an Badestränden, in 

öffentlichen Bädern etc. für Juden ein Badeverbot 

ausgesprochen, am 30.3.1937 ordnete das Ge-

heime Staatspolizeiamt an, dass Juden besondere 

Badeorte zugewiesen werden, am 24.7.1937 trat 

ein Erlass in Kraft über die Trennung jüdischer und 

„arischer“ Kurgäste in Heilbädern (Hotels, Pensio-

nen, Kuranstalten etc.)81 und schließlich be-

stimmte am 11.7.1938 ein Erlass des Reichsminis-

teriums des Inneren gänzlich das Verbot des Auf-

enthalts von Juden in Kurorten.  

Aus finanzieller Sicht noch schlimmer für die Fami-

lie aber war, dass Heinrichs Krankenversicherungs-

firma von der Deutschen Beamten-Krankenkasse 

(Debeka) aufgekauft und übernommen wurde. 

78 NLA, Hannover, Nds. 171 Lüneburg, Nr. 68387, 
Haftentschädigungsbescheid vom 20.3.1950 
79 Es ist nicht dokumentiert, ob die Kinder von einem 
jüdischen Arzt untersucht und von ihm diese Kur ange-
ordnet wurde.  
80 Westpommern, heute gehört der Ort zu Polen und 
heißt Niechorze   
81 Unveröffentlichter Erlass des RMdI vom 24.7.1937 
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Jetzt wurde das Personal der aufgelösten Kranken-

kasse entlassen oder gehaltsmäßig herunterge-

stuft. Heinrich konnte lediglich als „Freischaffen-

der“ und zu sehr ungünstigen Konditionen dort 

weiterarbeiten. Er verdiente nicht einmal halb so 

viel wie zuvor und die Leistungsanforderungen bei 

der Anwerbung neuer Krankenversicherter konnte 

er nur selten erfüllen: „Für einen Abschluss erhielt 

ich nur RM 10.- unter der Voraussetzung, dass ich 

im Monat 25 neue Abschlüsse brachte.“82  

Kurze Zeit später wurde auch Heinrich entlassen, 

hielt sich zunächst für einige Wochen noch finanzi-

ell über Wasser mittels der Solidarität eines Ar-

beitskollegen, in dessen Namen er weiterhin Ver-

sicherungsabschlüsse tätigte und dafür von ihm 

die Provision erhielt. Kistner schilderte später: 

„Meinen Beruf konnte ich nicht mehr wie vorher 

(Vers. Vertreter) ausüben. Meine Aufträge musste 

ich an einen Berufskollegen weitergeben und mit 

dem zufrieden sein, was man mir als Provisionsan-

teil abgab. Ich kam dadurch immer mehr in wirt-

schaftliche Schwierigkeiten und musste mit mei-

ner Braut und meinen Kindern sehr hungern.“ 83  

Ihre Ersparnisse waren jetzt sehr schnell aufge-

braucht, die Familie geriet in eine massive finanzi-

elle Notlage. Hinzu kam, dass sie ihre Kredite, die 

sie zur Anschaffung neuer Möbel aufgenommen 

hatten, nun nicht mehr abzahlen konnten. Auch 

ein Umzug in eine kleine, preiswertere Wohnung 

war für sie keine Option, denn sie waren durch 

Anmietung mit langer Kündigungsfrist an ihre der-

zeitige Wohnung gebunden, deren Mietkosten sie 

aber nicht aufbringen konnten. Ruth: „Im Februar 

1939 mussten wir die Wohnung räumen.“84 

Die wenigen Jahre ihres glücklichen Lebens im in-

neren Familienzirkel waren vorbei, sie standen vor 

dem finanziellen Ruin und es gab keine (halb-)le-

gale Möglichkeit mehr, diese Situation zu verbes-

sern, den Kindern ein einigermaßen gedeihliches 

und fröhliches Aufwachsen zu ermöglichen und 

 
82 Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64870, Vernehmung 
H. Kistner durch KK Freytag am 12.10.1939 
83 NLA, Hannover, Nds. 171 Lüneburg, Nr. 68387, 
Haftentschädigungsbescheid vom 20.3.1950  
84 Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64870, Vernehmung 
R. Salomon durch KK Freytag am 11.10.1939 

selber vielleicht irgendwann einmal der Illegalität 

zu entfliehen. Jeder Kontakt zu anderen Personen, 

zumal zu einer Behörde oder Einrichtung, bei der 

sie sich über ihre Ausweise legitimieren mussten, 

bedeutete ein Auseinanderreißen der Familie, Ge-

fängnis oder Zuchthaus für sie und ein ungewisses 

Schicksal für ihre Kinder.  

Dass ihre Bedrohung immer stärker wurde erkann-

ten sie auch an den antijüdischen Pogromen vom 

9. bis 11. November 1938, die bei allen Juden 

Deutschlands Angst und Schrecken erzeugten. Ge-

rade auch an ihrem Berliner Wohnort, der Reichs-

hauptstadt, setzten die Nazis Synagogen in Brand, 

plünderten Geschäfte der Kaufleute jüdischer Her-

kunft, verwüsteten Wohnungen und Schulen der 

Juden. Die jüdische Bevölkerung wird verhöhnt, 

gedemütigt und geschlagen, die jüdischen Männer 

ab 18 Jahre verhaftet und in Konzentrationslager 

verschleppt.  

In dieser Situation reisten sie aus Berlin fort, nur 

das Notwendigste in ihren zwei Koffern dabei. Ein 

Koffer war belegt mit Kinderbekleidung, –spiel-

zeug und –speisen, der andere mit den Habselig-

keiten der Eltern.85 Ihren Hausrat mussten sie in 

der Wohnung lassen und hofften im Gegenzug auf 

die Übernahme der restlichen Kreditverbindlich-

keiten für die Möbel durch den Vermieter. 

Nur für kurze Zeit, für maximal zwei Monate, hiel-

ten sie sich nun an einem Ort auf: Zunächst in Bro-

dowin bei Chorin (bis Ostern 1939), dann in 

Joachimsthal, danach in Mohrin (Neumark). An re-

gelmäßige Arbeit und festes Einkommen war nicht 

zu denken. Ruth: „Es ging uns dort sehr schlecht. 

Wir hielten uns dadurch über Wasser, dass wir bei 

den Bauern in der Ernte halfen.“86 Heinrich schil-

dert die Situation später aus seiner Sicht: „Der 

ständige Wechsel des Aufenthaltsortes aus Furcht 

vor der Gestapo verschlang erhebliche Mittel. See-

lisch war ich völlig zerrüttet und schon fast dem 

Verfolgungswahn verfallen. Wenn es an meiner 

85 Diese beiden Koffer mit Inhalt wurden bei ihrer Fest-
nahme in Hützel beschlagnahmt; s. S. 27 
86 Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64870, Vernehmung 
R. Salomon durch KK Freytag am 11.10.1939  
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jeweiligen Wohnungstür klingelte, flüchtete ich, 

wenn möglich durch die Fenster. Wenn ich nach 

Hause kam, riskierte ich es oft nicht die Wohnung 

zu betreten, wenn verabredete Zeichen aus ir-

gendwelchen Gründen ausblieben.“87  

Im August 1939 wechselten sie wieder ihren Auf-

enthaltsort und reisten von ihrem letzten Geld 

nach Stettin. Auch dort konnten sie keine Woh-

nung anmieten, kamen stattdessen vorüberge-

hend in einem Hospiz der Kirche unter, wo aller-

dings die Unterkunft sehr teuer war und auf 

pünktliche Mietzahlung bestanden wurde. „In 

Stettin konnten wir auch keinen Fuß fassen und 

verdienten auch nichts.“88 Völlig mittellos stand 

nun die Familie da, nicht einmal für ihre Verpfle-

gung besaßen sie das nötige Kleingeld. Wertsa-

chen besaßen sie keine, Uhren und Schmuck wa-

ren schon längst versetzt. Nun verkaufte Heinrich 

auch sein kleines Radio und erhielt dafür 8,00 

RM.89 Das langte zwar für einige Tage für den Ein-

kauf von Verpflegung für Kinder und Eltern, nicht 

aber für die Zahlung der Miete im Hospiz. Aber be-

reits am zweiten Tag ihrer Anwesenheit verlangte 

die Hospizleitung von Heinrich die Zahlung der 

Miete, machte ihm Vorhaltungen („Die Oberin war 

sehr streng“90) und drohte am dritten Tag mit ei-

ner Anzeige, wenn er nicht zahlen würde und 

zeigte sehr resolut, diese Drohung auch umsetzen 

zu wollen. Kistner war nun auch psychisch am 

Ende, die Situation ausweglos. Ruth schildert ihre 

Lage: „Wir wussten nicht mehr ein noch aus. Wir 

waren verzweifelt.“91 Eine Anzeige wegen der 

Mietschulden durch die kirchliche Leitung nämlich 

würde bedeuten, dass etwas eintrat, was sie bis 

dahin immer haben vermeiden können – ein Kon-

takt mit der Ordnungsbehörde, der sicher zur Auf-

deckung ihrer Identität und zu Gefängnis- oder 

Zuchthausstrafe führen würde. Es stand also für 

 
87 NLA, Hannover, Nds. 171 Lüneburg, Nr. 68387, 
Haftentschädigungsbescheid vom 20.3.1950 
88 Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64870, Vernehmung 
R. Salomon durch KK Freytag am 11.10.1939 
89 Buddrus/Fritzlar S. 587: Am 20.9.1939 wurde den Ju-
den auferlegt, ihre Rundfunkempfänger abzugeben.  
90  Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64870, s. FN 88  
91 Ebenda 

sie sehr viel mehr auf dem Spiel als lediglich eine 

Streiterei um fehlende Mietzahlungen. 

Inzwischen waren Verfolgung und Repression ge-

gen den jüdischen Bevölkerungsteil noch wesent-

lich ausgeweitet worden: Bereits seit Januar 1939 

wurde ihnen vorgeschrieben, lediglich bestimmte 

Vornamen zu tragen oder aber „als weiteren Vor-

namen den Namen „Israel“ … oder „Sara“ … anzu-

nehmen.“92 Ab September 1939 durften diese Per-

sonen nicht mehr in den üblichen Geschäften ein-

kaufen: „Den Juden wurden besondere Geschäfte 

für den Ankauf von Lebensmitteln zugewiesen.“93 

Der Besitz von Rundfunkgeräten war ihnen bereits 

zuvor verboten worden,94 gegenüber ihren „ari-

schen“ Vermietern genossen sie keinen Mieter-

schutz mehr,95 Wohnungsanmietungen bei „Ari-

ern“ war ihnen untersagt,96 die Benutzung ver-

schiedener Abteile in den Eisenbahnen wurde 

ihnen verboten, ein „Judenbann“ ihnen gegenüber 

ausgesprochen, falls sie gewisse, der Öffentlich-

keit zugängliche Einrichtungen, Hotels und Gast-

stätten aufsuchen sollten, „in denen Parteigenos-

sen verkehren“. Das gleiche galt für den Besuch 

von Badeanstalten. Es galten verschärfte Sanktio-

nen bei Zuwiderhandlung: „Alle Juden, die irgend-

einer Anweisung nicht sofort nachkommen oder 

ein staatsabträgliches Verhalten zeigen, sind 

92 Zweite Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Änderung von Familiennamen und Vornamen 
vom 17.8.1938, RGBl. I 1044 
93 Ab 12.9.1939, vergl.: http://www.jugendgeschichts-
werkstatt.de/judenverfolgung/frames.htm 
94 bereits ab 24.6.1939, vergl.: Buddrus/Fritzlaz, S. 586 
95 Gesetz über Mietverhältnisse mit Juden vom 
30.4.1939, RGBl. I S. 864 
96 Anordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan 
vom 28.12.1938 
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sofort zu verhaften und in ein Konzentrations-

lager zu schaffen.“97  

Hinzu kam für Ruth und Heinrich in ihrer be-

sonderen Situation eine als überaus bedroh-

lich wahrgenommene Praxis der Nazis, bei 

Aufdeckung von Liebesbeziehungen zwischen 

Juden und „Ariern“ an vielen Orten eine öf-

fentlichen Anprangerung dieser Personen zu 

inszenieren, wobei sie unter Gewalteinwir-

kung in einem prozessionsartigen Demonstra-

tionszug am helllichten Tage vor den Augen 

der Passanten, häufig auch unter Beteiligung 

der Bevölkerung an Schmähungen und Miss-

handlungen, als öffentliches Spektakel zu mar-

kanten Plätzen im Zentrum der Orte geführt 

wurden. Diese antisemitischen Exzesse gegen-

über diesen Paaren, über die auch in den Zei-

tungen ausführlich berichtet wurde mit Fotos 

und Adressen der Betroffenen, bedeutete die 

Verletzung der persönlichen Immunität und 

körperlichen Integrität, offenbarte eine 

Freude an der Gewalt gegenüber den Ange-

prangerten.98  

 

 

 
97 Ebenda 

 

Heinrich und Ruth war klar, dass sie einer solch 

entwürdigenden Anprangerung lediglich dann ent-

gehen konnten, wenn sie sehr schnell die finanzi-

ellen Mittel auftreiben konnten, um im Hospiz ihre 

Miete zu bezahlen und damit ihrer „Enttarnung“ 

zu entgehen.  

In dieser ausweglosen Situation kam Ruth und 

Heinrich die Idee, über die Fälschung von Hein-

richs Postsparbuch an das überlebenswichtige  

Geld zu gelangen. Von einer ähnlichen, gelunge-

nen Aktion lasen sie zuvor in der Zeitung. Heinrich 

berichtete 1950: „Ich hatte keine moralischen Be-

denken, eine derartige Tat zu begehen, weil ich 

dadurch nicht nur mich, sondern auch meine 

Braut und meine 2 Kinder vor dem verhungern be-

wahrte und weil ich vom nationalsozialistischen 

Regime daran gehindert wurde, meinem Berufe 

nachzugehen und auf anständige Weise für meine 

Familie zu sorgen. Ich musste es bei meinem Um-

herwandern sehr oft erleben, dass mir von 

98 Alexandra Przyrembel, S. 69 f  

Sonderausgabe „Der Stürmer“ v. Januar 1938 

Öffentliche Anprangerungen der „Rassenschänder“ 
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Quartiersleuten die Tür gewiesen wurde mit dem 

Bemerken, man wolle mit Juden nichts zu tun ha-

ben. Ich musste in diesen Fällen immer mit einer 

nachträglichen Anzeige bei der Gestapo rechnen 

und wieder flüchtig werden. Allmählich fing ich an 

auszusehen, wie ein völlig heruntergekommener 

Mensch, da meine Kleidung durch das unstete Le-

ben mehr strapaziert wurde und ich keine Mittel 

hatte, mir andere Sachen anzuschaffen. Auch 

diese Tatsache machte es mir immer mehr un-

möglich, Geld zu verdienen und ausreichend für 

mich und meine Familie zu sorgen.“99 

Solche Fälschungen waren seinerzeit relativ unbe-

merkt möglich, weil die Ein- und Auszahlungen in 

einem Postsparbuch handschriftlich im jeweils 

nächsten freien Feld vermerkt, mit der (meist un-

leserlichen) Unterschrift des Postbeamten verse-

hen und mit einem Poststempel „beglaubigt“ wur-

den. Ruth und Heinrich kauften nun von ihren letz-

ten Groschen Stempelfarbe und Durchschlagspa-

pier und Heinrich fälschte sein Sparbuch, dass er 

sich 1933 in Schwerin zugelegt hatte und auf dem 

sich ein Guthaben von lediglich 1,00 RM befand. In 

das nächste freie Feld des Buches trug er eine Ein-

zahlung von 300,00 RM ein sowie das Guthaben 

von insgesamt 301,00 RM, setzte eine unleserliche 

Unterschrift daneben und drückte in das freie Feld 

des Buches einen durchgepausten Stempel.   

Mit diesem Sparbuch ging Ruth am selben Tag zur 

Post beim Stettiner Hauptbahnhof und ihr wurden 

problemlos 20,00 RM ausgezahlt,100 einige Stun-

den später dort noch einmal 50,00 RM. Daraufhin 

bezahlten sie am nächsten Tage in der Frühe im 

Hospiz ihre Miete und reisten sofort ab nach Pase-

walk, wo sie nochmals 35,00 RM abbuchen ließen. 

„Wir kauften unseren Kindern dafür Bekleidung 

und etwas zu essen.“101 Am selben Tag noch reis-

ten sie weiter nach Neubrandenburg, wo sie am 

Tag darauf 100.- RM vom Sparbuch abhoben. Am 

Nachmittag des Tages verließen sie sofort wieder 

den Ort, reisten weiter über Lübeck nach Kiel, wo 

 
99 NLA, Hannover, Nds. 171 Lüneburg, Nr. 68387, 
Haftentschädigungsbescheid H. Kistner vom 20.3.1950  
100 Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64870, Vernehmung 
R. Salomon durch KK Freytag am 11.10.1939 
101 Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64870, Vernehmung 
H. Kistner durch KK Freytag am 12.10.1939 

sie übernachteten und am nächsten Tag sich in 

der Nähe, in Schilksee, beim Malermeister Repen-

ning für zunächst fünf Wochen bei Mietkosten-Vo-

rauszahlung einmieteten.  

Jetzt war es ihnen zwar gelungen, vorübergehend 

ihr finanzielles Überleben gemeinsam mit den Kin-

dern zu sichern, dies aber zum Preis der gesteiger-

ten Furcht vor Entdeckung und der völligen Auf-

gabe eines Familienlebens. Sie, Eltern und Kinder, 

waren gezwungen, einen Ort aufzusuchen und 

diesen sofort wieder zu verlassen angesichts der 

Gefahr, dass ihre Fälschung bekannt wird und sie 

am Ort noch aufgegriffen werden könnten. Hier in 

Schilksee wollten sie zunächst zur Ruhe kommen, 

eine Arbeit aufnehmen und sich niederlassen. 

Aber auch das misslang. Ihre Hoffnung dauerte 

noch nicht einmal die fünf Wochen an, für die sie 

ihre Unterkunft im Voraus bezahlt hatten. Es war 

ihnen nicht möglich, eine Erwerbstätigkeit aufzu-

nehmen und die geringe Summe ihres „Angespar-

ten“ ging zur Neige. Also schmiedeten sie den 

Plan, an einem anderen Ort einen weiteren Neu-

anfang zu versuchen und durch die Fälschung von 

Postsparbüchern in den Besitz von Geldmitteln zu 

gelangen, der es ihnen ermöglichen soll, dort die-

sen Neuanfang finanziell abzusichern. Als ihren 

neuen Zielort bestimmten sie Winsen (Kreis Har-

burg) und sie schickten ihren Privatbesitz, ganze 

zwei Koffer, bahnlagernd nach dort. Zuvor ließen 

sie sich noch in Kiel zwei Postsparbücher ausstel-

len, fälschten diese und hoben davon an verschie-

denen Orten Geldbeträge ab. Jeweils ein Elternteil 

machte sich auf den Weg zu den Postämtern, der 

andere blieb bei den Kindern in Schilksee.102 Nach 

Ablauf dieser Aktion vernichteten sie die 

102 Von dem einen Sparbuch hoben sie in Kiel 15.- RM, 
in Laboe 85.-, in Rendsburg 100.- und in Schleswig 100.- 
RM ab, von dem anderen in Neumünster 100,- , in 
Eckernförde 100.-, Hamburg 100.- und in Elmshorn 
100.- RM. 
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Sparbücher, um keine Spuren zu hinterlas-

sen bei einer eventuellen polizeilichen Per-

sonenkontrolle oder Hausdurchsuchung. 

Am 25.9. reiste die Familie von Schilksee 

dann nach Winsen (Luhe), konnte aber 

auch dort nicht Fuß fassen. Ruth berich-

tete später: „Wir glaubten, dass wir in 

Winsen eine kleine Wohnung und auch Be-

schäftigung finden würden. Beides 

misslang.“103 Also mussten sie ihr jämmer-

liches Leben fortsetzen, Eltern wie Kinder, 

weiterhin Sparbücher fälschen, um zu 

überleben, immer mit der Angst im Nacken, aufzu-

fliegen mit allen schlimmen Konsequenzen für 

Ruth, Heinrich, Maria und Heinz.104  

Etwa eine Woche später zog die Familie wieder 

um, diesmal nach Hützel, einem kleinen Dorf in 

der Nähe von Soltau, und mieteten sich beim örtli-

chen Briefträger Quast ein. 

------------------------------------------------------------------- 

Bilder von relativ unbeschwerten Momenten 

(1938/1939)                                

 

 

 

 

 
103 Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64870, Vernehmung 
H. Kistner durch KK Freytag am 12.10.1939 
104 In Winsen ließen sie sich ein neues Postsparbuch 
ausstellen, fälschten es, hoben aber keinen Betrag ab, 

 

 

In Soltau erwarben sie am 2. Oktober 1939 ein 

neues Postsparbuch, manipulierten es und am 10. 

Oktober reiste Ruth nach Lüneburg zum Haupt-

postamt Am Marienplatz, um von diesem Spar-

buch einen Geldbetrag abzuheben.  

------------------------------------------------------------------- 

 

 

 

 

sondern vernichteten es, weil, wie Heinrich später an-
gab „mir der Stempel nicht gut genug gelungen schien.“ 
Staatsarchiv Hamburg: 213-11_64870, Vernehmung H. 
Kistner durch KK Freytag am 12.10.1939  

Anmeldeschein der Familie in Hützel - 

mit falschen Personalangaben 

Ruth und die Kinder (links, neben 

einem d. V. nicht bekannten Paar) 

Heinrich, Maria und (möglicherweise) Ruth. Dieses 

Foto wurde wahrscheinlich im Sommer 1939 während 

ihres Aufenthaltes in Mohrin (Moryn) bei einem Aus-

flug an den Mohriner See (Jezioro Morzycko) aufge-

nommen. 
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5. Ruth und Heinrich werden aufgegriffen, verur-

teilt und inhaftiert, ihre Kinder Heinz und Maria 

in ein Heim verbracht 

Als Ruth Salomon an diesem Dienstag in der Frühe 

in Hützel ihre Unterkunft verlies und sich von 

Heinrich und ihren Kindern Maria und Heinz ver-

abschiedete, sah sie, ohne es zu ahnen, ihre Kin-

der zum letzten Mal in ihrem Leben.  

Sie reiste nach Lüneburg, erreichte gegen 10.00 

Uhr das dortige Hauptpostamt Am Marien-

platz/Neue Sülze 1 und legte dem Post-Assisten-

ten Engelhardt in der großen Schalterhalle ihr 

Postsparbuch vor, um eine (unbekannte) Summe 

vom Guthaben abzuheben. Dieser aber schöpfte 

einen Verdacht, da ihm der Guthaben-Eintrag von 

der angeblich ausstellenden Poststelle in Soltau 

nicht korrekt erschien. Engelhard benachrichtigte 

durch seinen Stellvertreter, Postinspektor Hessing, 

den Oberpostinspektor Tollknäpper. Auch Toll-

knäpper war vom korrekten Eintrag nicht über-

zeugt und telefonierte deshalb mit der Poststelle 

in Soltau, um den Guthaben-Eintrag überprüfen zu 

lassen. Von Ruth unbemerkt, die auf die Abwick-

lung ihrer Auszahlung wartete, ließ zudem Toll-

knäpper die Ausgangstür des Postamtes besetzen, 

um eine mögliche Flucht Ruths zu unterbinden. 

Der Anruf in Soltau bestätigte den Verdacht: Als 

Guthaben wurden dort auf dieses Sparbuch nicht 

602,00 RM eingetragen, wie im Buch vermerkt, 

sondern lediglich 2,00 RM.105 

Daraufhin benachrichtigte Tollknäpper die Lüne-

burger Dienststelle der Geheimen Staatspolizei 

und Gestapo-Kriminalobersekretär Frank106 er-

schien auf dem Postamt, der Ruth verhörte, fest-

nahm und sie gegen 12.00 Uhr zur Lüneburger Kri-

minalpolizei überführte,107 die sie nochmals ver-

nahm. Ruth sagte zur Sache zunächst noch nichts 

 
105 Vergl.: Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64870: Be-
richt Oberpostinspektor Holste (Überwachungsbeamter 
der Reichspolizeidirektion Hamburg) v. 12.10.1939  
106 Vergl.: VVN-BdA Lüneburg: Die Staatspolizei Lüne-
burg. Strukturen und Täter, Lüneburg 2011 
107 Warum Tolknäpper bei einem solchen „normalen“ 
Verdachtsfall sich sogleich an die Gestapo und nicht an 
die Kripo wandte, ist nicht bekannt.  
108 Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64870: Bericht OB 
Lüneburg v. 10.10., Kripo, i. A. Wichmann 

aus, informierte aber über ihre Person (als Frau 

Köster) und derzeitigen Aufenthaltsort in Hützel 

und dass sie dort mit ihrem Ehepartner und ihren 

Kindern lebe. In ihrem Besitz befand sich, wie Kri-

minaloberassistent Friedrich Lehmkuhl in einem 

Bericht festhielt, u.a. eine Geldbörse mit 5,17 RM 

Bargeld.108 Daraufhin wurde sie „in Polizeihaft“ ge-

nommen, d.h. in einer Zelle auf der Polizeistation 

Am Graalwall eingesperrt. 

Gegen 14.00 Uhr informierte Lüneburgs Kripo-

Dienststellenleiter Wichmann seine vorgesetzte 

Leitstelle in Hamburg telefonisch (Kriminalkom-

missar Freytag, 17. Kommissariat), bat um die 

Übernahme des Falls und wurde von dort beauf-

tragt, Kistner/Kestner in Hützel festzunehmen und 

„die Kinder in einem NSV-Heim unterbringen zu 

lassen.“109 Gendarmerie-Hauptwachmeister 

Franke vom Gendarmerieposten I in Bispingen 

fuhr daraufhin nach Hützel zu Heinrich und den 

Kindern, durchsuchte deren Wohnstelle bei Quast, 

fand dort „Fälschungsmaterialien“ vor sowie einen 

Pfandschein (für das verpfändete Radio) und 

nahm ihn um 15.10 Uhr fest. „Köster war bei sei-

ner Festnahme im Besitz von 1,92 RM. Weitere 

Geldmittel besaß er nicht … Er hat noch eine Miet-

schuld von 35,- RM an seinen Quartierwirt zu zah-

len. … Die Kinder … sind dem Kinderheim in 

Harber zugeführt.“110 Gegen 19.30 Uhr wurde 

Heinrich K. in das Lüneburger Gerichtsgefängnis 

Am Markt eingeliefert.111  

 

 

 

 

109 Ebenda 
110 Ebenda: Schreiben Gen.posten I Bispingen, vom 
10.10.1939 an Kripo Lüneburg 
111 Eine in Harber kursierende mündliche Überliefe-
rung, wonach Heinrich Kistner selber an diesem Abend 
gegen 23.00 Uhr seine beiden Kinder in das Kinderheim 
in Harber gebracht und dort mit den Worten „Nehmen 
sie die Kinder, die sind in Gefahr … ich muss weg...“ ab-
gegeben haben soll, lässt sich mit dem Bericht des Gen-
darmerie-Posten nicht in Deckung bringen. 
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Der gesamte Besitz der vierköpfigen Familie Kist-

ner/Salomon – konfisziert am 10.10.1939  in Hüt-

zel von Gend.Hauptwachtmeister Franke. 
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Am nächsten Tag reiste Krim.Kommissar Freytag 

vom Hamburger 17. Kriminalpolizei-Kommissariat  

mit der Bahn zur Lüneburger Polizei-Dienststelle 

und vernahm Ruth und Heinrich bei ge-

trenntem Verhör. „Beide Festgenomme-

nen hatten lediglich 7,09 RM bei sich.“112 

Er entschied, beide in ein Hamburger Ge-

fängnis einzuliefern, holte dafür die Zu-

stimmung der Gefängnis-Dienstaufsicht 

ein (Lüneburgs Oberstaatsanwalt Wilhelm 

Kumm) und „nahm … sie in einem vom 

Bürgermeister in Lüneburg zur Verfügung 

gestellten Kraftwagen mit nach Ham-

burg.“113 Den Verbleib der Kinder bestä-

tigt er nochmals: „Die beiden Kinder wur-

den vorläufig in dem Kinderheim der NSV 

in Harber, Kreis Soltau, untergebracht.“114 

Am selben Abend in Hamburg, wo beide 

in Polizeihaft genommen wurden, ver-

nahm KK Freytag nochmals Ruth, die zwar 

die wahre Identität ihres Heinrichs nicht 

preisgab, aber jetzt ein Geständnis ab-

legte, den Erwerb und die Fälschung von  

 
112 Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64870: Bericht KK 
Freytag vom 11.10.1939 
113 Ebenda 

Postsparbüchern sowie die Ein- und Auszahlungen 

an verschiedenen Orten beschrieb. Die Religions-

zugehörigkeit Ruths hervorzuheben schien Freytag  

 

 

besonders wichtig zu sein: Es reichte ihm 

nicht aus, auf dem Protokoll-Formblatt bei 

den Angaben zur Person bei der Frage 

nach der Religion „mosaisch“ einzutragen 

und bei der Frage, ob Eltern oder Großel-

tern „deutschblütig“ seien, jeweils einzu-

tragen: „Nein, Juden“.  

Auch im Vernehmungsprotokoll ließ er 

Ruth nochmals ausführen: „Meine Eltern 

und Großeltern gehörten der jüdischen 

Religionsgemeinschaft an. Auch ich bin 

also Volljüdin.“ (Unterstreichung im Origi-

nal)115 

Am nächsten Tag, den 12.10.1939, ließ 

sich KK Freytag den Gefangenen Heinrich 

K. vorführen und verhörte auch ihn einge-

hend. Heinrich gab nun seine wirkliche 

114 Ebenda 
115 Ebenda: Vernehmungsprotokoll Ruth Salomon vom 
11.10.1939 

Gefangenenkarteien: Ruth „Die Salomon“(oben) und 

Heinrich (links) werden am 16.10. im Untersuchungs-

gefängnis Hamburg-Stadt inhaftiert. 
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Identität an und berichtete über seinen Lebens-

lauf sowie (übereinstimmend mit den Angaben 

von Ruth) über die Betrügereien. Hier schon inte-

ressierte sich KK Freytag neben dem Sachbezug 

besonders für das sexuelle Verhältnis zwischen 

Heinrich und Ruth und protokollierte als Aussage 

von Heinrich: „Wir haben wie ein Ehepaar gelebt 

und haben einen 5-jährigen Jungen und eine 4-

jährige Tochter miteinander.“116 

Folgerichtig hielt KK Freytag in seinem Abschluss-

bericht vom 16.10.1939 fest: „Kistner bzw. die Sa-

lomon sind geständig“, Postsparbuch-Fälschungen 

begangen, ihre Kinder als ehelich angemeldet und 

„bis in die letzte Zeit Rassenschande betrieben zu 

haben.“117 Freytag trennte nun das Verfahren ge-

gen Ruth und Heinrich wegen „Rassenschande“ 

ab, verfolgte zunächst die Betrugsde-

likte im 17. Kriminalkommissariat und 

überließ es dem für die polizeilichen 

Ermittlungen wegen Rassenschande 

zuständigen 23. Dezernat, in dieser Sa-

che weiter zu ermitteln. „Einen Durch-

schlag (der Vernehmungsprotokolle, 

d- V.) erhielt das 23. Kriminalkommis-

sariat zur Ermittlung der sowohl von 

der Salomon wie dem Kistner einge-

standenen Rassenschande …“118 

Nun ging alles sehr schnell: Am selben 

Tag beantragte KK Freytag einen Haft-

befehl für Ruth und Heinrich, dem das 

Amtsgericht Hamburg entsprach. 

Beide werden, ebenfalls am selben 

Tag noch, in das Untersuchungsge-

fängnis Hamburg-Stadt verbracht, dort 

als Zugangsnummer 3.100 bzw. 3.101 

registriert im Verfahren des Amtsge-

richts Hamburg unter dem Aktenzeichen: 155 Gs. 

1383/39 I  wegen „schw. Urkundenfälschung pp.“. 

 
116 Ebenda: Vernehmung Heinrich Kistner vom 
12.10.1939 
117 Ebenda: Abschlussbericht KK Freytag vom 
16.10.1939. Zu diesem Vorhalt kündigte KK Freytag ei-
nen Sonderbericht für das 23. Kriminalkommissariat an. 
118 Ebenda 
119 In den NS-amtlichen Unterlagen findet sich von nun 
an als Bezeichnung für Ruth die Formulierung „die Salo-
mon“ oder „Sara Ruth Salomon“ (Zweite Verordnung 

Vier Tage später fand der erste Verhandlungster-

min statt „in der Strafsache gegen 1. Kistner, 2. die 

Salomon“119 vor dem Hamburger Amtsgericht, Ab-

teilung 131, unter Amtsgerichtsdirektor Krause als 

Vorsitzenden und Assessor Kapmeyer als Vertreter 

der Staatsanwaltschaft, auf Antrag der Staatsan-

waltschaft unter Ausschluss der Öffentlichkeit 

„wegen Gefährdung der Staatssicherheit“. Ihnen 

wird nun eine „fortgesetzte gewinnsüchtige Ur-

kundenfälschung“ vorgeworfen. Nach Schließung 

der Beweisaufnahme wird der Prozess auf Antrag 

der Staatsanwaltschaft unterbrochen und vertagt 

auf den 27.10.1939, 11.30 Uhr. Bei dieser Prozess-

fortsetzung beantragt Assessor Kapmeyer seitens 

der Staatsanwaltschaft für Ruth und Heinrich je- 

 

 

zur Durchführung des Gesetzes über die Änderung von 
Familiennamen und Vornamen vom 17. August 1938). 
Diese, vom späteren Bundesminister im Kanzleramt 
Globcke als Mitarbeiter im Reichsinnenministerium 
mitverfasste Verordnung, stellte die erste allgemeine 
und äußerliche Kennzeichnung der Juden im Deutschen 
Reich dar, eine Vorstufe für deren weitere Isolierung, 
Ausgrenzung und Ermordung; vergl.: https://de.wikipe-
dia.org/wiki/Namens%C3%A4nderungsverordnung  

Urteilsschrift gegen Ruth und Heinrich (Auszug) 

https://de.wikipedia.org/wiki/Namens%C3%A4nderungsverordnung
https://de.wikipedia.org/wiki/Namens%C3%A4nderungsverordnung
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weils eine Gesamtstrafe von 2 Jahren 

Haft, „Die Angeklagten beantragten 

milde Strafen.“120 Nochmals wird der Pro-

zess unterbrochen und die Verkündung 

des Urteils für den 3.11.1939, 9.15 Uhr, 

angesetzt. 

Nun tagte das Gericht unter Amtsge-

richtsdirektor Krause als Vorsitzenden so-

wie Staatsanwalt Wollmann und es 

wurde das Urteil gegen Ruth und Hein-

rich gesprochen: „Die Angeklagten wer-

den wegen gemeinschaftlicher gewinn-

süchtiger Urkundenfälschung in 4 Fällen 

…, ferner der Angeklagte Kistner wegen 

Vergehens gemäß § 169 StGB in Tatein-

heit mit § 271 StGB (Anzeige der Kinder 

als ehelich geboren, d. V.) verurteilt: der 

Angeklagte Kistner zu einer Gesamtstrafe 

von einem Jahr und neun Monaten Ge-

fängnis, die Angeklagte Salomon zu einer 

Gesamtstrafe von einem Jahr und sechs 

Monaten Gefängnis.“121 

Das Gericht begründete sein Urteil damit, 

dass es sich zwar bei den Postsparbuch-

Ein- und Auszahlungen eigentlich um Tä-

tigkeiten im Bereich der Privatsphäre 

handele, aber in diesem Fall ginge es um 

die Fälschung öffentlicher Urkunden, weil 

die Eintragungen von den Postbeamten 

als Beamte einer öffentlichen Behörde 

vorgenommen würden. „Die Straftaten 

der beiden Angeklagten sind als außeror-

dentlich schwerwiegend zu betrachten. 

Gerade die Einrichtung der Postsparkasse 

ist im Interesse der deutschen Volksge-

nossen … erfolgt und Betrügereien und 

gewinnsüchtige Urkundenfälschung auf 

diesem Gebiet bedürfen unbedingt der 

Ahndung mit der Schärfe des Gesetzes.“ 

Zwar sei „die Zubilligung mildernder Um-

stände“ unter Berücksichtigung „der bis-

herigen Unbescholtenheit der beiden Angeklagten 

und ihr umfassendes Geständnis“ möglich, „zumal  

 

 
120 Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64870, Urteil des 
Amtsgerichts Hamburg vom 3.11.1939 

 

 

 

121 Ebenda 

Gefangenenkarteien: Ruth und Heinrich werden am 

7.11.1939 in die Strafanstalten Hamburg-Fuhlsbüttel 

eingeliefert. 
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sich die beiden in Not 

befunden haben“, aber 

davon werde kein Ge-

brauch gemacht und 

abgesehen: „Mit Rück-

sicht auf die Schwere 

der von den beiden An-

geklagten verübten 

Straftaten (ist) eine er-

hebliche Freiheits-

strafe … erforderlich.“  

Nun wurden beide am 

7.11.1939 in das be-

rüchtigte Strafgefäng-

nis Hamburg-Fuhlsbüt-

tel eingeliefert. Als 

Haftbeendigungsda-

tum ist für Ruth der 

10.4.1941 vorgesehen, 

für Heinrich der 

31.7.1941. 

Ihr gemeinsamer Lebensweg war nach diesem Ur-

teil des Hamburger Amtsgerichts endgültig been-

det, ihre gemeinsamen Kinder waren ihnen ge-

nommen. Nur einmal noch sollten sich beide se-

hen, für kurze Zeit und auf Distanz gehalten, vor 

dem Lüneburger Landgericht. 

Heinrich wird nach seiner Verurteilung nicht, wie 

ursprünglich vorgesehen, bis zum Juli 1941 im 

Hamburger Strafgefängnis gefangen gehalten, 

sondern am 17.1.1940 in ein Emslandlager verlegt, 

wo er Arbeiten bei der Moorkultivierung der Ge-

gend ausführen musste.122 

 

  

 
122 Arolsen Archives: Signatur 8140300, Veränderungs-
meldungen im Lager V Neusustrum 

Heinrich K. wird in das Strafgefangenen-

„Moorlager“ Neusustrum V „verlegt“. 
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6. Heinrich wird nochmals angeklagt und verur-

teilt, vom Lüneburger Landgericht wegen „Ras-

senschande“ 

Eine „Abgangsliste“ des Strafgefangenenlagers 

Neusustrum V vom 13.6.1940 listet Heinrich Kist-

ner auf unter der Nummer 552/39 „nach Gefgn. 

Lüneburg“.123 An diesem Tag wurde er zum Ge-

richtsgefängnis Lüneburg verbracht, wo er aber 

erst am 21.6.1940 eintraf.124  Hier blieb er etwa 

drei Wochen, bis zum 12.7.1940, in Haft.125 Eben-

falls wurde Ruth Salamon von ihrem Frauenge-

fängnis Hamburg-Fuhlsbüttel nach Lüneburg in 

das Gerichtsgefängnis verlegt am 

22.6. Sie blieb hier auch bis zum 

12.7.1940.126 

Der Grund für die Verlegungen 

der beiden: Die Staatsanwalt-

schaft Lüneburg hatte gegen 

Heinrich ein Gerichtsverfahren 

angestrengt, das jetzt zur Ver-

handlung kommen sollte, obwohl 

er weder ein Gewaltverbrechen 

begangen noch auf andere Weise 

jemandem einen Schaden zuge-

fügt hatte. Der Tatvorwurf lautete 

auf „Rassenschande“, Ruth sollte 

seine „Täterschaft“ als Zeugin be-

stätigen.  

Dass nämlich Heinrich und Ruth 

bis zu ihrer Verhaftung in eheähn-

licher Gemeinschaft lebten, ließ 

den Behördenleiter der Lünebur-

ger Staatsanwaltschaft keine 

Ruhe. Oberstaatsanwalt Wilhelm 

Kumm ermittelte, legte am 

22.4.1941 eine Anklageschrift ge-

gen Heinrich unter dem Aktenzei-

chen P Js 22/40 vor und bean-

tragte die Eröffnung des Haupt-

verfahrens vor dem Lüneburger 

Strafgericht. Er hatte nämlich festgestellt, dass 

Heinrich ein „deutscher Staatsangehöriger 

 
123 Arolsen Archives, Signatur 8140300: Mitteilung 
Strafgefangenenlager V Neu-Sustrum an Amtsgericht 
Hamburg v. 13.6.1940 
124 Auch der Rücktransport Heinrichs nach Neu-Sustrum 
dauerte mehrere Tage, vom 12.7. bis 17.7., wie die 

deutschen Blutes“ sei und es sich bei Ruth um 

eine „Volljüdin“ handele. Beide hätten „außerehe-

lichen Geschlechtsverkehr“ ausgeübt, „erstmalig 

im Mai 1933“ und dann fortgesetzt bis zur Verhaf-

tung von Heinrich in Hützel. „Dort fand auch der 

letzte Geschlechtsverkehr statt, den sie bisher re-

gelmäßig – etwa jede Woche 1 Mal - fortgesetzt 

hatten.“ Die Ausübung dieser intimen Beziehun-

gen sei, so befand Kumm in seiner Anklageschrift, 

„ein Verbrechen nach §§ 2  

 

Zugangsliste „Veränderungsmeldungen im Lager V 
Neusustrum“ zeigt: Bad Arolsen, Signatur 8140300  
125 NLA Hannover: Hann. 86 Lüneburg Acc. 34/90 Nr. 
138: Häftlingsverzeichnis Gerichtsgefängnis Lüneburg 
126 Ebenda 
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und 5 Abs. II des Gesetzes zum Schutze des deut-

schen Blutes und der deutschen Ehre vom 

15.9.1935.“127 

Am 26.6.1940 fand der Prozess gegen Heinrich 

Kistner vor der Strafkammer des Landgerichts Lü-

neburg unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. 

Ein Sitzungsprotokoll wurde, wie in solchen Fällen 

üblich, nicht erstellt. Die Verhandlung führte der 

Vorsitzende Richter Carl Emmermann. Amtsge-

richtsrat Dr. Severin und Landgerichtsrat Dr. Finke 

fungierten als beisitzende Richter, Erster Staatsan-

walt Kliesch als Vertreter der Staatsanwaltschaft. 

Heinrich und Ruth wurden über die im Prozess von 

1939 dargelegten Sachverhalte über ihre eheähnli-

che Beziehung hinausgehend ausführlich über ihr 

Liebes- und Sexualleben ausgefragt, Heinrich als 

Beschuldigter, Ruth als Zeugin, der kein Zeugnis-

verweigerungsrecht zugestanden wurde, was den 

Druck auf Heinrich erheblich erhöhte und Richter 

und Staatsanwalt ihre „Beweisführung“ erleich-

terte. Sie musste bereits zuvor bei der Kriminalpo-

lizei eine formelle Belehrung unterzeichnen: „Mir 

ist eröffnet worden, dass ich in einer 

 
127 NLA Hannover: Hann 171a Lüneburg Acc. 153/82 Nr. 
566 
128 Alexandra Przyrembel, S. 239: vergl. ebenda S. 304: 
„Um diese Praxis auch gegenüber verlobten Paaren 
durchzusetzen, wurde das Recht auf Verweigerung der 

Rassenschandesache als beteiligte Frau nur 

Zeugin bin ... Ausdrücklich wurde mir aber er-

klärt, dass ich über meine Beziehungen mit 

(Heinrich Kistner) die reine Wahrheit zu sagen 

habe und ich mit Wahrscheinlichkeit damit 

rechnen muss, meine Angaben vor Gericht un-

ter Eid zu widerholen. Auf die Folgen eines 

Falsch- bzw. Meineids bin ich ausdrücklich hin-

gewiesen worden.“128  

Das intime Leben des Liebespaares analysieren 

die Lüneburger Richter Emmermann, Severin 

und Finke sehr genau. Aus der Urteilsschrift: 

„Im Mai 1933 kam es in Schwerin zum ersten 

Geschlechtsverkehr zwischen ihnen.“ „Sie leb-

ten in wilder Ehe zusammen … Sie verkehrten 

auch regelmäßig geschlechtlich miteinander.“ 

„Sie beschlossen, … den Geschlechtsverkehr 

miteinander fortzusetzen.“ „Sie setzten den 

Geschlechtsverkehr regelmäßig – nach ihren 

Angaben jede Woche einmal – fort.“ In Hützel „… 

fand auch Ende September 1939 der letzte Ge-

schlechtsverkehr zwischen dem Angeklagten und 

der Zeugin Salomon statt.“ Heinrich habe „von 

vornherein den Vorsatz auf Geschlechtsverkehr 

bei jeder sich bietenden Gelegenheit gehabt.“ 

Das Gericht „erkannte für Recht“: „Der Angeklagte 

wird wegen fortgesetzter Rassenschande … zu ei-

ner Zuchthausstrafe von zwei Jahren verurteilt. 

Dem Angeklagten werden die bürgerlichen Ehren-

rechte auf die Dauer von fünf Jahren aberkannt“ 

(„ …da der Angeklagte durch sein fortgesetzt ras-

seschänderisches Verhalten eine ehrlose Gesin-

nung gezeigt hat“) und er hat die Kosten des Ver-

fahrens zu tragen. 

Richter und Staatsanwalt betätigten sich als Voll-

strecker der faschistischen Rassenpolitik und 

kannten keine Gnade. Selbst bestimmte Gesichts-

punkte, die für die Annahme mildernder Um-

stände sprachen, wurden im Gegenteil als straf-

verschärfend bewertet. Zwar ließ es der § 5,2 of-

fen, ob ein Angeklagter mit einer Gefängnis- oder 

Aussage aufgehoben, ,da der natürliche Zweck des Ver-
löbnisses, zur Ehe zu führen, unmöglich geworden‘ sei.“ 
(Urteilstext Schwurgericht II beim Landgericht Berlin v. 
29.7.1937)“ 

Anklageschrift des Oberstaatsanwalts W. Kumm (Ausriss) 
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Zuchthausstrafe belegt wird, aber das Gericht ent-

schied selbst in diesem Fall knallhart auf eine 

Zuchthausstrafe von zwei Jahren für Heinrich. 

 

 

 

Aus der Urteilsbegründung129: „Der Angeklagte ist 

danach … überführt, als Staatsangehöriger deut-

schen Blutes nach dem Erlass des Gesetzes zum 

Schutze des deutschen Blutes und der deutschen 

Ehre vom 15.9.1935 mit einer Volljüdin außerehe-

lich geschlechtlich verkehrt zu haben. Es handelt 

sich nach der Natur der Sache um eine fortge-

setzte Handlung, da der Angeklagte von vornhe-

rein den Vorsatz auf Geschlechtsverkehr bei jeder 

sich bietenden Gelegenheit gehabt hat … 

Bei der Strafzumessung war davon auszugehen, 

dass das Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes 

und der deutschen Ehre einen Grundpfeiler des 

nationalsozialistischen Staates darstellt. Es will zur 

 
129 Landesarchiv Nordrhein-Westfalen: Gerichte Rep. 
0173 Nr. 256, Signatur: RWB 31662/1-2 und RWB 
31663/1-2; Urteil des Landgerichts Lüneburg v. 
26.6.1940 und NLA Hannover: Hann 171a Lüneburg 
Acc. 153/82 Nr. 566 

Reinhaltung der Rasse und zur Sicherung des Fort-

bestandes und der Zukunft des deutschen Volkes 

jeden rasseschänderischen Geschlechtsverkehr 

zwischen Juden und Deutschen unterbinden. Die-

ses Hochziel lässt sich grundsätzlich nicht 

durch milde Strafen erreichen. Für die Höhe 

der Strafe muss ausschlaggebend das Maß 

der Verantwortungslosigkeit gewertet wer-

den, dass der Täter gegenüber der Volksge-

meinschaft durch Gefährdung des deutschen 

Volkes und der deutschen Ehre gezeigt hat. 

Der Angeklagte hat besonders verantwor-

tungslos gehandelt. Er hat mehrere Jahre hin-

aus trotz Kenntnis der Nürnberger Gesetzte 

und unter bewusster Missachtung der Ver-

botsbestimmungen seinen rasseschänderi-

schen Verkehr fortgesetzt. Dabei kann ihm 

auch nicht strafmildernd angerechnet wer-

den, dass seine verbotenen Geschlechtsbezie-

hungen zu der Zeugin Salomon schon Jahre 

vor Inkrafttreten des Blutschutzgesetzes be-

standen haben. Denn das Gesetz verbietet 

unbedingt die Fortsetzung derartiger Bezie-

hungen. Die Aufrechterhaltung des Ge-

schlechtsverhältnisses stellt vielmehr – gerade im 

Falle des Angeklagten – eine bewusste und beson-

ders hartnäckige Auflehnung gegen die national-

sozialistische Gesetzgebung dar. Diese jahrelange 

Aufrechterhaltung der verbotenen Beziehungen 

zu der Zeugin Salomon stellt demnach einen Straf-

schärfungsgrund dar. Ebenso wenig kann die 

frühere Heiratsabsicht des Angeklagten strafmil-

dernd berücksichtigt werden. Denn das gesunde 

Volksempfinden hat auch schon vor dem Erlass 

des Blutschutzgesetzes den Geschlechtsverkehr 

zwischen Juden und Deutschblütigen als verwerfli-

chen Rasseverrat empfunden. Schließlich spricht 

ebenfalls nicht für den Angeklagten, dass er die 

Zeugin Salomon und die gemeinsamen Kinder 

nach dem Erlass der Nürnberger Gesetze nicht im 

Stich gelassen hat ...“130  

130 In einem vergleichbaren Fall begründet das Landge-
richt Hamburg am 25.9.1941: „Mildernd war weiterhin 
bei der Bestrafung des Angeklagten zu berücksichtigen, 
dass er ein bisher vollkommen unbescholtener Mann 
ist … Er ist auch nach Überzeugung des Gerichts zu ei-
nem rasseverräterischen Handeln nicht etwa aus 

Urteil des Landgerichts Lüneburg unter Vorsitz des Landge-

richtsrats Emmermann vom 26.6.1940 gegen Heinrich Kist-

ner wegen „Rassenschande“: 2 Jahre Zuchthaus 
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7. Ruth in der Strafanstalt Hamburg-Fuhlsbüttel, 

ihre Haft und ihr Tod im KZ-Ravensbrück 

Nachdem der Prozess des Lüneburger Landge-

richts beendet war, wurde Ruth wieder zurück in 

das Gefängnis nach Hamburg-Fuhlsbüttel ver-

bracht. Es war das letzte Mal, dass Ruth ihren 

Heinrich sehen konnte, nur für die Dauer der Ge-

richtsverhandlung und auf Distanz - auf der Zeu-

genbank des Vorsitzenden Richters Carl Emmer-

mann am Lüneburger Landgericht Am Markt. 

Noch ein knappes dreiviertel Jahr musste sie jetzt 

im Frauengefängnis zubringen. Sicherlich hoffte 

sie während dieser Zeit auf ein Leben in Freiheit 

und auf ein Wiedersehen mit ihren Kindern. Mög-

licherweise waren aber auch Nachrichten über die 

persönlichen Verfolgungen der Juden durch die 

Gestapo zu ihr ins Gefängnis vorgedrungen. Nach 

Ablauf ihrer regulären Haftstrafe, am 10.4.1941 

um 14.00 Uhr, wurde sie aus der Haft entlassen, 

wie eine Mitteilung der Haftanstalt vom selben 

Tag an das Amtsgericht zeigt, unterzeichnet vom 

Vorstand des Frauengefängnisses. Da in dieser 

Mitteilung angegeben wird, dass Ruth zu ihrer 

Mutter nach Schwerin in die Apothekerstraße rei-

sen werde, wird deutlich, dass sie auch während 

ihres Gefängnisaufenthalts kei-

nen Kontakt zu ihrer Familie un-

terhielt, auch nicht in Vorberei-

tung ihres erhofften neuen Le-

bens in Freiheit, denn zu diesem 

Zeitpunkt wohnte die Mutter 

nicht mehr an der benannten 

Adresse, sondern bereits im 

Schweriner „Judenhaus“.  

Insofern ist sicher anzunehmen, 

dass es nicht die Adresse ihrer 

Schweriner Familie war, die 

Ruth nach ihrer Entlassung auf-

suchen wollte, zumal sie nun 

schon acht Jahre keinen Kontakt 

mit ihr hatte. Viel wahrscheinli-

cher scheint ein Wunsch von ihr 

gewesen zu sein, ihre Kinder zu sehen. Ob ihr aber 

 
Opposition zu dem … Geschlechtsverkehr gekommen, 
sondern ganz offenbar infolge der sehr alten Beziehung 
…“; zitiert nach: Alexandra Przyrembel, S. 399 

überhaupt von Seiten der Polizei-/Gefängnisver-

waltung Auskunft über den Verbleib ihrer Kinder 

gegeben wurde, ist sehr unwahrscheinlich. Zu die-

sem Zeitpunkt nämlich war ein Verfahren zur 

Übertragung der Vormundschaft an das Jugend-

amt des Landkreises Soltau abgeschlossen und es 

ist anzunehmen, dass die Behörden schon deshalb 

alles unternahmen, einen Kontakt Ruths mit ihren 

Kindern zu unterbinden. 

Von diesem Tag an, ihrem Entlassungstag aus dem 

Gefängnis, verliert sich Ruths Spur zunächst in den 

heute vorhandenen Überlieferungen der Behör-

den. Sie wurden vernichtet, wie fast alle Aktenbe-

stände der Geheimen Staatspolizei. Es ist anzu-

nehmen, dass die Gestapo Hamburg, Lüneburg 

oder Schwerin, wie in vielen vergleichbaren Fällen 

auch, Ruth nach ihrer Entlassung aus dem Fuhls-

bütteler Gefängnis sofort „in Gewahrsam“ nahm 

und sie in ein Gestapo-Gefängnis oder Konzentra-

tionslager verbrachte. Den Richtern des Hambur-

ger Amtsgerichts (Abtl. 131) jedenfalls war die be-

vorstehende Entlassung aus dem Gefängnis be-

kannt und sie informierten ihrerseits die Bezirksre-

gierung in Schwerin und die Polizeibehörde in 

Hamburg darüber.131  

131 Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64870: Schreiben 
Strafanstalt Fuhlsbüttel an Amtsgericht Hamburg, Abt. 
131, vom 10.4.1941 

Am 10.4.1941 wird Ruth aus dem Gefängnis entlassen 

– und (wahrscheinlich sofort) von der Gestapo in das 

KZ-Ravensbrück verbracht. 
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Diese Behörden stützten ihr weiteres Vorgehen 

auf einen Erlass des Chefs der Sicherheitspolizei 

vom 12.6.1937 an alle Staats- und Kriminalpolizei-

leitstellen: „In jedem Fall soll in einem Verfahren 

gegen einen Nicht-Juden die betreffende Jüdin in 

‚Schutzhaft‘ genommen werden.“132 Nach ihrer 

Strafverbüßung wegen einer kriminellen Tat und 

der Verurteilung von Heinrich wegen Rassen-

schande wurde dieser Erlass auf Ruth angewen-

det. Weitgehend im gleichen  Wortlaut begrün-

dete die Gestapo nun ihre Schutzhaftmaßnahmen 

von jüdischen Partnerinnen der verurteilten 

„deutschblütigen Rassenschänder“: „Sie gefährdet 

nach dem Ergebnis der staatspolizeilichen Fest-

stellungen durch ihr Verhalten den Bestand und 

die Sicherheit des Volkes und Staates, indem sie 

dadurch, dass sie wiederholt Rassenschande ver-

übte, befürchten lässt, sie werde bei Freilassung 

weiterhin die Gesetze zum Schutze des Deutschen 

Blutes missachten und so dazu beitragen, dass 

deutsche Männer straffällig werden.“133  

Erst für den 2./3. August 1941 findet sich wieder 

eine Spur über Ruths weiteren Aufenthaltsort, 

ihre Einlieferung in das Konzentrationslager 

Ravensbrück unter der Haftnummer 6560. Einlie-

ferungsgrund: Rassenschande. Dort überlebte sie 

nur noch sieben Monate, bis sie am 24. März 1942 

eines gewaltsamen Todes starb, in Ravensbrück 

oder in der Tötungsanstalt Bernburg,134 registriert 

unter der Nummer 587 des Sterbebuches von 

1942 des Standesamtes Ravensbrück II.135 

Ruth Salomons genauer Todesort lässt sich heute 

nicht mehr nachvollziehen. Ab Januar 1942 näm-

lich sind keine Sterbeurkunden in Ravensbrück 

mehr überliefert, weil jetzt die Sterbefälle des 

Konzentrationslagers nicht mehr dem Ortsstan-

desamt angezeigt wurden, sondern ein eigenes 

KZ-Standesamt eingerichtet wurde (Ravensbrück 

 
132 Zitiert nach Alexandra Przyrembel, S. 157 
133 Ebenda, S. 286 
134 Mitteilung des wissenschaftlichen Dienstes der 
Mahn- und Gedenkstätte Ravensbrück vom 3.3.2021 an 
d. V.; Vergl.: Gedenkbuch für die Opfer des Konzentrati-
onslagers Ravensbrück 1939-1945 / hrsg. von Mahn- u. 
Gedenkstätte Ravensbrück. Berlin : Metropol Verl., 
2005, S. 40 ff 
135 Mitteilung des Standesamtes Ravensbrück II an das 
Amtsgericht – Abteilung für Vormundschaftssachen – 

II), welches dem Lagerkommandanten unterstellt 

war. Ein enormer Anstieg der Sterbefälle ist für 

das Jahr 1942 nachweisbar. Der Grund dafür liegt 

darin, dass im Anschluss an die „Euthanasie-Tö-

tungen“ unter der Tarnbezeichnung 14 f 13 wei-

tere große Massentötungsaktionen stattfanden, 

denen neben der Tötung kranker KZ-Häftlinge un-

ter anderem auch jüdische Häftlinge zum Opfer 

fielen. Häftlinge aus dem KZ-Ravensbrück wurden 

als Opfer ausgewählt und in 10 Transporten im 

Februar und März 1942 zur Tötung nach Bernburg 

zur dortigen Landes- Heil- und Pflegeanstalt ver-

bracht, wo sie in Gaskammern getötet wurden, 

insgesamt mindestens 978 Menschen. Es ist inso-

fern möglich, dass auch Ruth Salomon zu den 

Bernburger Opfern gehörte. 

  

Jugendamt in Winsen a.d.L. vom 27.3.1942. Das Schrei-
ben erreichte trotz der falschen Adressatenangabe das 
richtige Amtsgericht, wie später ein Beamter des Amts-
gerichts Soltau beurkundete. Das Standesamt Ravens-
brück II zeigte mit dieser Mitteilung den Tod von Ruth 
Salomon an und teilt mit: „Die Verstorbene hat zwei 
minderjährige Kinder hinterlassen. Die uneheliche Mut-
ter der Kinder war mos. Konfession." Arolsen Archives: 
6.3.2.1 / 84469448 
 

Ruth Salomon (links) mit ihren Kin-

dern Maria und Heinz (und einer 

Bekannten), 1938/1939 



 
_____________________________________________________________________________________--
  

37 
 

8. Heinrichs Lebensweg durch die Gefängnisse, 

Straflager und Zuchthäuser 

Nachdem der Rassenschande-Prozess gegen Hein-

rich vor dem Landgericht mit dem für ihn nieder-

schmetternden Urteil beendet war, musste er 

noch einige Tage im Lüneburger Landgerichtsge-

fängnis verbleiben und wurde am 12.7.1940 „auf 

Transport“136 wieder in das Strafgefangenenlager 

Sustrum V geschickt, ein Gefangenentransport, 

der  wieder mehrere Tage, bis zum 17.7.1940, an-

dauerte, wie eine Zugangsliste des Lagers aus-

weist.137 

Im Lager Sustrum V verblieb Heinrich nun nur 

noch knappe 10 Tage. Am 26.7.1940 wurde er in 

das Gefangenenlager Rodgau, Lager II (Oberro-

den/Hessen) verlegt.138  

Bereits zwei Monate später, am 20.9.1940, wurde 

Heinrich wieder an einen anderen Haftort ver-

bracht, in das Gefängnis in Koblenz.139 Hier wurde 

er als „außenarbeitsfähig“ betrachtet, mit gutem 

Gesundheitszustand und einem Körpergewicht 

von 70,0 kg140 bei einer Größe von 176 cm. 

Als Strafende wird im Gefängnis Koblenz auf sei-

ner Häftlingskartei der 11.7.1941 eingetragen, d.h. 

seine Zuchthausstrafe aus dem Rassenschande-

Prozess war hier noch nicht berücksichtigt. Das än-

derte sich ein Viertel Jahr später: Am Vortag des 

Heiligenabends 1940 beschloss das Landgericht 

Lüneburg für Heinrich eine Zusammenfassung der 

Haftstrafen aus dem Hamburger und dem Lüne-

burger Urteil. Die Richter verschärften die Urteile 

insoweit, dass sie zwar die Gesamtstrafe etwas 

minimierten, aber die ausstehende Gefängnis-

strafe aus dem Hamburger Urteil von einem hal-

ben Jahr (vom 23.12.1940 bis 11.7.1941) in eine 

 
136 Arolsen Archives, Signatur: 8140300 
137 Ebenda 
138 Staatsarchiv Hamburg: Bestelleinheit 213-11_64870: 
Häftlingskartei Gefangenenlager Rodgau, Lager II Ober-
roden/Hessen 
139 Ebenda: Verlegungsbescheinigung vom 20.9.1941 
140 Landesarchiv Nordrhein-Westfalen: Gerichte Rep. 
0173 Nr. 256, Signatur: RWB 31662/1-2 und RWB 
31663/1-2; Aufnahmeuntersuchung H. Kistner 
141 Ebenda, Beschluss (P K Ls. 1/40) v. 23.12.1940 
142 Ebenda, Häftlingskartei H. Kistner Zuchthaus Rhein-
bach  

Zuchthausstrafe gleicher Dauer umwandelten. Die 

Lüneburger Richter C. Emmermann, Dr. Heine und 

Dr. Finke verfügten in Rücksprache mit der Lüne-

burger Staatsanwaltschaft (W. Kumm) nun eine 

Zusammenlegung der Haftstrafen Heinrichs auf 

eine Gesamtstrafe von insgesamt 3 Jahre und 1 

Monat Zuchthaus bei Beibehaltung der Aberken-

nung der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer 

von fünf Jahren.141   

Eine Verschärfung seiner Strafhaft und Verlegung 

vom Gefängnis Koblenz und Einlieferung in ein 

Zuchthaus waren die Folge. Am 8.5.1941 wurde er 

in das Zuchthaus Rheinbach verbracht.142  

Zu diesem Zeitpunkt wog er noch 64,0 kg, d.h. er 

hatte bereits stark abgenommen, wie seine Auf-

nahmeuntersuchung ausweist, in der ihm ein „fe-

mininer Gesamteindruck“ zugeschrieben wurde.143 

Die Zuchthausverwaltung entschied, ihn bei „Au-

ßenarbeiten“ einzusetzen und verbrachte ihn am 

24.5.1941 wieder in das „Gefangenenlager Rod-

gau Lager II – Rollwald – Niederroden/Hessen“.144 

Die Schwerstarbeiten in den nächsten 15 Monaten 

müssen für Kistner sehr anstrengend und aufrei-

bend gewesen sein. Sein Gesundheitszustand ver-

schlechterte sich rasant, seine Kräfte nahmen ab, 

sodass er nach einem Befund des Lagerarztes Dr. 

Wagner vom 2.9.1942 „wegen seines sehr 

schlechten Allgemeinzustandes“ als „Lagerunfä-

higkeit“ eingruppiert,145 nach Ansicht des Vor-

stands des Gefangenenlagers Rodgau wegen „sei-

ner körperlichen Gebrechen“ als „für die Beschäf-

tigung in dem Gefangenenlager Rodgau ungeeig-

net“ angesehen146 und am 10.9.1942 wieder in das 

Zuchthaus Rheinbach zurück verlegt werden 

musste.147 Jetzt wog er lediglich noch 56,5 kg, wie 

143 Ebenda, Zuchthaus Rheinbach, Aufnahmeuntersu-
chung H. Kistner 
144 Ebenda, Häftlingskartei H. Kistner Gefangenenlager 
Rodgau Lager II – Rollwald – Niederroden/Hessen 
145 Ebenda, Schreiben Gefangenenlager Rodgau Lager II 
– Rollwald – Niederroden/Hessen an Vorstand des 
Zuchthauses Rheinbach v. 2.9.1942 
146 Ebenda; Schreiben Gefangenenlager Rodgau Lager II 
– Rollwald – Niederroden/Hessen an Vorstand des 
Zuchthauses Rheinbach v. 4.9.1942 
147 Ebenda, Schreiben Gefangenenlager Rodgau an Vor-
stand Zuchthaus Rheinbach v. 19.9.1942 
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Reg. Med. Rat Dr. Hohn am 21.9.1942 bei Kistners 

Aufnahmeuntersuchung in Rheinbach notierte,148 

hatte also in den bisherigen zwei Jahren seines 

Zuchtausaufenthalts knapp 14 kg, d.h. 20% seines 

Körpergewichts verloren. Kistner wurde nun im 

Zuchthaus lediglich zu Arbeiten innerhalb der 

Strafanstalt eingeteilt zum Tütenkleben und als 

Flurwärter.149  

 

 

Als er hier im November 1942 entlassen werden 

sollte, wie es der Haftstrafen-Zusammenfassungs-

beschluss des Lüneburger Landgerichts be-

stimmte, geschah dies aber nicht. Stattdessen 

wurde H. Kistner am 30.11.1942 vom Zuchthaus 

Rheinbach in das Zuchthaus Siegburg verbracht,150 

wo er von diesem Zeitpunkt seiner vorgesehenen 

Entlassung ab noch weiter gefangen gehalten 

wurde. Es wurde nämlich bereits zuvor beschlos-

sen, dass bei H. Kistner die „Verordnung über die 

Vollstreckung von Freiheitsstrafen wegen einer 

während des Kriegs begangenen Tat“ vom 

11.6.1940 angewendet werden soll.151 Diese 

 
148 Ebenda, Aufnahmeuntersuchung H. Kistner 
21.9.1942 
149 Ebenda, Nachweisung über die Unterbringung und 
Beschäftigung oder Nichtbeschäftigung H. Kistner v. 
11.9.1942 und 21.10.1942 
150 Ebenda: Häftlingskartei H. Kistner 
151 Diese Verordnung findet sich unter: 
https://www.ser-
vat.unibe.ch/dns/RGBl_1940_I_877_VO_Vollstre-
ckung_Freiheitsstrafen.pdf  
152 Diese Verordnung, die zunächst in erster Linie da-
rauf zielte, verurteilte Soldaten nicht dem Kampfeinsatz 
zu entziehen unter der Prämisse, dass sie ihre Strafhaft 

Verordnung sah vor, dass bestimmte Straftaten, 

die ab dem 1.9.1939 begangen wurden, erst nach 

Kriegsende vollstreckt werden sollen, wobei jene 

Vollzugszeiten, die bereits während der Kriegszeit 

abgebüßt waren, nicht in die Strafzeit einbezogen 

wurden.152 Diese Gefangenen sollten in die Wehr-

macht eingezogen und sich „vor dem Feinde be-

währen.“ Somit rückte zu diesem Zeitpunkt, als 

Kistner in das Zivilleben entlassen werden sollte, 

seine tatsächliche Freilassung zu-

nächst in eine weite Ferne.153  

 

Bereits am 26.4.1941 wandte Lüne-

burgs Oberstaatsanwalt Kumm die 

stark haftverschärfende Verordnung 

auf Kistner an. Er legte fest, dass Kist-

ners Haftverbüßung während der 

Kriegszeit nicht als Vollzugszeit aner-

kannt wird, als Strafbeginn für Kistner 

das Kriegsende anzusetzen sei.154 Die 

Lüneburger Staatsanwaltschaft legte für H. Kistner 

fest: „Diese Strafe ist insoweit nach Kriegsende zu 

vollstrecken. Die … abgeurteilte fortgesetzte Ras-

senschande ist als Kriegstat zu behandeln, weil ihr 

letzter Akt im Kriege begangen ist und ein Ausnah-

mefall i. S. der AV v. 20.9.40 … nicht vorliegt.“155 In 

der Konsequenz bedeutet diese Verfügung für H. 

Kistner, dass er für seine „rassenschänderische“ 

Beziehung mit Ruth Salomon während der Zeit 

vom 1. September (Kriegsbeginn) bis zum 10. Ok-

tober (der Tag seiner Festnahme) bis zum Kriegs-

ende weiter inhaftiert bleiben und anschließend 

erst seine „reguläre“ Strafzeit abbüßen sollte. 

nach Kriegsende anzutreten hätten, wurde im Laufe 
der Zeit ausgeweitet auf zivile Zuchthausgefangene, um 
auch sie für die Wehrmacht zu rekrutieren und die fort-
laufenden Personalverluste auszugleichen. Vergl.: Peter 
Kalmbach: Wehrmachtsjustiz und „totaler Krieg“: 
https://auschwitz.be/images/_inedits/kalmbach.pdf  
153 Alexandra Przyrembel, S. 430 
154 Landesarchiv Nordrhein-Westfalen: Gerichte Rep. 
0173 Nr. 256, Signatur: RWB 31662/1-2 und RWB 
31663/1-2: Schreiben OStA Lüneburg an das Zuchthaus 
Rheinbach vom 26.4.1941 
155 Ebenda, Verfügung der Staatsanwaltschaft Lüneburg  
v. 21.4.1941 

Strafgefangenenlager-Arzt attestiert Heinrich K.: 

„sehr schlechter Allgemeinzustand“ 

https://www.servat.unibe.ch/dns/RGBl_1940_I_877_VO_Vollstreckung_Freiheitsstrafen.pdf
https://www.servat.unibe.ch/dns/RGBl_1940_I_877_VO_Vollstreckung_Freiheitsstrafen.pdf
https://www.servat.unibe.ch/dns/RGBl_1940_I_877_VO_Vollstreckung_Freiheitsstrafen.pdf
https://auschwitz.be/images/_inedits/kalmbach.pdf
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Jetzt fragte Oberstaatsanwalt Kumm in einer Kor-

respondenz nach der Meinung der Zuchthausver-

waltung in Rodgau. Diese stimmte ihm zu: „Kistner 

führt sich lagerordnungsgemäß, seine Arbeitsleis-

tungen liegen jedoch weit unter dem Durch-

schnitt. Bis jetzt zeigt er noch keinerlei Reue oder 

Einsicht … Die Anrechnung der in der Zeit des 

Kriegszustandes fallenden Vollzugszeiten wird 

nicht befürwortet. Ich schlage vor, die Anfrage 

nach einem Jahr zu wiederholen.“156 

 

 

Einen Widerspruch in dieser Frage erlebte die Lü-

neburger Staatsanwaltschaft etwa ein Jahr später 

vom Vorstand des Zuchthauses Siegburg, in das 

Kistner zwischenzeitlich eingeliefert worden war 

und in dem er sich von den Strapazen seiner Haft-

zeit in Rodgau „erholte“. Hier wird sein Verhalten 

als sehr positiv beschrieben: „Er hat sich … ein-

wandfrei geführt und auch bei der Arbeit zu Kla-

gen keinen Anlass gegeben. Er ist ruhig und zu-

rückhaltend. Die ihm zur Last gelegte Tat gesteht 

er ein … Da K. nicht vorbestraft ist, dürfte die 

Nichteinrechnung der in die Kriegszeit fallenden 

 
156 Ebenda: Schreiben der Zuchthausverwaltung Rod-
gau an StA Lüneburg vom 16.2.1942 
157 Ebenda: Schreiben Vorstand Zuchthaus Siegburg an 
StA Lüneburg vom 10.4.1943; In diesem Schreiben wird 
ebenfalls darauf hingewiesen, dass Kistner „zur Ausset-
zung der Strafvollstreckung zwecks Bewährung vor dem 
Feinde vorgeschlagen worden“ sei beim Siegburger 
Wehrmeldeamt. Es kann anhand der Akten nicht mehr 
nachvollzogen werden, warum Kistner von dem Kriegs-
einsatz verschont blieb, möglicher Weise weil Kistner 
als „wehrunwürdig“ eingestuft war, möglicher Weise, 

Vollzugszeit für ihn eine besondere Härte bedeu-

ten. Aus diesem Grunde wird die Einrechnung be-

fürwortet.“157 

Schließlich gab Lüneburgs Oberstaatsanwalt klein 

bei und teilte dem Vorstand des Siegburger Zucht-

hauses mit, man habe sich bei der Staatsanwalt-

schaft am 7.7.1943 umorientiert und „die Nicht-

einrechnung der in die Kriegszeit fallenden Voll-

zugszeiten widerrufen … Als Entlassungstag ist der 

1.10.1943 festgesetzt. Um Bekanntgabe 

an Kistner und Entlassung des K. am 

1.10.1943 wird gebeten.“158 Zwar bestä-

tigte der Siegburger Zuchthausvorstand 

der Lüneburger Staatsanwaltschaft die-

sen Termin, allerdings mit der spitzfindi-

gen Formulierung, er werde an diesem 

Tag „aus der Strafhaft entlassen.“159   

Warum die Zuchthausverwaltung diesen 

Terminus der „Strafhaft-Entlassung“ be-

nutzte und dass sie gar nicht daran 

dachte, Kistner an diesem Tag in die Frei-

heit zu entlassen, wird zwei Monate spä-

ter deutlich, am Vortag des angesetzten Entlas-

sungstermins. Jetzt erst setzt sie einen Rückversi-

cherungsmechanismus in Kraft, den sie auch 

schon mehrere Wochen zuvor hätte bemühen 

können. Die Zuchthaushausverwaltung fragt bei 

der Gestapo in Köln an: „Ich bitte um … Mittei-

lung, ob Kistner in die Freiheit entlassen werden 

kann“160, was sie der Lüneburger Staatsanwalt-

schaft zwei Tage später, sachlich und triumphie-

rend zugleich, mitteilt: „K. bleibt für Geh. Staats-

polizei in Köln weiter in Schutzhaft.“161 Die Ge-

heimpolizei ließ sich nun noch einmal 10 Tage Zeit, 

bis der Kölner Gestapo-Mann Bethke grünes Licht 

gab: „Gegen die Entlassung des Kistner bestehen 

hier keine Bedenken. Es wird gebeten, dem K. zu 

weil Kistner seine Haftzeit zu diesem Zeitpunkt bereits 
abgebüßt hatte und deshalb eine angenommene „Aus-
setzung der Strafvollstreckung“ nicht in Frage kam.  
158 Ebenda: Schreiben StA Lüneburg an Vorstand des 
Zuchthauses Siegburg vom 19.7.1943  
159 Ebenda: Schreiben Siegburg v. 28.7.1943 an StA Lü-
neburg 
160 Ebenda: Schreiben Zuchthaus Siegburg an Gestapo 
Köln vom 29.9.1943 
161 Ebenda: Schreiben Zuchthaus Siegburg an StA Lüne-
burg vom 2.10.1943 

Heinrich K. wird über seine vorgesehene 

Haftzeit hinaus gefangen gehalten. 
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eröffnen, dass er sich bei der für seinen Wohnsitz 

zuständigen Staatspolizeistelle zu melden hat.“162  

Auf einem „Fürsorge-Fragebogen“ gibt H. Kistner 

an, wohin er nach seiner Entlassung gehen werde 

– zu seinen Kindern.163 Am 15.11.1943 schließlich 

endete das Martyrium des Heinrich Kistner: „Kist-

ner wurde nach Hützel/Soltau entlassen.“164 

 

Vom Zeitpunkt seiner Verhaftung in Hützel am 

10.10.1939 bis zu seiner Entlassung aus der Haft 

am 15.11.1943 musste Heinrich Kistner somit über 

4 Jahre in Haft verbringen, überwiegend in Strafla-

gern und Zuchthäusern, obwohl seine Strafdauer 

aus dem Strafzusammenfassungsurteil lediglich 3 

Jahre und 1 Monat betrug.  

Aus dem zwar wegen der langjährigen Verfolgung 

psychisch angeschlagenen, aber bei seiner Verhaf-

tung 1939 körperlich gesunden Mann im Alter von 

29 Jahren war nun, vier Jahre später, ein völlig ge-

brochener Mensch geworden, stark abgemagert 

und mit starken Körperschäden, die ihm während 

der Haft zugefügt wurden:  

Eine Schwefel-Kohlenstoffvergiftung erlitt er im 

Zuchthaus Siegburg im 

März 1943, sein linker 

Unterschenkel wies 

eine große, offene 

Wunde auf, Fuß- und 

Handgelenke waren ge-

lähmt, seine Zähne ein-

geschlagen. 

Als Heinrich Kistner am 

15.11.1943 aus dem 

Zuchthaus Siegburg ent-

lassen wurde, führte 

ihn sein erster Weg 

nach Soltau bzw. Hüt-

zel. Er wollte wissen, 

was aus Ruth und 

 
162 Ebenda: Schreiben Gestapo Köln an Siegburg v. 
12.11.1943 
163 Ebenda: Fürsorge-Fragebogen, o.D. 
164 Ebenda: Notiz Zuchthaus Siegburg vom 15.11.1943 
165 NLA Hannover: Nds. 171 Lüneburg, Nr. 68387. Nach 
dem Wortlaut des Urteils der Entschädigungskammer 

seinen Kindern Maria und Heinz geworden war, ob 

und wo sie nun leben würden, erhielt dort aber 

die Auskunft, dass sie umgekommen seien, eine 

für Heinrich K. sehr schmerzhafte, aber unter den 

Umständen der Nazi-Judenverfolgung und –er-

mordung eine glaubhafte Auskunft.165 Wer ihm 

diese Auskunft gab, ist nicht bekannt. Es muss ver-

mutet werden, dass ihm dieser falsche Hinweis 

deshalb gegeben wurde, um ein Zusammentreffen 

mit seinen Kindern zu verhindern. Rechtlich war 

ihm die Möglichkeit genommen, einen Kontakt zu 

seinen Kindern zu erstreiten, da die Erziehungsbe-

rechtigung an das Jugendamt des Landkreises 

Soltau übergegangen war. Auch die Tatsache, dass 

er als leiblicher Vater nicht zu Unterhaltszahlun-

gen aufgefordert wurde, wie in solchen Fällen üb-

lich, spricht für die Annahme einer Kontaktverhin-

derungsstrategie seitens der Behörden.  

Heinrichs junges Leben (er war jetzt 33 Jahre alt) 

glich zu diesem Zeitpunkt einem Scherbenhaufen: 

Ein relativ unbeschwertes Leben zu führen war 

ihm lediglich vergönnt gewesen gemeinsam mit 

Ruth in den zwei Jahren nach ihrem Kennenlernen 

1933 bis zu den Nürnberger Gesetzen 1935. In 

Landgericht Lüneburg in der Entschädigungssache Kist-
ner vom 2.7.1954 hat Kistner nach seiner Entlassung „in 
der Gemeinde Hützel nach dem Verbleib der Mutter 
und der Kinder nachgefragt“ und „nach den dort erteil-
ten Auskünften angenommen, dass die Kinder umge-
kommen seien.“ 

Heinrich K. wird aus dem Zuchthaus Siegburg nach Hützel/Soltau entlassen. 
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ständiger Furcht vor Entdeckung der straf-

baren Liebesbeziehung zu seiner Lebens-

gefährtin, die sich nach der Geburt der 

beiden Kinder Heinz und Maria noch stei-

gern sollte, ihr illegales Leben in Unsicher-

heit, dass die vielen Wohnortwechsel not-

wendig machte, ihr Leben in Armut, dann 

Verhaftung und Verurteilung von Ruth und 

ihm, die tägliche bange Frage nach dem 

Verbleib der Kinder und seiner Partnerin, 

die unmenschliche Behandlung in insge-

samt sieben Gefängnissen, Lagern und 

Zuchthäusern über einen Zeitraum von 

über 4 Jahren hinweg mit ihren körperli-

chen Auswirkungen und nun die Mittei-

lung, Ruth und seine Kinder seien umge-

kommen – ein schmerzlicher und depri-

mierender Rückblick.  

Nun hielt Heinrich nichts mehr in Soltau 

und er reiste nach Uelzen, wo er sich zum 

1.12.1943 beim Einwohneramt anmeldete 

mit Adresse Rademacher Str. 7, um einen Neuan-

fang zu wagen.166 Er nahm eine Arbeit auf bei der 

Firma G. H. Bock & Co. als Lagerist,167 heiratete 

dort am 2.9.1944 Ella Rust168 und wohnte mit ihr 

fortan in der Karlstraße 21 b.169 Bei der Gestapo in 

der Lüneburger Julius-Wolff-Straße 4 stand er al-

lerdings weiter unter Beobachtung. 

 

  

 
166 Die genauen Gründe, warum H. Kistner nicht nach 
Westercelle zurückkehrte, sondern sich in Uelzen nie-
derließ, sind nicht bekannt. 
167 NLA Hannover: Nds. 171 Lüneburg Nr. 68387: Entna-
zifizierungs-Fragebogen Heinrich Kistner vom 29.4.1946 

168 Stadtarchiv Uelzen: Standesamt Uelzen Nr. 88/1944: 
Sterbeurkunde Heinrich Kistner Nr. 90/70 vom 
17.2.1970 
169 NLA Hannover: Nds. 171 Lüneburg Nr. 68387: Entna-
zifizierungs-Fragebogen Heinrich Kistner vom 29.4.1946 
und Adressbuch Uelzen 1956, 1960, ff 

Heinrich K. als Zuchthaus-Gefangener (ohne Datum) 

Heinrich Kistner muss sich nach seiner Haftentlassung 

bei der Gestapo Lüneburg melden. 
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9. Vom Emslandlager Neusustrum V bis zum 

Zuchthaus Siegburg: Straflagerarbeit für das NS-

Regime 

Nach Antritt seiner Haft im Strafgefängnis Ham-

burg-Fuhlsbüttel am 7.11.1939 wurde Heinrich in 

das Strafarbeitslager V Neusustrum verbracht und 

dort vom 17.1.1940 bis 26.7.1940 gefangen gehal-

ten, unterbrochen durch die Zeit im Lüneburger 

Gerichtsgefängnis während der Zeit seines Prozes-

ses wegen Rassenschande vor dem Landgericht. 

 

Dieses Lager gehörte neben den Lagern Börger-

moor und Esterwegen zu den frühen Konzentrati-

onslagern im Emsland. Im April 1934 wurde das 

Lager als KZ aufgelöst und als Strafgefangenenla-

ger der Justiz weitergeführt, um die Überbelegun-

gen in den regulären Haftanstalten abzubauen 

und um „Maßnahmen der ergänzenden Strafver-

schärfung“ durchzuführen. Die Bewachung über-

nahm eine im Dienst der Justiz stehende SA-Ein-

heit, die später durch Justizbeamte ergänzt 

wurde. Die Gefangenen mussten bis 12 Stunden 

täglich zur Gewinnung landwirtschaftlicher Nutz- 

und Siedlungsflächen unter bewusstem Verzicht 

 
170 Wilfried Wiedemann, Die Strafgefangenen der Justiz 
im Emsland 1934 – 1945, in: Bernd Faulenbach/Andrea 
Kaltofen (Hg.): Konzentrations- und Strafgefangenenla-
ger im Dritten Reich. Beispiel Emsland. Dokumentation 
und Analyse zum Verhältnis von NS-Regime und Justiz. 

auf Maschineneinsatz Schwerstarbeit im Moor 

leisten. Die Gefangenen „mussten Entwässerungs-

kanäle graben, Wege bauen und Kuhlen. Das war 

eine besonders kräfteraubende Arbeit zur Boden-

verbesserung, wobei das Bodenprofil umgeschich-

tet und die wasserundurchlässige, harte Ortstein-

schicht durchbrochen werden musste.“ Ein Straf-

gefangener, der 1939/1940 gefangen gehalten 

wurde, schrieb über diese Arbeit: „Jeder Sträfling 

hatte an einem Tag rund 20 Kubikmeter Erde zu 

bewegen.“170 

Ein anderer Gefangener berichtete später über die 

Tortur des kurz zuvor eingetroffenen Leidensge-

nossen Eduard: „Nachdem der Student von dem 

Posten kreuz und quer durch das Heidekraut ge-

hetzt wurde, musste er an die Karre und Moor- 

dreck fahren. Diese Karre war eine besondere 

Strafarbeit mit allen Schikanen und mit Fußtritten 

obendrein … Kuhlen-Paule (SA-Kommandoführer, 

d. V.) und der Posten standen dabei und trieben 

mit Stockschlägen und Fußtritten zur Eile an … 

Eduard mühte sich ab, die volle Karre über die 

weiche, locker gekuhlte Sandfläche zu schieben. 

Mehrfach brach er zusammen. Doch immer und 

immer wieder wurde er hochgeprügelt. Auch als 

die Karre umkippte, gab es zusätzlich Schläge beim 

Wiederaufladen.“171  

Die Verpflegung war schlecht und im Verhältnis 

zur harten Arbeit nicht ausreichend. Über die all-

gemeine Tortur hinaus waren die Gefangenen viel-

fachen körperlichen und seelischen Misshandlun-

gen durch die Wachmannschaften ausgesetzt … 

Standesamtlich sind im Lager Sustrum V 248 To-

desfälle beurkundet. Die tatsächliche Zahl dürfte 

aber höher liegen. In den Emslandlagern insge-

samt starben durch das Zusammenwirken von 

Schwerstarbeit und Gewalt, allgemeiner Erschöp-

fung und Krankheit im Laufe des Kriegs mehr Ge-

fangene als in jeder anderen deutschen 

3 Bände, Düsseldorf 1983,S. 132; vergl.: Bernd Walter: 
Die Strafgefangenenlager im Emsland1934 – 1945, in: 
ebenda,S. 119 
171 David Reinecke, Die „Moor-SA“, in: ebenda,S. 147 

Heinrich Kistners Häftlingskartei 

Strafgefangenenlager Neusustrum V 
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Strafanstalt. Zwischen 1940 und 1945 verloren 

mindestens 1.481 Strafgefangene dort ihr Le-

ben.172 

Am 26.7.1940 wurde Heinrich Kistner in das Ge-

fangenenlager Rodgau, Lager II (Oberroden/Hes-

sen) verlegt. Dort blieb er bis zum 20.9.1940. Ein 

weiteres Mal wurde er hier gefangen gehalten 

vom 24.5.1941 bis zum 30.11.1942. 

 

 
172 Vergl.: https://www.gedenkstaette-esterwe-
gen.de/geschichte/die-emslandlager/v-neusust-
rum.html 
173 Vergl.: https://www.lager-rollwald.de/index1.htm  

Der Ort Rodgau befindet sich im Dreieck Darm-

stadt – Aschaffenburg – Frankfurt/M., etwa 25 KM 

von Frankfurt entfernt. Nieder-Roden ist heute 

mit etwa 15.000 Einwohnern der größte Stadtteil 

von Rodgau im südhessischen Landkreis Offen-

bach. 

Die „Gefangenenlager Rodgau“ bestanden aus ei-

nem System von insgesamt 32 Stamm- und Au-

ßenlager auf dem Gebiet der heutigen 

Bundesländer Hessen und Rheinland-

Pfalz.173 

Das „Stammlager II Nieder-Ro-

den/Rollwald“, so der offizielle Titel, 

bestand aus einem umzäunten und 

von sechs Wachtürmen umgebenen 

Gefangenenlager mit 24 Holzbaracken, 

die von Strafhäftlingen der Justizstraf-

anstalt Dieburg errichtet wurden. In 15 

dieser Baracken sollten je 100 Häft-

linge untergebracht werden.  Am 22. 

Juni 1938 nahm das Lager mit zu-

nächst 500 Gefangenen seinen Betrieb 

auf. Rund vier Jahre später, am 14. 

Mai 1942, waren in dem Lager bereits 

2.850 Gefangene untergebracht. Ent-

scheidend für die Ansiedlung des La-

gers war das umfangreiche Programm 

einer Flurbereinigung und Regulie-

rungsarbeit an den Flüssen, Rodungs- 

und Erschließungsarbeiten, Entwässe-

rung der Sumpflandschaft, Bachregu-

lierung und viele weitere Tätigkeiten 

sowie die Anlage landwirtschaftlicher 

Versuchsgüter und der Bau eines „Erb-

höfedorfes“ zwischen Ober- und Nie-

der-Roden. In Mönchbruch war ein Ar-

beitskommando stationiert, dessen 

Arbeitskräfte für den Ausbau des 

Frankfurter Flughafens eingesetzt wur-

den.174  

174 Vergl.: https://www.lagis-hessen.de/de/sub-
jects/xsrec/id/1657/current/135/pa-
geSize/40/page/4/sn/nstopo?q=Y-
ToxOntzOjExOiJzYWNoYmVncmlmZiI7czo2OiJKdXN0a-
XoiO30= 

Heinrich K.s Häftlingskartei. Einlieferung in das  Gefangenenlager 

Rodgau am 26.7.1940 und nochmals am 24.5.1941 

https://www.lager-rollwald.de/index1.htm
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Mit Kriegsbeginn wurden die Häftlinge überwie-

gend mit Aufträgen für die Wehrmacht, in der 

Rüstungsproduktion, im Munitionslager Müns-

ter/Hessen, als Hilfskräfte in der Landwirtschaft 

und zum Beseitigen von Kriegsschäden (Repara-

turarbeiten für die Reichsbahn, Bombenräumen) 

eingesetzt.175  

Die Arbeit im Lager und bei den Außenarbeiten 

war sehr hart, Bekleidung sowie Schuhwerk der 

Gefangenen unzureichend. Die Essensrationen 

reichten nicht aus und die ärztliche Versorgung 

bei Krankheiten oder Unfällen war ungenügend. 

Zudem kamen in den letzten Kriegsjahren Häft-

linge bereits unterernährt und geschwächt oder 

krank im Lager an.176  

Auch dieses Lager diente dem „verschärften Straf-

vollzug“ durch die Ausbeutung der Arbeitskraft 

der Häftlinge im harten Außeneinsatz. Eine unzu-

reichende Ernährung, die Unterbringung in den 

überfüllten Baracken, Quälereien durch Lagerper-

sonal sowie brutale Bestrafung von Regelverstö-

ßen bestimmten den Alltag der Zwangsarbeiter. 

Damit einher gingen Krankheiten und gegen 

Kriegsende ein Anstieg der Sterblichkeitsrate. Laut 

Standesamt Rodgau starben zwischen 1938 und 

1945 dort insgesamt 156 Häftlinge.177 

 

 

 
175 Vergl.: https://hlz.hessen.de/angebote/fahrten-zu-
gedenkstaetten/gedenkstaetten-fuer-die-opfer-des-na-
tionalsozialismus/gedenkstaetten-und-initiativen/ns-
strafgefangenenlager-rollwald/ 
176 Vergl.: Ebenda 
177 Vergl.: Krause-Schmitt, Das NS-Lagersystem in Hes-
sen, in: Knigge-Tesche; Ulrich (Hg.) Verfolgung und Wi-
derstand 1933 – 1945 und Heidi Fogel: Das Lager Roll-
wald. Strafvollzug und Zwangsarbeit 1938 bis 1945. 

Am 20.9.1940 wurde Heinrich in das Gefängnis 

Koblenz eingeliefert. Hier blieb er bis zum 

8.5.1941. 

 

Das Koblenzer Gefängnis in der Karmeliterstraße 

wurde bereits Ende des 18. Jahrhunderts erbaut in 

Teilen des Karmeliterklosters, unweit des „Deut-

schen Ecks“, deshalb auch „Karmelitergefängnis“ 

genannt, und 1944 durch einen Luftangriff zer-

stört. Nach der Machtübertragung an die Natio-

nalsozialisten 1933 saßen dort zusätzlich zu den 

Strafhaftgefangenen 230 polizeiliche Schutzhaft-

gefangene ein178 und es war damit überbelegt. Die 

Häftlinge litten an der räumlichen Enge der Unter-

bringung und der mangelnden 

Ernährung. 

Nach 1939 wurde das Gefängnis 

Teil des allumfassenden Einsat-

zes zur Zwangsarbeit mit „Au-

ßenarbeitsstellen“, Außenlager 

an der Reichsautobahn im Wes-

terwald und in der Eifel. Ab Som-

mer 1940 wurden  Gefangene 

aus verschiedenen Haftanstalten 

des Reiches nach Koblenz verlegt, um in den „Au-

ßenarbeitsstellen“ an der Autobahn zu arbeiten.179  

Förderverein für die historische Aufarbeitung der Ge-
schichte des Lagers Rollwald e.V. (Hrsg.), Rodgau 2004 
178 Vergl.: https://web25.otto.kundenser-
ver42.de/Mahnmal_NEU/index.php/staetten-der-ver-
folgung/staetten-der-verfolgung-innerhalb-v-kob-
lenz/20-das-stadtgefaengnis 
179 Vergl.: https://de.wikipedia.org/wiki/Justizvollzugs-
anstalt_Koblenz   

Kistners Einlieferung in das Gefängnis Koblenz  

Das Justizstrafgefangenenlager Rollwald 

https://de.wikipedia.org/wiki/Justizvollzugsanstalt_Koblenz
https://de.wikipedia.org/wiki/Justizvollzugsanstalt_Koblenz


 
_____________________________________________________________________________________--
  

45 
 

Am 8.5.1941 wurde Heinrich in das Zuchthaus 

Rheinbach verbracht und dort bis zum 24.5.1941 

festgehalten. 

 

 

 

 

 

 
180 Vergl.: https://www.jva-rheinbach.nrw.de/beho-
erde/behoerdenvorstellung/historie/geschichte_as/in-
dex.php 

Das Städtchen Rheinbach mit seinen etwa 4.000 

Bewohnern liegt im heutigen Rhein-Sieg-Kreis im 

Verwaltungsbezirk Köln, etwa 15 Kilometer süd-

westlich von Bonn.  

Das Zuchthaus liegt etwas außerhalb 

des Ortskerns. Das gesamte Anstaltsge-

lände umfasst eine Fläche von rund 

12,25 ha, wovon auf das durch die Um-

wehrungsmauer begrenzte eigentliche 

Anstaltsgelände fast 2 ha entfallen. Der 

restliche Teil wurde landwirtschaftlich 

und gärtnerisch genutzt. Das Zuchthaus 

wurde 1914 in Betrieb genommen. 

Die Anstalt war von Anfang an für den 

Vollzug ausschließlich von Zuchthaus-

strafen konzipiert als Entlastung des 

überfüllten Zuchthauses in Siegburg, zu-

nächst ausschließlich für die im Ober-

landesgerichtsbezirk Köln verurteilten 

männlichen Personen. Der Hauptbau 

der viergeschossigen Anstalt ist in 

Kreuzform gehalten und nach englischem Muster 

panoptisch gestaltet.180 

 

Ab dem 24.5.1941 wurde Hein-

rich wieder im „Gefangenenla-

ger Rodgau Lager II – Rollwald 

– Niederroden/Hessen“ einge-

liefert, wo er bis zum 10.9.1942 

verbleiben musste und anschlie-

ßend in das Zuchthaus Rhein-

bach zurückkehrte.  

Von dort wurde er am 

30.11.1942 in das Zuchthaus 

Siegburg verbracht und hier 

schließlich am 15.11.1943 aus 

der Haft entlassen. 

Siegburg ist die Kreisstadt des 

Rhein-Sieg-Kreises im Regierungsbezirk Köln. Das 

Zuchthaus auf dem Michaelsberge181 mit seinem 

Haus 1 und 2 wurde 1896 in Betrieb genommen. 

181 https://siegburg.de/stadt/newsletter/nl/34461/in-
dex.html  

Heinrichs Häftlingskartei. Einlieferung in 

das Zuchthaus Rheinbach 

Foto: Zuchthaus Rheinbach 

https://siegburg.de/stadt/newsletter/nl/34461/index.html
https://siegburg.de/stadt/newsletter/nl/34461/index.html
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Schwerpunkt bis zum Ende des NS-

Regimes wird immer mehr die Un-

terbringung von politischen Gefan-

genen. Nach 1939 kommen hierzu 

Niederländer, Luxemburger aber 

auch Franzosen, Belgier und Polen, 

vereinzelt auch andere Nationalitä-

ten. Das Strafmaß reicht von weni-

gen Monaten bis zu lebenslänglich. 

Gefürchtet waren die lebensbe-

drohlichen Außenkommandos bei 

der Firma "Dynamit Nobel" oder 

der "Rheinischen Zellwolle". Hier 

kamen die Gefangenen auch mit 

Zwangsarbeitern in Kontakt. 

 Im Jahre 1941 wurden die jüdi-

schen Strafgefangenen selektiert 

und in die Konzentrationslager de-

portiert. Ähnlich erging es 1943/44 

den Tuberkulosekranken. Sie wur-

den laut den schriftlichen Unterla-

gen "ausgemustert" und mit unbe-

kanntem Ziel abtransportiert. 

Die für 700 Gefangene erbaute 

Haftanstalt Siegburg war 1944 mit 

3500 Menschen belegt.182 

 

 

 

  

  

 
182 Vergl.: https://www.jva-siegburg.nrw.de/beho-
erde/behoerdenvorstellung/historie/an-
fang/bau1896/index.php  

Abbildungen: 

Oben: Zuchthaus Siegburg. Häft-

lingskartei Heinrich Kistner 

Mitte: Heinrich bleibt im Zuchthaus 

Siegburg in Haft – jetzt als Schutz-

häftling der Kölner Gestapo 

Foto: Zuchthaus Siegburg 

https://www.jva-siegburg.nrw.de/behoerde/behoerdenvorstellung/historie/anfang/bau1896/index.php
https://www.jva-siegburg.nrw.de/behoerde/behoerdenvorstellung/historie/anfang/bau1896/index.php
https://www.jva-siegburg.nrw.de/behoerde/behoerdenvorstellung/historie/anfang/bau1896/index.php
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10. Was mit den Kindern Heinz und Maria Salo-

mon geschah 

Nach der Festnahme von Mutter Ruth am 10. Ok-

tober 1939 in Lüneburg, am selben Tage des Va-

ters in Hützel („Der Vater Kistner wurde von sei-

nen Kindern weg … ebenfalls verhaftet.“183) wur-

den die Kinder Heinz und Maria noch am selben 

Tag durch Gendarmerie-Hauptwachmeister 

Franke auf Anweisung von Kriminal-Kommissar 

Freytag im nahegelegenen Harber in das dortige 

Kinderheim verbracht. Es handelt sich um ein Ge-

bäude auf dem weitläufigen Grundstück des Land-

wirts Hebenbrock, welches zunächst als „Schäfer-

haus“ diente, dann in den Besitz von Margarete 

und Marie Hebenbrock überging und 1928 zu ei-

nem Kinderheim umgebaut wurde. In erster Linie 

Braunschweiger Fürsorgeverbände schickten ihre 

Kinder in dieses privates Heim, welches von Frau 

Margarete Hebenbrock unterhalten und geleitet 

wurde, dass auch in der Umgebung einen guten 

Ruf genoss: Der Schneidermeister und Kaufmann  

 
183Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469426: Bescheid des 
Kreis-Sonderhilfeausschusses Soltau an Kreisjugendamt 
Soltau v. 26.3.1949, i.A. Domnick   
184 Sally Lennhoff wurde im Zuge der Judenpogrome 
1938 für etwa vier Wochen in das KZ Sachsenhausen 
verbracht, verkaufte anschließend sein Haus in Soltau 
weit unter Wert und zog nach Bremen, um seine Aus-
wanderung zu betreiben. Am 23.7.1942 wurde er von 
dort in das Ghetto Theresienstadt deportiert, wo er im 
November 1943 aufgrund der katastrophalen 

Sally Lennhoff, der in Soltau ein Textilwarenladen 

betrieb, kleidete die Kinder des Heimes regelmä-

ßig kostenlos ein.184   

Heinz war jetzt fünf Jahre alt, Maria sollte am 

nächsten Tag, am 11.10.1939, ihren vierten Ge-

burtstag feiern, als ihnen ihre Eltern genommen 

wurden. Von einem Augenblick auf den nächsten 

wurden sie aus dem Familienverband mit Vater 

und Mutter gerissen, ihnen die personell-emotio-

nale Orientierung genommen, ihnen bedeutet, Va-

ter und Mutter seien „Verbrecher“, ihre Mutter 

zudem eine Jüdin, die, wie auch sie selber, nicht 

der deutschen Volksgemeinschaft angehören 

würde. Sie wurden in eine fremde Umgebung ge-

setzt, in ein völlig unbekanntes Heim verbracht 

mit fremden Kindern und Erwachsenen.  

Das gesetzliche Sorgerecht wurde Ruth und Hein-

rich nach ihrer Verhaftung und Verurteilung aber-

kannt. Da die Kinder nun nach der Offenlegung 

der Identitäten aller Familienmitglieder offiziell als 

„unehelich geboren“ galten, er-

hielten nach § 35 f des RJWG die 

Jugendämter der Geburtsorte 

die Vormundschaft.185 Das 

Amtsgericht Breslau übertrug 

diese Vormundschaft für Heinz 

im Dezember 1940 auf das Ju-

gendamt in Soltau, die Vor-

mundschaft für Maria erhielt 

das Jugendamt einige Zeit spä-

ter.186 Auch ihre Vornamen wur-

den geändert und ergänzt im 

Sinne der NS-Vorschriften, sie 

hießen von nun an offiziell Ma-

ria Sara und Heinz Israel Salo-

mon. 

 

Lebensbedingungen starb. Vergl.: http://www.stolper-
steine-bremen.de/detail.php?id=359 
185 § 35 RJWG: „Mit der Geburt eines unehelichen Kin-
des erlangt das Jugendamt des Geburtsortes die Vor-
mundschaft.“ 
186 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469422: Schreiben 
Amtsgericht Breslau (AZ 43 VII S 11409) an Kreisjugend-
amt Soltau v. 12.12.1940; Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 
84469423: Bescheinigung Amtsgericht Soltau vom 
17.10.1941 

Kinderheim Margaretha Hebenbrock in Harber, ca. 1950er-Jahre 
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Die Annahme, dass die Unterbringung der 

beiden Kinder im Kinderheim in Harber zu-

nächst nur vorläufig für eine erste Zeit ge-

plant war, weil es sich bei ihnen nach Nazi-

Diktion um „Halbjuden“ handelte, die nicht 

in ein Heim mit „arischen“ Kindern gehör-

ten, wird gestützt durch eine mündliche 

Überlieferung von Herrn Hans Peter He-

benbrock.187 Demnach habe Wilhelm Ebe-

ling, Bürgermeister von Harber und aktives 

NSDAP-Mitglied, der Heimleiterin, Frau 

 
187 Gespräch mit Herrn Hans Peter Hebenbrock am 
18.6.2021 in Harber 
188 Wilhelm Ebeling starb am 9.9.1941 
189 Claus Bockelmann, Hans Peter Hebenbrock: Chronik 
der Schule und der Schulgemeinde Harber (Harber 
- Oeningen - Moide) - Von den Anfängen bis 1946, 
Harber 2007, S. 66 

Margarethe Hebenbrock, gegenüber schon 

bald nach der Einweisung der beiden Kinder 

betont: „Die behältst Du ja nicht lange, für 

die haben wir spezielle Heime.“188 In diese 

Erzählung passt auch eine weitere mündli-

che Überlieferung, wonach tatsächlich Ende 

1941 oder später die beiden Kinder vom 

Heim abgeholt und woanders hin verbracht 

werden sollten: „Als die zuständige Be-

hörde die Geschwister abholen wollte, ver-

ständigte Grete Hebenbrock den befreun-

deten Hausarzt Dr. Hartmann. Dieser stellte 

das Kinderheim wegen des Verdachtes auf 

Diphtherie unter Quarantäne.“189 Dadurch 

war den Behörden der Zugriff auf Heinz und 

Maria (und alle anderen Kinder) für eine be-

stimmte Zeit verwehrt und zunächst Zeit 

gewonnen.190  

Das Kinderheim, in dem Heinz und Maria 

nun ihre Kindheit verbringen sollten, be-

fand sich mitten im Dorf in Harber, auf dem 

großen Gelände des Landwirts Hermann 

Hebenbrock. Etwa 10 bis 15 Kinder waren in 

dieser Einrichtung untergebracht und fan-

den hier ein neues Zuhause, betreut von 

der fürsorgenden Frau Margarete Heben-

brock. Sie besuchten die Schule in Harber, wurden 

zunächst von Lehrer Witthöft, dann von Lehrer 

190 Eine weitere Erzählung, dass nach dem Tod des Bür-
germeisters W. Ebeling 1941 sein Nachfolger im Amt, 
Hermann Schröder, eine Namensänderung auf den Pa-
pieren der beiden Kinder vorgenommen haben soll, da-
mit auch sie Lebensmittelkarten erhalten können, lässt 
sich aus den schriftlichen Überlieferungen nicht bestäti-
gen; Vergl.: Claus Bockelmann, Hans Peter Hebenbrock, 
S. 66  

Kinder des Kinderheims M. Hebenbrock in Harber, o. D. 

Die Vormundschaft für Maria und Heinz wird 

dem Jugendamt Soltau übertragen 
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Colberg unterrichtet, spielten in der schulfreien 

Zeit gemeinsam mit den Kindern des Dorfes.  

 

 

Herr Hans Peter Heben-

brock (Jahrgang 1938), 

Sohn des Hermann He-

benbrock, erinnert sich: 

„Wir Dorfkinder spiel-

ten mit allen ansässi-

gen anderen Kindern, 

selbstverständlich auch 

mit den Kindern des 

Heimes, denn sie kamen auch zu uns auf den Hof, 

so eben auch mit Maria und Heinz. An Heinz kann 

ich mich noch gut erinnern. Er besaß ein besonde-

res Spielzeug, eigentlich ein kindlicher Gefährte. 

Es handelt sich um einen Teddy, den er den Na-

men „Robbi“ gab und fast überall mit hinnahm. 

Sie waren unzertrennlich und Heinz nahm seinen 

„Robbi“ selbstverständlich auch mit ins Bett.“191  

Für die nächsten Jahre sind keine schriftlichen Do-

kumente überliefert, die einen Aufschluss über 

das Leben der Kinder im Kinderheim unter der 

 
191 Interview mit Herr Hans Peter Hebenbrock am 
18.6.2021 

Vormundschaft des Soltauer Jugendamtes liefern 

könnten.  

Erst für das Jahr 1948 setzen die schriftlichen 

Überlieferungen 

ein: Das Jugend-

amt Soltau bean-

tragt am 

28.11.1948 beim 

Kreis-Sonderhil-

feausschuss Soltau 

eine Hinterbliebe-

nenrente für die 

Kinder „gemäß § 

20 des Gesetzes 

über Gewährung 

von Sonderhilfe 

für Verfolgte der 

nationalsozialisti-

schen Gewaltherr-

schaft (Personen-

schaden) vom 

22.9.1948“. Die-

sem Antrag wird auf der Sitzung des Ausschusses 

am 23.3.1949 entsprochen und ihnen eine Hinter-

bliebenenrente in Höhe von monatlich je 40,00 

Mark bewilligt.192 Beide werden im Bewilligungs-

schreiben als „Vollwaise“ betitelt. „Die Mutter bei-

der Kinder ist Jüdin … Um den Verfolgungen des 

Dritten Reichs zu entgehen, nahm sie unrechtmä-

ßiger Weise den Namen Kistner an. (Sie wurde) im 

Oktober 1939 verhaftet und starb am 24.3.1942 

im KZ Ravensbrück. Der Vater Kistner wurde von 

seinen Kindern weg … ebenfalls verhaftet …“193 Zu 

diesem Zeitpunkt nahmen die Ämter in Soltau an, 

Heinrich sei verschollen.  

Eine weitere Überlieferung findet sich für den Feb-

ruar 1949 in einem Bericht des Schulleiters der 

Schule in Harber, Erich Colberg, über Heinz‘ und 

Marias schulische Entwicklung und Leistung: 

„Beide sind nur schwach begabt.“ Heinz wird in 

seinem Verhalten relativ negativ beurteilt, wofür 

Lehrer Colberg zahlreiche Beispiele anführt. Er 

wird aus der 7. Klasse entlassen. „Die Quelle die-

ser Hemmungen sind meiner Meinung nach die 

192 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469426: Bescheid des 
Kreis-Sonderhilfeausschusses Soltau vom 26.3.1949 
193 Ebenda 

Maria Salomon (s. Kreis) und ihre Mitschü-

ler/-innen der Schule in Harber, ca. 1950 
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Nachrichten und Bilder, die er von seinem Vater in 

sich trägt (Konzentrationslager). Jedenfalls soll der 

Junge leichenblass werden und verstört sein, 

wenn ihn jemand scherzweise Jud nennt oder ihn 

mit seinem Vaternamen ärgert. Ich halte ihn für 

einen gutmütigen Kerl, der nur erst zu sich selbst 

finden muss. Nach dem, was ich über seine Erzie-

hung bei Frau Hebenbrock höre, kann man wohl 

annehmen, dass er dort in den besten Händen ist. 

Frau H. gegenüber scheint Heinz auch nie sich ge-

hen zu lassen. Frau H. schilderte ihn mir als einen 

ihrer zuverlässigsten Jungen. Er spürt dort wohl 

doch das Mütterliche. Maria kommt in der Schule 

sehr schwer mit und wird Ostern auch nicht ver-

setzt werden. Dabei muss anerkannt werden, dass 

sie fleißig ist. Aber die Begabung reicht nicht aus. 

Sie ist sehr scheu, sehr viel allein, schließt sich 

auch sehr schwer an.“194 

 

Im Monat darauf, am 31.3.1949, werden beide 

Kinder von der Soltauer evangelischen Kirchenge-

meinde St. Johannis (nach Angaben der Familie 

Hebenbrock von Pastor Schmidt) getauft.195 Unge-

wöhnlicher Weise nicht in der Kirche selber, son-

dern, wie das dortige Geburts- und Taufbuch aus-

weist, „ … getauft im Kinderheim zu Harber.“196 

Die genauen Daten von Heinrich lagen zu diesem 

Zeitpunkt der Kirchengemeinde wohl nicht voll-

ständig vor, worauf ein weiterer Eintrag hindeu-

tet: „Vorname des Vaters nicht bekannt.“197 Ein 

späteres Dokument nennt zum Verbleib der El-

tern: „The mother died in Ravensbrück on 

24.3.1942, and the father ist also dead.“198 Einige 

Zeit später wurden beide in der St Johanniskirche 

konfirmiert. 

 

 

 
194 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469424: Schreiben an 
das Kreisjugendamt Soltau v. 23.2.194 
195 In einem Identifikations-Formblatt der IOR für Heinz 
vom 15.3.1951 wird als Zeitpunkt seiner Religionszuge-
hörigkeit der 31.3.1947 angegeben; vergl.: Arolsen 
Arichives, 6.3.2.1 / 84469410 
196 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469420: Abschrift Ge-
burts- und Taufbuch der ev. Kirchengemeinde St. Jo-
hannis v. 8.11.1950 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Alliierte Suche nach Displaced Persons 

Bereits während des II. Weltkrieges führten die Al-

liierten Erhebungen über die Situation der Inhaf-

tierten, Zwangsarbeiter und Flüchtlinge in Mittel-

europa durch und suchten nach diesem Personen-

kreis. Nach dem Ende des Krieges ging diese Suche 

an die United Nations Relief and Rehabilitation 

197 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469434: Formblatt v. 
9.4.1951: Clearence Form for an Unaccompanied Child 
über Heinz. Es wird angenommen, dass Heinz‘ Vater im 
Gefängnis starb. 
198 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469412: Social history 
Heinz Kistner, aufgezeichnet am 12.7.1950 

Poesiealben-

Einträge von 

Heinz und Ma-

ria für ihre 

Mitschülerin 

Hilde Cohrs 
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Administration (UNRRA) über und im Juni 1947 an 

die International Refugee Organization (IRO) als 

deren Nachfolgeorganisation. Von Januar 1948 an 

wirkte der Suchdienst unter dem noch heute gülti-

gen Namen „International Tracing Service“ (ITS). 

Jetzt wurde auch in Soltau nach diesem Personen-

kreis nachgefragt und von dort die beiden Kinder 

benannt, die auf einer „Suchliste für jüdische Kin-

der“ registriert wurden.199 Nun wollte der ITS Nä-

heres über die beiden wissen und fragte u a. nach, 

ob die Kinder als politisch Verfolgte anerkannt 

seien und bat um eine entsprechende Bescheini-

gung.200 

Das Jugendamt Soltau schildert in einem Antwort-

brief von Ende Juni 1950 die Situation von Heinz 

(schulentlassen, arbeitet bei einem Landwirt in 

Harber,201 hält weiterhin Kontakt zur Pflegestelle 

und zur Schwester) und Maria (wohnt im Heim 

Harber und wird Ostern 1951 aus der Schule ent-

lassen). Über den Kostenträger und die Religion 

der Kinder gibt das Jugendamt die Erklärung ab: 

„Die Heimkosten werden vom Landesfürsorgever-

band Hannover, AZ 42 S. 14356 getragen … Auf 

Wunsch der Kindesmutter sind die Kinder evange-

lisch-lutherisch erzogen worden. Eine diesbezügli-

che Erklärung der Kindesmutter befindet sich in 

unserer Akte Vorm-S 2.“202 

Etwa zeitgleich mit den Kontakten zum ITS Anfang 

bis Mitte 1950 betrieb das Jugendamt ein Verfah-

ren vor dem zuständigen Hamburger Landgericht 

zur Aufhebung des Urteils von 1939 gegen Ruth. 

Als Motivation dafür kann vermutet werden, dass 

durch diese Aufhebung die Kinder vom Vorurteil 

entlastet werden sollten, eine „verbrecherische“ 

Mutter gehabt zu haben. Möglicher Weise dachte 

das Amt aber auch schon daran, dass sich mit der 

Aufhebung des Urteils die Chancen der Kinder ver-

besserten, um evtl. in das Ausland emigrieren zu 

können. Auf jeden Fall war das Jugendamt mit die-

sen Bemühungen sehr fürsorgerisch im Sinne der 

 
199 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469407; Kindersuch-
akte Heinz Salomon 
200 Ebenda: Schreiben International Tracing Service v. 
12./16.6.1950 an Jugendamt Soltau  
201 Es handelt sich nach Angaben von Herrn Hans Peter 
Hebenbrock um den Betrieb des Landwirts Heinrich 
Dehning. 

Kinder tätig – keine Selbstverständlichkeit in der 

damaligen Zeit. 

Die 12. Strafkammer des Landgerichts Hamburg 

behandelte diesen Fall (unter dem Aktenzeichen 

(42  110/50) und fasste am 11.7.1950 den Be-

schluss, den Antrag auf Aufhebung des Urteils von 

1939 abzulehnen. Aus der Urteilsbegründung: 

„Wie sich aus den Urteilsgründen ergibt (gemeint 

ist das Urteil aus dem Jahre 1939, d. V.), liegen die 

Voraussetzungen der VO v. 3.6.47 (Gewährung 

von Straffreiheit, d. V.) nicht vor, denn Frau Salo-

mon hat die strafbaren Handlungen weder über-

wiegend aus Gegnerschaft zum Nationalsozialis-

mus oder um sich dessen Verfolgung zu entziehen 

begangen … Der Sachverhalt (die Betrugsfälle von 

1939, d. V.) lässt keinen Anhaltspunkt dahin er-

kennen, dass die strafbaren Handlungen der Frau 

Salomon erfolgten, um sich nationalsozialistischer 

Verfolgung zu entziehen.“ Frau Salomon handelte 

„erkennbar aus Eigennutz … Daher haben die 

Straftaten, auf Grund deren die Verurteilung er-

folgte, keinen Zusammenhang mit dem National-

sozialismus, es handelt sich vielmehr um nur kri-

minelle Vergehen …“203 

Gegen diese Entscheidung legte das Kreisjugend-

amt Soltau am 7.9.1950 (Sachbearbeiter Domnick) 

einen Widerspruch ein und geht in Berufung: „Es 

liegt klar auf der Hand, dass sie (Ruth und Hein-

rich, d. V.) um ihre nackte Existenz kämpften und 

lediglich bedacht waren, sich und ihre inzwischen 

geborenen Kinder am Leben zu erhalten … Es 

steht sicher fest, dass beide Angeklagten niemals 

zu Verbrechern geworden wären, hätten sie in 

normalen Zeiten als freie Menschen unter einer 

toleranten Regierung gelebt.“204 

Oberstaatsanwalt Kramer, der diesen Wider-

spruch des Kreisjugendamtes für das Hamburger 

Landgericht zu bearbeiten hatte (unter dem Ak-

tenzeichen 11 Js 174/50) reagierte ungehalten auf 

die Entscheidung seines Gerichts: In einer 

202 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469407: Jugendamt 
Soltau an International Tracing Service in Esslin-
gen/Neckar, Fabrikstraße 38, vom 30.6.1950  
203 Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64970  
204 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469428: Schreiben des 
Landkreises Soltau/Jugendamt an die Strafkammer 12 
des Hamburger Landgerichts vom 7.9.1950   
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Aktennotiz vom 21.9.1950 monierte er zunächst, 

dass im amtlichen Schriftverkehr immer noch die 

Nazi-Sprache benutzt und die Benennung von Frau 

Salomon als „Ruth Sara Salomon“ erfolge. In ei-

nem Schreiben an den Generalstaatsanwalt des 

Hanseatischen Oberlandesgericht vom selben Ta-

gen zitierte er kurz und knapp das Urteil von 1939, 

welches selber die Notlage der Verurteilten her-

ausstellte205 und kommt zum Schluss: „Das bedeu-

tet aber nichts anderes, als dass die bis dahin un-

bestrafte Verurteilte die Straftaten in einer Not-

lage begangen hat, in die sie auf Grund der rechts-

widrigen Verfolgungsmaßnahmen gegen Men-

schen ihrer Abstammung gekommen war.“206 

In seinem Berufungsurteil vom 21.10.1950 be-

stimmt nun das Hanseatische Oberlandesgericht 

Hamburg/Strafsenat unter Senatspräsidenten Dr. 

Waldow und den Oberlandesgerichtsräten Dr. 

Lindner und Dr. Petersen: Das Urteil des Landge-

richts Hamburg v. 11.7.1950 wird insofern aufge-

hoben, dass eine Straffreiheit gewährt wird.207 

Zwar wurde mit dieser Entscheidung das Gerichts-

urteil von 1939 gegen Ruth nicht gänzlich aufge-

hoben, dazu war die Nachkriegs-Justiz nicht in der 

Lage und bereit, aber immerhin wurde Ruth post-

hum eine Straffreiheit gewährt, das Diktum einer 

kriminellen Tat somit abgewendet und Maria und 

Heinz konnten nun als Kinder einer aus rassisti-

schen Gründen verfolgten, verurteilten, in einem 

KZ ermordeten und später rehabilitierten Mutter 

angesehen werden, was für ihren weiteren Le-

bensweg enorm wichtig war.  

Für die Zukunft von Heinz und Maria waren in die-

ser Situation (1950/1951) bis zu ihrer Volljährig-

keit drei Perspektiven denkbar:  

1. Sie verbringen ihre nächsten Jahre weiterhin in 

Harber bzw. Soltau. Maria bleibt mindestens bis 

zur Schulentlassung im Kinderheim bei Frau He-

benbrock, arbeitet anschließend, evtl. und 

 
205 Aus dem Urteil von 1939: „Das Gericht ist der Auf-
fassung, dass die beiden Angeklagten aus einer Notlage 
heraus gehandelt haben.“ 
206 Staatsarchiv Hamburg, Staatsarchiv Hamburg, 213-
11_64970, Schreiben OStA Kramer an GStA Hamburg v. 
21.9.1950 

naheliegend in der Landwirtschaft, und/oder er-

lernt einen Beruf und steht dann auf eigenen Bei-

nen. Heinz, der bereits zu dieser Zeit außerhalb 

des Heimes beim Landwirt Heinrich Dehning 

wohnt und als ungelernte Arbeitskraft tätig ist, er-

lernt den vom ihm gewünschten Malerberuf208 

und bleibt ebenfalls bis zu seiner Volljährigkeit in 

der Soltauer Gegend. 

2. Wegen der jüdischen Herkunft der beiden küm-

mert sich die jüdische Gemeinde in Bergen-Bel-

sen/Celle um die Kinder, eventuell auch mit dem 

Ziel einer Auswanderung nach Palästina. Zwar 

schloss die Jewis Agency bereits 1950 ihre Aus-

wanderungsaktivitäten im Wesentlichen ab, aber 

es war immer noch möglich, den Weg nach Paläs-

tina/Israel zu wählen. 

3. Die United Nation Refugees Organisation (IRO) 

(Flüchtlingsorganisation) mit Regionalsitz in 

Oldenburg (600 IRO Field Offices) nimmt sich der 

Kinder an und ermöglicht ihnen evtl. eine Auswan-

derung in die USA. 

Es ist aufgrund der wenigen Überlieferungen nicht 

vollständig nachvollziehbar, welche Gründe aus-

schlaggebend waren dafür, dass Maria und Heinz 

schließlich einen bestimmten Lebensweg einschla-

gen sollten. 

Eine Abgabe der Kinder in die Obhut von Organi-

sationen im Ausland aus Kostengründen seitens 

des Soltauer Kreisjugendamtes kann kaum ange-

nommen werden. Bislang wurden die Heimkosten 

vom Landesfürsorgeverband getragen und beide 

Kinder erhielten jeweils eine kleine Sonderhilfe. 

207 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469430: Beschluss des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts/Strafsenat vom 
21.10.1950 
208 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469432: Schreiben 
Kreisjugendamt Soltau vom 10.3.1951 an Mr. Roeler V. 
Almind, Child Welfare Officer, 600 IRO Field Offices, 
Chirchillhouse, Oldenburg, Ratsherr-Schulze-Str. 10. 
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Da Heinz aber bereits finanziell auf eige-

nen Beinen stand und auch für Maria 

nicht zu erwarten war, dass sie noch 

viele Jahre von der Fürsorge finanziert 

werden sollte, ist ein solches Motiv sei-

tens des Jugendamtes wohl auszuschlie-

ßen. 

Die Möglichkeit, dass sich die jüdischen 

Gemeinden der beiden Kinder wegen ih-

rer jüdischen Mutter und ihres daraus 

resultierenden NS-Verfolgungsschicksals 

annehmen könnte, kann ebenfalls ausge-

schlossen werden. Zwar wurde Mutter 

Ruth aus antisemitisch-rassistischen 

Gründen verfolgt und schließlich auch 

ermordet, aber ein traditionell-jüdisches 

Leben gab es nicht im Familienverband, 

die mosaische Religion wurde nicht prak-

tiziert. Schließlich waren die Kinder sogar evange-

lisch getauft. An einer Auswanderung dieser Per-

sonen nach Israel waren die jüdischen Gemeinden 

nicht interessiert. 

Dass schließlich die internationale Flüchtlingsorga-

nisation (United Nation Refugee Organisation 

(IRO)) sich der Kinder annahm und sie bei ihrem 

weiteren Lebensweg unterstützte, ist fast ein Aus-

nahmefall und wird wohl nur möglich geworden 

sein durch das Engagement der Verantwortlichen, 

Roeler v. Almind, dem Child Welfare Officer vom 

600. IRO Field Offices in Oldenburg sowie dem 

Soltauer Jugendamtsmitarbeiter Domnick und der 

Kinderheimleiterin in Harber, Frau Hebenbrock.  

Im Anschluss an die Korrespondenz des Such-

dienstes ITS Mitte des Jahres 1950  mit dem 

Soltauer Jugendamt und nach Abschluss des juris-

tischen Verfahrens, welches eine NS-Verfolgung 

der Mutter Ruth zweifelsfrei belegt, schaltete sich 

die International Refugee Organisation 600 IRO 

Field Office Oldenburg ein mit der Frage, ob den 

beiden Kindern eine Lebensperspektive in den  

 

 
209 Ebenda: Schreiben International Refugee Organisa-
tion 600 IRO Field Office Oldenburg, BAOR 25, Kran-
bergstraße, Flak-Kaserne vom 14.11.1950 an 604 Field 
Office Celle, BOAR 23 

 

USA geboten werden solle. Um das Verfahren 

ortsnäher abwickeln zu können, fragte die Olden-

burger Regionalstelle zunächst im November 1950 

bei ihrer Ortsstelle in Celle um Unterstützung 

nach.209 Jetzt wurden beide Kinder in dem Report 

der International Refugee Organisation für No-

vember 1950 aufgelistet210 unter der Rubrik „Case 

of Children, whose Status have been changed“. Im 

Januar 1951 wurde für Heinz von der Celler IRO-

Stelle ein Zertifikat ausgestellt, welches belegt, 

dass er für eine Übersiedlung in die USA vorgese-

hen sei und er wurde dort unter der Nummer 

274637 registriert. 

Eine wichtige Frage, die nun geklärt werden 

musste, war die, ob beide Kinder gemeinsam 

übersiedeln sollten. Einerseits wäre es für Maria 

sicherlich ein Halt in der neuen Umgebung im 

fremden Ausland, ihren Bruder in der Nähe zu wis-

sen, andererseits war sie zu diesem Zeitpunkt (um 

die Jahreswende 1950/1951) erst 15 Jahre alt und 

hatte ihre Schule auch noch nicht abgeschlossen. 

Die Beantwortung dieser Frage verlangte eine ver-

antwortungsvolle Abwägung. Nachdem Frau Mar-

gareta Hebenbrock Herrn v. Almind vom IRO Ende 

Februar 1951 mitteilte, dass Heinz in die USA 

210 Arolsen Archives, 3.1.1.2 / 81972846: Monthly Child 
Welfare Progressive Report November 1950, newly do-
kumented cases  

Korrespondenz der IRO zur Aufnahme 

von Maria und Heinz in ihr Programm 
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umsiedeln möchte, Maria aber nicht und um Mit-

teilung bat, wie es in dieser Sache weitergehe,211 

widmete sich das Soltauer Jugendamt dieser Frage 

(wahrscheinlich auf Anfrage der IRO) und setzte 

für das IRO einen längeren Schriftsatz auf, indem 

Heinz‘ Ausreisewunsch bestätigt wurde. Da er 

demnächst eine Maler-Lehre antreten möchte, sei 

es zweckmäßig, ihn zuvor ausreisen zu lassen. Ma-

ria möchte nicht sofort ausreisen. Sie will erst die 

Schule zu Ende bringen (noch ein Jahr). Vielleicht 

könnte sie später nachreisen.212 

Keine zwei Monate später war die Frage entschie-

den und dokumentiert: In einem Clearence Form 

for an Unaccompanied Child, also einem Aufklä-

rungsformular für ein unbegleitetes Kind, ausge-

füllt für Heinz, wird festgehalten, dass er zur Vor-

bereitung seiner Ausreise das TRO Childrens Home 

Blankensee (bei Lübeck) aufzusuchen 

habe,213 was zum 25.5.1951 geschieht. 

Nach einem mehrmonatigen Aufenthalt 

dort reist Heinz zunächst zum Resettle-

ment Centre Wentorf (in der Nähe von 

Hamburg), dann am 19.10.1951 zum 

Embarkation Centre Grohn for ressettle-

ment to USA (bei Bremen) und schließ-

lich von Bremerhaven am 23.10.1951 

mit einem Schiff (die „General Ste-

wart“)214 in die USA,215 Ankunftsadresse: 

215, 4th Avenue, New York City, NY.216 

Maria, die nach der ursprünglichen Pla-

nung erst einige Jahre später ihrem 

 
211 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469431: Schreiben 
Marg. Hebenbrock von 25.2.1951 an Herrn v. Almind 
212 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469432: Schreiben 
Kreisjugendamt Soltau vom 10.3.1951 an Mr. Roeler V. 
Almind, Child Welfare Officer, 600 IRO Field Offices, 
Chirchillhouse, Oldenburg, Ratsherr-Schulze-Str. 10 
213 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469432: Formblatt v. 
9.4.1951: Clearence Form for an Unaccompanied Child 
214 Arolsen Archves, 3.1.3.2 / 81681304: Liste DP Act. 
Ethnic Germans  
215 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469435: Karteikarte 
über Heinz Salomon; Formblatt vom 25.10.1951, 501 
IRO Field Offices B.A.O.R. 3, Closing Statement on Un-
accompanied Child über Heinz: „Child left Germany for 
U.S.A. by Boat on 23.10.1951 (Under USCCEC.)“ Unter-
schrift: „G.Y. Roch, Field Child Welfare Officer“ 
216 Arolsen Archives, 3.1.3.2 / 81793680: Auflistung 502 
IRO Resettlement Centre Wentorf 

Bruder folgen sollte, fühlte sich jetzt aber wohl 

ohne ihren Bruder in Harber unwohl und einsam, 

so sehr sich auch Frau M. Hebenbrock um sie be-

mühte. Sie erhielt nun sehr schnell eine IRO-Num-

mer (272235), wurde ein Jahr später, am 2.7.1953, 

für einige Tage in das Auswanderer-Überprüfungs-

lager Wentorf geschickt217 und reiste, ebenfalls 

per Schiff, am 11.7.1952 in die USA.218 Ihre Ad-

resse dort: Kilbourne, Ave Eau Claire, Wisconsin.219 

Als 17-jährige Jugendliche ließen Heinz und Maria 

somit ihr Leben in Deutschland mit all‘ seinen Erin-

nerungen und emotionalen Verletzungen hinter 

sich, bauten sich nun in den USA (getrennt vonei-

nander) ein neues Leben und eine Existenz auf 

und blieben dort ihr Leben lang.220  

217 Arolsen Archives, 3.1.1.1 / 68917935: Meldeschein 
des Auswanderer-Überprüfungslagers Nr. 4541 für Ma-
ria Salomon 
218 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469472: Antwort ISS 
(Vera Samsonoff) auf Anfrage von ITS v. 29.6.1953: 
„Maria sailed to USA on 11.7.1952. As you know Heinz 
left for USA in October 1951.“ 
219 Arolsen Archives, 6.3.2.1 / 84469473: Schreiben von 
ISS an Arolsen v. 2.3.1954: Marias Adresse in den USA 
ist: Kilbourne, Ave Eau Claire, Wisconsin. 
220 Heinz Salomon starb später in den USA. Maria heira-
tete Ronny Patton, bekam Kinder und Enkel. Sie hielt 
während der Jahrzehnte hindurch einen Kontakt zur Fa-
milie Hebenbrock, besuchte die Familie in Harber 
mehrfach, auch mit Ehemann und Enkel. Ein für 2020 
geplanter Besuch musste wegen der Corona-Pandemie 
verschoben werden. 

Weihnachts-Grußkarte von Maria aus 

den USA an die Familie Hebenbrock 

2019 
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11. Heinrich Kistners Kampf um seine Anerken-

nung als NS-Opfer 

Nach der Befreiung Uelzens im April 1945 blieb 

Heinrich Kistner am Ort, war weiter tätig als Lage-

rist, und nachdem die Firma Bock & Co Ende April 

1945 Konkurs anmelden musste ab 1.6.1945 bei 

der Firma Heinrich Stubbe im Woll- und Stoffhan-

del.221 Sein Entnazifizierungsverfahren wurde am 

9.2.1949 abgeschlossen durch den Öffentlichen 

Kläger beim Entnazifizierungs-Hauptausschuss des 

Kreises Uelzen mit der Feststellung, er sei nicht 

betroffen, eine Entnazifizierung bei ihm nicht nö-

tig. Das Verfahren wurde eingestellt.222 

 

 

 
221 NLA Hannover: Nds. 171 Lüneburg, Nr. 68387, Ent-
nazifizierungsakte H. Küstner 
222 Ebenda 
223 https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_de-
tail?sg=0&menu=1&bes_id=4837&anw_nr=2&aufgeho-
ben=N&det_id=237543 

Als erstes versuchte er nun, die gegen ihn ver-

hängten NS-Urteile bzw. seine Haftstrafen aufhe-

ben zu lassen, denn für die britische Zone galt ab 

dem 3. Juni 1947 die „Verordnung über Gewäh-

rung von Straffreiheit“,  die bestimmte: „Für Straf-

taten, die in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 

8. Mai 1945 ... um sich der Verfolgung durch den 

Nationalsozialismus zu entziehen, begangen wor-

den sind, wird Straffreiheit gewährt“.223 Zwar war 

es nach der Gründung der Bundesrepublik 

Deutschland so gut wie unmöglich, Nazi-Urteile 

aufheben zu lassen, aber immerhin konnten die 

Haftstrafen aufgehoben werden, wonach die Ver-

urteilten nicht länger als vorbestraft galten. Aber 

auch diese Aufhebung geschah nicht als staatlich-

behördliche Aufgabe, sondern jede/r zu Un-

recht Verurteilte musste selber ein Ge-

richtsverfahren in eigener Sache anstren-

gen, sein NS-Urteil anfechten und um 

sein/ihr Recht einen beschwerlichen Kampf 

führen. 

 

Kistner beantragt die Aufhebung des Ras-

senschande-Urteils von 1940 

Heinrich Kistner stellte deshalb vor dem 

Landgericht Lüneburg einen Antrag auf 

Straffreiheit für seine Verurteilung wegen 

Rassenschande aus dem Jahre 1940 und die 

3. Strafkammer musste diesem Antrag am 

10.8.1949 entsprechen (Aktenzeichen: III 

AR 30/49).224 Seine Zuchthausstrafe sowie 

die Aberkennung der bürgerlichen Ehren-

rechte wurden dadurch aufgehoben. Kist-

ners Gesamtstrafen-Urteil vom 23.12.1940 

(3 Jahre und 1 Monat Zuchthaus) revidierte 

die Kammer und legte für ihn eine Haft-

strafe wegen des Betrügereien-Urteils von 1 

Jahr und 7 Monaten fest, die weiterhin Gül-

tigkeit habe, aber verbüßt sei. Unberück-

sichtigt zum Nachteil von H. Kistner ließ das 

224 Staatsarchiv Hamburg, 213-11_64970, Im Urteil des 
Landgerichts Hamburg vom 4.3.1952 wird dieser Sach-
verhalt benannt. 

Entnazifizierungsverfahren H. Kistner 
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Gericht die Tatsache, dass Kistner aufgrund der 

Einwirkung der Lüneburger Staatsanwaltschaft 

(Vollstreckung von Freiheitsstrafen nach Kriegs-

ende) eine wesentlich längere Zuchthausstrafe hat 

erleiden müssen, als es das Gesamtstrafen-Urteil 

vorsah.  

Dieses Strafhaft-Aufhebungsverfahren und –urteil 

vor dem Landgericht Lüneburg im Jahre 1949 zeigt 

die ganze Widersprüchlichkeit derartiger juristi-

scher Vorhaben: 

1. Dieselbe 3. Strafkammer des Lüneburger Land-

gerichts, die neun Jahre zuvor Recht sprach „Im 

Namen des deutschen Volkes“ und Kistner wegen 

begangener „Rassenschande“ zu einer Zuchthaus-

strafe verurteilt hatte, sollte 1949 im gleichen Na-

men eine Unrechtmäßigkeit ihres eigenen Urteils 

bewerten.  

2. Das Justizpersonal am Landgericht bestand 

1949 überwiegend (das der 4. Kammer sogar aus-

schließlich) aus ehemaligen NS-Gefolgsleuten, die 

über Seilschaften und Korpsgeist die juristisch-po-

litische Mentalität dieser Behörde bestimmten.225  

3. Auch das Anklagepersonal blieb identisch. Ober-

staatsanwalt Wilhelm Kumm, der als Chef der An-

klagebehörde 1940 die Anklageschrift gegen Kist-

ner wegen Rassenschande aufgesetzt hatte, war 

auch im Jahre 1949 tätig als Leiter der Lüneburger 

Staatsanwaltschaft und somit auch in diesem Ver-

fahren wieder oberster Anklagevertreter. Nun 

sollte er die Unrechtmäßigkeit seiner eigenen An-

klage feststellen. 

4. Es ist sogar zu vermuten, dass selbst die in die-

ses Strafaufhebungs-Verfahren involvierten Rich-

ter dieselben waren, die 1940 das Rassenschande-

Urteil selber sprachen. Der Vorsitzende Richter im 

Rassenschande-Prozess, Carl Emmermann, wurde 

schon im April 1947 (seinerzeit noch mit einer Be-

förderungssperre versehen) wieder in sein altes 

Amt als Landgerichtsrat am Lüneburger Landge-

richt übernommen. Auch der seinerzeit beisit-

zende Richter Dr. Severin war wieder am 

 
225 Vergl.: VVN-BdA Lüneburg, Das Landgericht Lüne-
burg als „Spitze der justizförmigen Kommunistenverfol-
gung“ der 1950er/1960er-Jahre, Teil I „Das Personal“, 
Lüneburg 2015  sowie ebenda Teil III: „Kalter Bürger-
krieg in Lüneburg“, Lüneburg 2020 

Lüneburger Gericht tätig, ab 1953 als Amtsge-

richtsrat, ebenfalls die anklagenden Staatsanwälte 

Kumm und Kliesch.226  

5. Das Rassenschande-Urteil gegen Kistner im 

Jahre 1949 zu bestätigen und als rechtens zu be-

werten, war natürlich nicht mehr möglich. Diese 

Haftstrafe musste aufgehoben werden. Zwar war 

die Befehlsgewalt und Kontrolle der alliierten Mili-

tärbehörden über den Justizsektor zu diesem Zeit-

punkt bereits teilweise auf die deutschen Stellen 

übergegangen, aber schon aus politischen Grün-

den konnte nicht anders entschieden werden. Au-

ßerdem galt noch bis 1952 die zuvor von den Alli-

ierten bestimmte Außerkraftsetzung des NS-Un-

rechts, die erst mit dem 1. Gesetz zur Aufhebung 

des Besatzungsrechts vom Deutschen Bundestag 

aufgehoben wurde. 

Interessant ist auch die Frage, welche Lüneburger 

Richter dieses Aufhebungsurteil sprachen und wie 

die Unrechtmäßigkeit des Rassenschande-Urteils 

begründet wurde. Schließlich wurde mit solch ei-

ner Begründung gleichfalls festgestellt, dass nicht 

nur durch die Behörde selber (das Landgericht), 

sondern durch die verfahrensbeteiligten Lünebur-

ger Richter und Staatsanwälte ein Unrecht began-

gen wurde – und zwar in einem besonders schwe-

ren Fall. Dieser Befund wiederum musste nach der 

geltenden Rechtsordnung zu Strafverfahren gegen 

dieses Personal führen, zur Anklage und Verurtei-

lung, was aber nicht geschah. 

Leider wird sich die Frage nach den Richtern und 

der Begründung dieses Aufhebe-Urteils wohl nie 

mehr beantworten lassen, denn die aussagekräfti-

gen Überlieferungen sind nicht mehr auffindbar, 

die Akten verschwunden. Das Strafaufhebungsur-

teil des Lüneburger Landgerichts vom 

10.8.(9?)1949 ist aus dem Archiv entwendet wor-

den, eine Einsicht somit nicht möglich. Im Nieder-

sächsischen Landesarchiv Hannover, wo dieses Ur-

teil in einer Akte (unter der Findnummer 110 W 

Acc. 32/99 Nr. 301183) registriert ist und gelagert 

sein soll, ist es nicht mehr vorhanden. Es lässt sich 

226 Auch der zweite beisitzende Richter, Landgerichtsrat 
Dr. Wilhelm Finke, wäre sicherlich nach 1945 wieder 
am Lüneburger Landgericht tätig geworden, wenn er 
nicht als Wehrmachtsoffizier 1942 im fernen Simfero-
pol (Krim) „für Führer und Vaterland gefallen“ wäre. 
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nach Auskunft der Archivleitung nicht mehr fest-

stellen, wo diese Akte geblieben ist, welche Einzel-

person oder Behörde (häufig waren es Ministerien 

oder Gerichte) sich diese Akte zuletzt ausgeliehen 

und nicht zurückgeliefert haben oder aus welchem 

sonstigem Grunde sie nicht auffindbar ist.227 Auch 

im Staatsarchiv Hamburg, in welchem die Überlie-

ferungen zu Kistners Verfahren wegen der Betrü-

gereien und auch sein diesbezügliches Haftaufhe-

bungsverfahren aufbewahrt wird, ist dieses Urteil 

nicht mehr zu finden. Zwar ist in dieser Überliefe-

rung (Bestelleinheit: 213-11_64870) ein Vermerk 

des Hamburger Oberstaatsanwalts (gez. Thimm) 

vom 2.2.1952 zu finden, wonach dieser Akte auch 

das Lüneburger Rassenschande- Aufhebungs-Ur-

teil beiliege, aber tatsächlich befindet es sich nicht 

(mehr) dort. 

Zwar, so lässt sich resümieren, war es Kistner in 

der Folgezeit nach diesem Straferlass des Rassen-

schande-Urteils möglich, eine Entschädigung für 

einen Teil der ungerechtfertigten Zuchthausstrafe 

zu erhalten, die Verursacher dieses Unrecht aber 

wurden nie belangt, sie blieben straffrei. 

Da die Lüneburger Kammer lediglich Kistners Ver-

urteilung wegen Rassenschande aufgehoben 

hatte, nicht aber seine Verurteilung wegen der Be-

trügereien, beantragte er vor dem zuständigen 

Amtsgericht in Hamburg die Aufhebung auch die-

ser Strafe. Dieses Verfahren (s. Seite 62) zog sich 

bis in das Jahr 1952 hin. 

Jetzt war es Kistner aber wenigstens möglich, Ent-

schädigungsansprüche geltend zu machen für 

seine Verfolgungszeit bis 1939 und für seine durch 

Gerichtsbeschluss bislang anerkannte ungerecht-

fertigte Haftzeit (wegen „Rassenschande“), auch 

für seine durch die Haft entstandenen Körperschä-

den und er konnte auch ein günstiges Darlehen als 

Nazi-Verfolgter beantragen, um sich wirtschaftlich 

eine neue Existenz aufzubauen, wie es die gültigen 

Regelungen für die NS-Verfolgten vorsahen. Alles 

in allem eine Tätigkeit und Mühe, die über fünf 

 
227 Telefonat d. V. mit Herrn Dr. Hoffmann im Novem-
ber 2020 

Jahre andauerte und ihn bis ins Jahr 1954 beschäf-

tigen sollte. 

Kistner beantragt eine Entschädigung für zu Un-

recht erlittene NS-Verfolgung 

Zunächst stellte Kistner seine Ansprüche auf Ent-

schädigung beim Kreis-Sonderhilfsausschuss des 

Landkreises Uelzen, der ihn zu einer intensiven 

Anhörung vorlud. Besetzt war dieser Ausschuss 

mit Regierungs-Oberinspektor a. D. Nitsche als 

Vorsitzenden, Lehrer Hermann Busse und Ge-

schäftsstellenleiter August Rath als Beisitzer sowie 

Oberkreisdirektor von Rappard als Beauftragter 

des öffentlichen Interesses. In seiner Sitzung vom 

20.3.1950 wurde mehrheitlich gegen die Stimme 

von Nitsche entschieden, dass H. Kistner als NS-

Verfolgter anzuerkennen ist und der Zeitraum der 

Verfolgung vom September 1935 („Rassen-

schande-Gesetz“) bis zu seiner Verhaftung im Ok-

tober 1939 zu bewerten sei (diese Zeit seiner Ille-

galität wurde als Freiheitsberaubung beurteilt) so-

wie die Zeit seiner Zuchthausstrafe umfasst (Haft-

strafe wegen „Rassenschande“), insgesamt 79 Mo-

nate. Da für diese Zeiten der Freiheitsberaubung 

ein Regelsatz von monatlich 150,00 DM Entschädi-

gung vorgesehen war, standen ihm somit 

11.860,00 DM zu. Die Haftzeit wegen des Betrugs-

vorwurfs wurde allerdings nicht anerkannt. Dieses, 

so wurde ihm mitgeteilt, setze eine offizielle Til-

gung dieser Haftstrafe bzw. Aufhebung des Urteils 

von 1939 voraus, worum sich Kistner dann wäh-

rend der nächsten zwei Jahre bemühte.228 

Mit dem Anerkennungsbescheid als NS-Verfolgter 

und dem für ihn positiven Entscheid des Sonder-

hilfsausschusses im Rücken konnte Kistner ein 

Vorhaben planen und durchführen, um beruflich 

auf eigenen Beinen zu stehen: Jetzt sollten ihm die 

Mittel zur Verfügung stehen, um seine für ihn kör-

perlich sehr beschwerliche Tätigkeit als Lagerist 

für Woll- und Tuchsachen aufzugeben und sich in 

dieser Branche als Händler selbständig zu machen. 

Dazu wollte er Räumlichkeiten in seiner Wohnung 

als Lagerfläche umbauen und er nahm dafür bei 

der Kreissparkasse einen Kredit auf. Sein 

228 NLA Hannover: Nds. 100 Acc. 60/55 Nr. 1082, 
Haftentschädigungsbescheid Kistner des Kreis-Sonder-
hilfsausschuss Uelzen vom 20.3.1950   
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Vertrauen in den neuen Staat und die ausgespro-

chene gerechte Entschädigungsleistung war an-

scheinend groß. 

Sicherlich hat er nicht mit einem massiven Wider-

stand gegen die Entscheidung des Sonderhilfsaus-

schusses gerechnet, der nun zu einem umfangrei-

chen Schriftwechsel zwischen diesem Ausschuss, 

dem Regierungspräsidenten in Lüneburg, dem 

Landes-Innenministerium in Hannover und dem 

Beschwerdeausschuss für Sonderhilfssachen in Lü-

neburg führte. 

Zunächst beschwerte sich der Vorsitzende des 

Uelzener Sonderhilfsausschusses, Nitsche, beim 

zuständigen Beamten der Bezirksregierung, Schar-

mer, einem Mitarbeiter des Dezernats „KZ-Betreu-

ungsstelle“,229 über den Beschluss seines Aus-

schusses, schwärzte seinen Ausschuss-Kollegen 

von Rappard an und empfahl dem 

Regierungspräsidium, den Ober-

kreisdirektor von Rappard, weil 

der dies wohl nicht vorhabe, „zu 

veranlassen, … Beschwerde gegen 

die Entscheidung zu erheben.“ Be-

gründung: „Es ist mir Angst ge-

worden, als ich den Betrag errech-

nete.“230  

Scharmer ließ sich nicht zweimal 

bitten und wies fristgerecht an, 

womit die Rechtsgültigkeit der 

Entscheidung des Uelzener Son-

derhilfsausschusses aufgehoben 

war und Kistner ohne jeden Pfen-

nig Entschädigung dastand. Jetzt 

gelangte Kistners Antrag zur 

nächsthöheren Entscheidungs-

instanz, nämlich in die Hände des 

Beauftragten des öffentlichen In-

teresses beim Nds. 

 
229 NLA Hannover: Hann. 180 Lüneburg, Acc. 3/150 Nr. 
339, Geschäftsverteilungsplan der Bezirksregierung Lü-
neburg v. 1.1.1950  
230 NLA Hannover: Nds. 100 Acc. 60/55 Nr. 1082, Schrei-
ben von Nitsche an Scharmer vom 27.3.1950 
231 Ebenda, Schreiben von Tolksdorf an das Landes-In-
nenministerium (Curtze) vom 31.3.1950 
232 Und wo Tolksdorf nun schon einmal dabei war, die 
„nichtberechtigten“ Nazi-Verfolgten anzuprangern, 

Beschwerdeausschuss für Sonderhilfssachen II mit 

Sitz in Lüneburg, Tolksdorf, der sich über den Fall 

Kistner beim Niedersächsischen Innenministerium 

(Oberregierungsrat Curtze, Referent I/6) be-

schwerte: Tolksdorf sah sich „gezwungen, auf ei-

nen sehr krassen Fall hinzuweisen … Hierbei 

wurde die Zeit von 1933 bis 1939 für angeblich il-

legales Leben in Anrechnung gebracht.“231 Die An-

gabe dieser falschen Jahreszahl für den Beginn der 

Verfolgungszeit Kistners wurde hier von Tolksdorf 

in die Welt gesetzt, bestimmte die Empörung über 

die Entscheidung des Uelzener Ausschusses und 

wurde  in allen Beschwerdeschreiben wiederholt. 

Auch die Feststellung Tolksdorfs, Kistner habe bis 

1939 ein legales Leben führen können mit Ruth 

und den Kindern weist auf eine bestimmte Geis-

teshaltung dieses hochrangigen Entscheidungsträ-

gers der Berufungsinstanz hin.232 

bezog er auch die positiven Entscheidungen der Son-
derhilfsausschüsse über die Zahlung von Renten wegen 
Körperschäden in seine Kritik mit ein („Es kann und darf 
doch nicht sein, dass mit Staatsgeldern … an Nichtbe-
rechtigte Gelder gezahlt werden.“) und forderte in ei-
ner Art Rundumschlag vom Ministerium sogar eine 
Überprüfung des Personals dieser Ausschüsse. 

Einspruch des Öffentlichen Klägers Tolksdorf gegen 

Verfolgten-Entschädigung für Heinrich Kistner 
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Tatsächlich entschied der Niedersächsische Be-

schwerdeausschuss für Sonderhilfssachen II, Sitz 

Lüneburg, am 19.9.1950 nach mündlicher Ver-

handlung (Tolksdorf ließ sich als Vertreter des öf-

fentlichen Interesses durch Regierungsinspektor 

Saarkamp233 vertreten) mehrheitlich mit den Stim-

men des Saarkamp sowie des Vorsitzenden, Ober-

regierungsrat Schaefer234 und der Beiräte Regie-

rungsrat Dr. Pohl sowie Simon, Hiller und (wahr-

scheinlich gegen die Stimme von) Schad235: „Der 

Beschluss des KSHA Uelzen vom 13.3.1950 wird in-

soweit aufgehoben, als dem Betroffenen eine 

Haftentschädigung für die Zeit vor dem 1.9.1939 

zugebilligt worden ist.“     

 

 

Zur Begründung bezieht sich der Beschwerdeaus-

schuss auf das Urteil gegen Kistner wegen Rassen-

schande, zitiert es noch nicht einmal korrekt, aber 

nochmals zuungunsten Kistners. Der Beschwerde-

ausschuss stellt fest, dass Kistner bis Kriegsbeginn 

regelmäßige Einkünfte hatte und insofern nicht 

verfolgt wurde: „Aus diesen Gründen konnte der 

 
233 NLA Hannover: Hann. 180 Lüneburg, Acc. 3/150 Nr. 
339: Regierungsinspektor Saarkamp war bei der Be-
zirksregierung Lüneburg untergeordnet tätig als Mitar-
beiter des Dezernats „Allgemeine landwirtschaftliche 
Angelegenheiten“ 
234 Ebenda: Oberregierungsrat Schaefer fungierte bei 
der Bezirksregierung Lüneburg als Chef des Dezernats 
3. 

Beschwerdeausschuss … die Voraussetzungen für 

ein illegales Leben … erst von dem Zeitpunkt an-

nehmen, von dem ab feststand, dass der Antrag-

steller nichts mehr … verdiente und auch die Le-

bensmittelkarten eingeführt waren, sodass von 

diesem Zeitpunkt ab er in wirkliche Lebensschwie-

rigkeiten geraten ist. Dieser Zeitpunkt war der 1. 

September 1939.“ 

Die Höhe der Entschädigungszahlungen an Hein-

rich Kistner von 11.860,00 DM „korrigierte“ der 

Beschwerdeausschuss somit auf 4.650,00 DM, wo-

von ihm als eine erste Rate der Betrag von 

1.125,00 DM ausgezahlt wurde. 

 

Kistner beantragt eine Dar-

lehenszahlung für ehema-

lige NS-Häftlinge 

Daraufhin beantragte Kistner 

beim Kreis-Sonderhilfeaus-

schuss am 4.10.1950 ein Dar-

lehen in Höhe von 4.000 DM 

„zur Eröffnung eines Textil-

Versandgeschäfts“. Die Ge-

werbebehörde Uelzens hatte 

diesem Startup-Vorhaben 

bereits zugestimmt und auch 

die fachliche Eignung 

brachte Kistner mit.236 Der 

Ausschuss stimmte Kistners Antrag zu. Mit solchen 

Darlehen, so sah es das Entschädigungsverfahren 

vor, sollte NS-Opfern die Möglichkeit gegeben 

werden, übergangsweise finanzielle Mittel in die 

Hand zu bekommen, damit sie sich eine berufliche 

Existenz aufbauen können. 

235 Wilhelm Schad war Lüneburger Sozialdemokrat, NS-
Widerständler, wurde 1935 zu 1 ½ Jahren Zuchthaus 
verurteilt. Die Haftstrafe musste er im Hamelner Zucht-
haus verbringen bis zum 18.11.1936 
236 NLA Hannover: Nds. 100 Acc. 60/55 Nr. 1082, Antrag 
Kistner an den Kreis-Sonderhilfeausschuss vom 
4.10.1950  

Vermerk des Nds. Innenministeriums: Kürzung der 

Verfolgten-Entschädigung für H. Kistner 
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Dennoch wurde sein Antrag abgelehnt, wieder in 

der Berufungsinstanz. Auch die Auszahlung des 

anerkannten, ihm zustehenden Haftentschädi-

gungs-Restbetrags von 3.525,00 DM wurde zu-

nächst abgelehnt – vom Niedersächsischen Innen-

ministerium mit der skandalösen Begründung, die-

ses lasse die Haushaltslage nicht zu. 

 

 

 

Schließlich aber war eine solche Ablehnungs-Be-

gründung nicht haltbar und die Behörden schlu-

gen Kistner vor, den stark reduzierten Haftent-

schädigungs-Restbetrags nicht wie geplant auf 

weitere, später auszuzahlende Raten zu verschie-

ben, sondern als eine Summe und sofort an die 

Sparkasse zu zahlen zur Tilgung eines Kredits, den 

Kistner dort für die Eröffnung seines Versandhan-

dels bereits aufgenommen hatte. Kistner stimmte 

diesem Vorschlag (wahrscheinlich entnervt) zu, 

3.375,00 DM gingen an die Sparkasse, 150,00 DM 

unmittelbar an Kistner. Ein Darlehen war ihm zwar 

verwehrt, aber immerhin die dezimierte Haftent-

schädigung zeitnah ausgezahlt worden. 

Kistner beantragt eine Entschädigung wegen 

haftbedingter Gesundheitsschäden 

Kistner versuchte nun, sein Handelsgeschäft schul-

denfrei aufzubauen. Als regelmäßiges Einkommen 

konnte er zusätzlich über den Betrag von 90,00 

DM monatlich verfügen, der ihm wegen seiner 

haftbedingten Gesundheitsschäden 

(Erwerbsminderung um 40%) vom Uelzener Kreis-

sonderhilfeausschuss am 28.4.1949 als Grund-

rente zugesprochen wurden. Am 21.4.1950 er-

höhte dieser Ausschuss den Betrag auf monatlich 

120,00 DM, nachdem auch sein „ausgedehnter 

Zahnverlust“ vom Lüneburger Gesundheitsamt als 

Haftschaden attestiert und somit eine Erwerbs-

minderung von 50% zuerkannt wurde. 

Aber wieder musste Kistner durch die 

Instanzen ziehen, diesmal, um diese 

Anerkennung auf Erwerbsminderung 

zu behalten. Wieder war es der Kläger 

des öffentlichen Interesses beim Nie-

dersächsischen Landesausschuss für 

Sonderhilfesachen in Hannover, der 

gegen die Bescheide des Uelzener 

Ausschusses Beschwerde einlegte am 

9.2.1952 mit dem Ziel der Reduzierung 

der Höhe der Rentenzahlungen an 

Kistner. Daraufhin entschied die Beru-

fungsinstanz, die Entschädigungsbe-

hörde bei der Lüneburger Bezirksre-

gierung, das Verfahren neu aufzurollen, Kistner 

musste sich nochmals begutachten lassen mit dem 

„gewünschten“ Ergebnis: Regierungs- und Medizi-

nalrates Dr. Dietz stellte am 19.12.1953 eine Schä-

digung zunächst von 30%, dann von 25%  fest, 

Nervenarztes Dr. Blumenbach eine Minderung der 

Erwerbsfähigkeit um 15 %. Ergebnis: Die Zahlung 

der Erwerbsminderungsrente an Kistner wurde 

Ende Februar 1954 gänzlich eingestellt.  

Um sein Recht auf Anerkennung seiner gesund-

heitlichen Haftschäden und Auszahlung seiner 

Rente geltend zu machen, musste Kistner nun, 

nachdem der behördeninterne Weg zu seinen Un-

gunsten abgeschlossen war, ein justizielles Verfah-

ren einleiten. Er klagte gegen das Bundesland Nie-

dersachsen vor der Entschädigungskammer beim 

Landgericht Lüneburg mit dem Ziel auf Zuerken-

nung von 30% Erwerbsminderungsrente und legte 

zum Beleg zwei Gutachten verschiedener Uelzener 

Ärzte vor (Zahnarzt Dr. Hahn, Facharzt für Haut-

krankheiten, Dr. Burmester). Die Entschädigungs-

kammer des Landgerichts stellte in seiner Sitzung 

vom 2.7.1954 aber fest, dass die von der Entschä-

digungsbehörde bei der Bezirksregierung einge-

holten negativ ausgefallenen Gutachten von Dr. 

Vermerk des Nds. Innenministeriums: Ablehnung der 

Gewährung eines Verfolgten-Darlehens für H. Kistner 



 
_____________________________________________________________________________________--
  

61 
 

Dietz und Dr. Blumenbach (beide waren zuvor  

NSDAP-Parteigänger) für eine Bewertung Kistners 

ausreichend seien und: „Der Einholung eines wei-

teren Gutachtens (Obergutachtens) bedurfte es 

bei diesem Ergebnis … nicht mehr. Da ein Renten-

anspruch aber nur bei einer Minderung der Er-

werbsfähigkeit als Folge von Verfolgungsmaßnah-

men in Höhe von 30% gegeben ist, muss die Klage 

abgewiesen werden.“  

Carl Emmermann, der Vorsitzende Richter der Ent-

schädigungskammer, ließ nun bei dieser Verhand-

lung seinem Ex-NSDAP-Kollegen Struck den Vor-

tritt wegen Interessenskollision (schließlich hat er 

H. Kistner 1940 im Rassenschandeprozess schon 

einmal zu Unrecht verurteilt), sodass die Landge-

richtsräte Struck, Scherpe und Maass, alle drei 

vormals Nazi-Richter, die Verhandlung führten 

und den Sachverhalt in Emmermanns Sinne be-

werteten. In ihrem Urteil (Aktenzeichen: 5.0 Ent-

sch. 46/54) klammerten sie die Zuchthaushaft für 

H. Kistner als Folge des Lüneburger „Rassen-

schande-Urteils“ von 1940 weitgehend aus, deren 

gesundheitliche Folgen zu bewerten waren, son-

dern kaprizierten sich durchgehend auf das NS-Ur-

teil gegen Kistner von 1939. Dieses interpretierten 

sie als ein legales Verfahren, dessen Haftstrafe ge-

rechtfertigt war. Die Betrügereien von Ruth Salo-

mon und Heinrich Kistner bereinigten sie von den 

Umständen der faschistischen Verfolgung („Die 

Straftaten sind angeblich deshalb begangen wor-

den, weil sich der Kläger in wirtschaftlicher Not 

befand.“), um die Anerkennung der Gesundheits-

schäden als Folge dieser Haftstrafe zu minimieren. 

Die Richter werfen Kistner sogar vor, sich nach sei-

ner Haftentlassung nicht genügend um den Ver-

bleib seiner Kinder gekümmert zu haben, eine 

Vermutung, die mit der zur Rede stehenden Aner-

kennung der Gesundheitsschäden Kistners als 

Haftfolgen nichts zu tun hat, wohl aber über die 

Absichten der Richter Auskunft gibt. Man könnte 

meinen, hier verübten diese Ex-Nazi-Juristen eine 

späte Rache an einem ihrer Opfer, weil es den NS-

Terror überlebte, nachdem ein anderes, nämlich 

 
237 Siehe Seite 65 ff  
238 BA Freiburg: PERS 6/179433  

Ruth Salomon, von Justiz und Gestapo bereits  „er-

legt“ worden war.  

Zum Personal der Lüneburger Entschädigungs-

kammer des Landgerichts 

Die äußerst restriktive Auslegung von Entschädi-

gungsansprüchen aus der NS-Verfolgung durch die 

Berufungsinstanzen der Entschädigungsaus-

schüsse insbesondere durch deren Abweisungen 

durch den „Beauftragten des öffentlichen Interes-

ses“ (Tolksdorf) in Zusammenarbeit mit dem Nie-

dersächsischen Ministerium des Innern, wird an 

diesem „Fall Kistner“ sehr deutlich. Auch die Anru-

fung der nächsten Instanz durch die Verfolgten, 

der Entschädigungskammer beim Landgericht, 

konnte für sie keine Anerkennung ihrer Verfol-

gung bringen, weil schon die politische NS-Karri-

ere und Nachkriegseinstellung (diese am Beispiel 

des Landgerichtsrats Dr. Struck etwas ausführli-

cher vorgestellt) des Justizpersonals dieser Kam-

mer dies verhinderte: 

1. Landgerichtsrat Carl Emmermann, geboren am 

3.2.1898 in Dresden-Plauen als Sohn eines Kauf-

manns, Kriegsfreiwilliger im I. Weltkrieg, aktiv bei 

der Niederschlagung eines Arbeiteraufstandes in 

Heiligenstadt, wird im November 1933 Mitglied 

der SA (Rottenführer beim Sturm 6/16) und wei-

terer NS-Verbände wie dem NSRB, dann zum 1. 

Mai 1937 Mitglied der NSDAP (Mitglieds-Nr. 

5764811), Landgerichtsrat in Lüneburg, Über-

nahme eines Richteramtes beim NSDAP-Gauge-

richt Ost-Hannover, stellvertretender Vorsitzender 

eines für den Landgerichts-Bezirk Lüneburg neu 

eingerichteten Sondergerichts,  des „Plünderung-

SG“.237  

2. Landgerichtsrat Werner Scherpe wurde am 

14.3.1901 in Insterburg geboren, gelangte 1936 in 

den Justizdienst, wurde NSDAP-Mitglied und 

brachte es bis zum Kriegsgerichtsrat.238 Kriegsge-

richtsräte sprachen z. B. Todesurteile gegen Solda-

ten aus, die nach § 4  Volksschädlingsverordnung  

(vom  5·  September  1939) verurteilt wurden wie 

z. B. im Falle des siebzehnjährigen  Anton Re-

schny.239 

239 Vergl.: Stephan Baier: Das Todesurteil  des  Kriegsge-
richtsrats  Dr.  Schwinge, in: Die juristische 
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3. Landgerichtsrat Erich Maass (Schreibweise 

auch: Maaß, Maahs) wurde am 10.2.1915 in Bel-

gard a. Pers. geboren als Sohn eines Kaufmanns. 

Schon als Schüler (1931) schloss er sich dem HJ-

Schülerbund an, im April 1938 dem NS-Altherren-

bund der Altherrenschaft „Hans Knirsch“ der Uni 

Leipzig und im März 1940 während seiner Ausbil-

dung der NSDAP (Nr.: 7559003). Maass wird tätig 

an verschiedenen Gerichten des OLG Stettin und 

ab Ende 1942 in der Justizverwaltung des General-

gouvernements im Distrikt Galizien bei der Staats-

anwaltschaft in Lemberg.240 

4. Landgerichtsrat Dr Martin Struck wurde am 

30.8.1891 in Wießen, Kreis Heydekrug, als Sohn ei-

nes Superintendenten geboren. 1938 trat er in die 

NSDAP ein, wurde ab 1939 stellvertretender 

Blockleiter und war in zahlreichen NS-Organisatio-

nen Mitglied (NSV, NSRWB, NS-Luftschutzbund, 

NS-Altherrenbund, Reichskolonialbund). Als Jurist 

stieg er im Nationalsozialismus schnell auf: 1933 

Landgerichtsrat in Tilsit, 1934 Landgerichtsdirektor 

in Insterburg/Ostpreußen.  

Nach 1945 ließ sich Dr. Struck mit seiner Familie in 

Lüneburg nieder und hinterließ in Ostpreußen den 

Besitz des Rittergutes der Familie seiner Ehefrau. 

1948 wurde er zunächst im Entnazifizierungsver-

fahren wegen seiner Nazi-Aktivitäten in die 

Gruppe IV eingegliedert, allerdings ohne jegliche 

berufliche Beschränkung, weshalb er sich in Lüne-

burg für den Justizdienst bewerben konnte und als 

Beauftragter Richter übernommen wurde. Im Juni 

1949 wurde er, wie alle Ex-Nazis ähnlicher Art, au-

tomatisch in die Gruppe V eingruppiert, galt fortan 

als NS-Unbelastet. Nachdem sich Landgerichtsprä-

sident Nebelsieck für ihn einsetze mit Verweis auf 

Strucks Nazi-Justiztätigkeit („Beauftragter Richter 

Dr. Struck war vor dem Zusammenbruch Landge-

richtsdirektor in Insterburg. Er ist ein sehr guter 

Richter, der einen durch langjährige richterliche 

Erfahrung geschärften Blick …verbindet.“) wurde 

Dr. Struck ordentlicher Landgerichtsrat, später 

Landgerichtsdirektor.241   

 
Aufarbeitung des Unrechtsstaates, Redaktion Kritische 
Justiz (Hrsg.) 1988, S. 340-346  
240 Bundesarchiv Berlin: R 9361-III/123712 und R 
3001/83767 

Politisch stand Dr. Struck dem „Bund der Heimat-

vertriebenen und Entrechteten“ (BHE) nahe, einer 

seinerzeit bedeutsamen Partei von vornehmlich 

Alt-Nazis, war Schatzmeister in der Lüneburger 

Abteilung der Landsmannschaft Ostpreußen242 

und gründete gemeinsam mit den Herren Kramer 

(Elchjägermeister), Wallat (Oberstleutnant) und 

Löffke (Forstmeister) 1954 das „Ostpreußisches 

Jagdmuseum - Wild, Wald, Pferde“,243 welches bis 

heute als Ostpreußisches Landesmuseum existiert. 

Sein politisches Hauptaugenmerk lag in der Rück-

gewinnung eines Deutschland in den Grenzen von 

1937 und er propagierte ein Rückkehrrecht der 

Deutschen nach Ostpreußen wie es sein Ostpreu-

ßen-Vertriebenenkollege Löffke in der Versamm-

lungsstätte „Meyers Garten“ am 12.7.1953 vor ei-

nem Personenkreis von 600 Menschen vortrug: 

„Die Woge deutschen Blutes wird ihr altes ost-

preußisches … Bett wieder einnehmen!“244 

 

Kistner beantragt die Aufhebung des Betrüge-

reien-Urteils von 1939 

Zeitlich parallel zu den genannten Entschädigungs-

verfahren bemühte sich Heinrich Kistner um die 

Annullierung der Strafhaft aus dem Betrugsurteil 

von 1939 mit einer Eingabe am 28.12.1951 beim 

Landgericht Hamburg, was hier nachgetragen wer-

den soll: 

Zu diesem Zeitpunkt war dem Hamburger Landge-

richt gerichtsbekannt, dass im exakten Parallelfall, 

nämlich beim Antrag zur Aufhebung der Freiheits-

strafe von Ruth Salomon wegen des Betrugsur-

teils, zunächst das Landgericht Hamburg dieses 

Ansinnen zwar ablehnte (siehe Seite 51 f), aber 

dieses Urteil vom dortigen Oberlandesgericht kas-

siert und am 21.10.1950 aufgehoben wurde, wo-

mit ihr posthum eine Straffreiheit gewährt wurde.          

Die Chancen für Heinrich Kistner, eine Straffreiheit 

für exakt dieselben Taten zuerkannt zu bekom-

men, damit als nicht-vorbestraft zu gelten und 

auch in seinen Entschädigungsverfahren den 

241 NLA Hannover: Nds.720 Lüneburg, Acc. 2008/98 
Nr.37 
242 Vereinsregister Amtsgericht Lüneburg 
243 Ebenda 
244 LZ v. 14.7.1953 
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Vorbehalten und Ausschlussgründen entgegentre-

ten zu können, standen somit sehr gut. 

Aber wieder wurde er enttäuscht: Der Oberstaats-

anwalt am Landgericht Hamburg bat die Richter 

bereits im Vorwege um Ablehnung: „Eine Gewäh-

rung von Straffreiheit … kommt … nicht in Be-

tracht, da die Verurteilung in der Sache nicht we-

gen Straftaten erfolgte, die allein nach nationalso-

zialistischer Auffassung strafbar waren. Insoweit 

bitte ich daher den Antrag abzulehnen.“245 Dabei 

ignorierte er die Tatsache, dass nach den einschlä-

gigen Bestimmungen ebenfalls eine Straffreiheit 

gewährt werden musste, wenn eine Straftat be-

gangen wurde, um einer Verfolgung aus politi-

schen und rassistischen Gründen zu entgehen. 

Kistners Antrag auf Annullierung seiner Haftstrafe 

aus dem Urteil von 1939 wegen der Betrügereien 

wurde von der Großen Strafkammer des Hambur-

ger Landgerichts am 4.3.1952 abgelehnt. Die Argu-

mentation des Oberlandesgerichts im Parallelfall 

Ruth Salomon von 1950 ließ das Gericht völlig au-

ßer Acht. Zwar billigten ihm die Richter Borg-

meyer, Reinholz und Röhrs eine gewisse Verfol-

gungsnot zu, aber lediglich in Bezug auf seine fal-

schen Personalangaben bei der Anmeldung seiner 

Tochter Maria vor dem Standesamt in Oranien-

burg. Den Anteil seiner Haftstrafe für diese Aktion 

von vier Monaten Gefängnis waren sie bereit, von 

der Gesamtstrafe des von der Lüneburger Kam-

mer 1949 festgesetzten Strafreduzierungs-Be-

schusses von 1 Jahr und 7 Monaten Gefängnis ab-

zuziehen und sie legten eine neue Gesamtstrafe 

von 1 Jahr und 3 Monaten Gefängnis fest. In der 

Hauptsache aber kannte das Gericht kein Pardon: 

„Solange daher der Antragsteller die Möglichkeit 

hatte, sich durch ehrliche Arbeit seinen und seiner 

Familie Unterhalt zu verdienen, stand ihm nicht 

das Recht zu, sich durch strafbare Handlungen Ein-

nahmen zu verschaffen, durch die andere, unbe-

teiligte Personen geschädigt wurden.“ Die Argu-

mentation des ursprünglichen Urteils von 1939, 

die gerade nicht darauf abzielte, dass Kistner „an-

dere, unbeteiligte Personen“ geschadet habe, son-

dern – strafbegründend – die „deutsche 

 
245 Staatsarchiv Hamburg, Staatsarchiv Hamburg, 213-
11_64970, Schreiben des Oberstaatsanwalts am 

Volksgemeinschaft“, blieb von diesen Richtern un-

beachtet. Auch wurde ihm unterstellt, er hätte 

ohne Probleme Möglichkeiten finden können, eine 

„ehrliche Arbeit“ (dieser Terminus findet sich 

mehrfach in der Urteilsbegründung) aufzuneh-

men. Die Betrügereien aufgrund einer Verfol-

gungslage begangen zu haben, stritten die Richter 

rundweg ab wie sie insgesamt eine latente Bedro-

hungssituation von Heinrich Kistner, Ruth Salo-

mon und ihren Kindern Maria und Heinz durch 

den NS-Staat negierten. Nach Ansicht der Richter 

hätten sich wohl Ruth und Heinrich 1939 eher frei-

willig der Gestapo ausliefern sollen. 

H. Kistner gab nun die weitere Beschreitung des 

Klageweges über eine Berufungsverhandlung auf 

und resignierte. Das Urteil des im Parallelfall vom 

Landkreis Uelzen angestrengten Urteils der Beru-

fungsinstanz in Ruths Verfahren, das vor dem 

Hamburger Oberlandesgericht mit einer Annullie-

rung ihrer Haftstrafe posthum endete (s. Seite 52) 

und ihm sicherlich neue Motivation für einen sol-

chen Klageschritt gegeben hätte, war ihm selber 

nicht bekannt. Gerichtsbekannt war es allerdings 

in Hamburg, und es darf als Zeichen des Fortle-

bens der Nazi-Justiz in der Nachkriegs-Demokratie 

gewertet werden, dass dieses Herrschaftswissen 

so schamlos ausgenutzt wurde, indem dieses Ur-

teil und dessen Annullierungs-Begründung in 

Heinrichs Annullierungs-Ablehnungs-Urteil mit kei-

nem Wort erwähnt wird. 

Die verheerende Auswirkung der Nachkriegspra-
xis, dass die Aufhebung der Nazi-Urteile nicht im 
staatlichen Verfahren, sondern durch individuelle 
Anstrengung der Betroffenen durchgeführt wer-
den musste, wird an diesem Bespiel deutlich: 
Während der Landkreis Soltau über die finanziel-
len und juristischen Mittel verfügte, nach dem ne-
gativen Urteil des Hamburger Landgerichts einen 
weiteren Klageweg zu beschreiten und eine Beru-
fungsinstanz anzurufen, welche dann positiv für 
Ruth posthum entschied, verfügte Heinrich als Pri-
vatperson nicht über derartige Mittel. Er gab auf, 
blieb vorbestraft und eine Entschädigungsmöglich-
keit für diese Haftzeit blieb deshalb von vornhe-
rein ausgeschlossen. 

Landgericht Hamburg an das Amtsgericht Hamburg, 
Abtl. 131, vom 2.2.1952 
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1954 stand Heinrich Kistner als 44-Jähriger vor 

den Trümmern seiner Lebensgeschichte, die ihm 

einige Jahre des Glücks mit Ruth und später den 

Kindern bescherte, viele Jahre des ständigen Nazi-

Verfolgungsdrucks und der Existenzangst, dann 

Verurteilungen, Gefängnis- und Zuchthausstrafen 

einbrachten, die seiner Lebensgefährtin Ruth ihr 

junges Leben kostete, ihm die Kinder nahm und 

die er selber mit eingeschlagenem Gebiss, weite-

ren massiven körperlichen und psychischen Schä-

den nur knapp überlebte. Nach jahrelangen juristi-

schen Auseinandersetzungen wurde ihm insge-

samt lediglich eine Minimalentschädigung von 

4.650,00 DM zugesprochen und ihm die geringe 

Gesundheitsschadens-Rente ab 1954 wieder aber-

kannt. Alle seine weiteren Versuche, einen Aus-

gleich für das Nazi-Unrecht, dass ihm widerfahren 

war, zu erlangen, scheiterten. Er galt bis an sein 

Lebensende als vorbestraft, als ein ehemaliger 

Verbrecher.  

Heinrich Kistner starb im Alter von 60 Jahren am 

17. Februar 1970 in Uelzen.246 

 

 

 

 

 

 

  

 
246 Nach Auskunft des ev.-luth. Friedhofsverbandes Uel-
zen (Herr Sterneck) vom 12.7.2021 wurde H. Kistner auf 
dem kirchlichen Friedhof in Uelzen begraben, 

Grabanlage Abt.: 88a/2/9a. Seit 1997 besteht die Grab-
stätte nicht mehr. 

„Der Spiegel“ berichtete in seiner Ausgabe vom 26.1.1969, dass der Bundestagspräsident Eugen 

Gerstenmaier (CDU) eine finanzielle Entschädigung wegen erlittenen NS-Unrechts einfordert 

hatte. Ihm sei während der NS-Zeit die Lehrbefugnis als Universitätsprofessor entzogen worden. 

Das Bundesinnenministerium bewilligte ihm dafür 281.107,00 DM und darüber hinaus regelmä-

ßig auszuzahlende Bezüge als emeritierter Professor, seinerzeit monatlich 2.623,00 Mark.  Diese 

monatlichen Bezüge, die er bis zu seinem Lebensende 1986 beanspruchen durfte, summierten 

sich nochmals auf ca. 500.000,00 DM. 

Heinrich Kistner, 

fotografiert bei 

Einlieferung in ein 

Zuchthaus, beide 

Fotos o. D. 
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II. Landgerichtsrat Dr. Carl Emmermann, ein Jurist 

„aus der Mitte der Lüne-

burger Gesellschaft“ 

Carl Waldemar Emmer-

mann wurde am 

3.2.1898 in Dresden-

Plauen geboren als Sohn 

eines Kaufmanns. Als 18-

jähriger meldete er sich 

1916 zum Kriegsdienst, 

wurde Unteroffizier und                      

Offiziersaspirant und mit dem Eisernen Kreuz II. 

Klasse (Frontkämpf-Ehrenkreuz) ausgezeichnet. 

Emmermann studierte ab 1919 in Göttingen, 

war dort Mitglied einer Burschenschaft und 

beteiligte sich im Rahmen eines Studentenba-

taillons/Freicorpsverbandes 1920 an der Nie-

derschlagung eines Arbeiteraufstandes in Hei-

ligenstadt (Thüringen, Landkreis Eichsfeld).247 

Seine erste Staatsprüfung legte er im Septem-

ber 1920 in Celle mit der Note „ausreichend“ 

ab und wurde promoviert mit dem Dissertati-

onsthema „Das Zuchthaus in Celle“.248 Seine 

zweite Staatsprüfung 1923 bestand er in Berlin 

mit „befriedigend“.  

Im September 1930 zieht Emmermann nach 

Lüneburg um,249 wo ihm ein Posten auf der 

Planstelle eines Landgerichtsrats (zugleich AG-

Rats) angeboten wird. An diesem Gerichtsort 

sollte er nun seine politisch-juristische Lebens-

karriere machen. 

Sein Vorgesetzter, Landgerichtspräsident 

Franz Puttfarken, schien von Emmermanns Quali-

täten im Richteramt noch nicht vollends überzeugt 

zu sein. In der Bewertung seiner Tätigkeit für das 

 
247 Vergl.: Herbert Kater: Zeitfreiwilligen-Studenten-Ba-
taillon in Göttingen 1920. Einst und Jetzt, Bd. 32 (1987), 
S. 111–129 
248 Karl Emmermann, Das Zuchthaus zu Celle, Inaugural-
Dissertation, Jur. Fakultät der Universität Göttingen, 
Celle 1921 
249 zunächst in die Frommestraße 4, dann zum Alt-en-
brückerdamm 10, ab Ende 1935 in den Wil-schenbru-
cher Weg 8, dann Schifferwall 1 
250 NLA Hannover, Nds. 720 Lüneburg Acc. 2008/098 
Nr. 38 
251 Von Garßen wurde im März 1932 zum OLG-Präsi-
denten ernannt, trat 1933 in die NSDAP ein 

Jahr 1930 formulierte Puttfarken, Richter Emmer-

mann „ … arbeitet mit Fleiß und Interesse, auch 

gewissenhaft, ohne jedoch sehr in die Tiefe zu 

dringen … einfache Persönlichkeit. Gesamtleistun-

gen: ausreichend.“250 

Es fügte sich, dass Emmermann im Oberlandesge-

richts-Präsidenten Adolf von Garßen,251 dem Vor-

setzten Puttfarkens, einen Fürsprecher fand, der 

ihn unterstützte, ihn im Nebenamt mit einer wei-

teren Aufgabe betraute und zum stellvertreten-

den Beauftragten für Gnadensachen be-

stimmte.252 

 

 

(Mitgliedsnummer 2.624.517) und blieb in diesem Amt 
bis 1945. Er war verantwortlich für die Umsetzung der 
NS-Politik/Justiz in seinem OLG-Bezirk, nahm an den 
Tagungen der höchsten Juristen des Deutschen Reiches 
teil, u. a. am 23. und 24. April 1941 in Berlin, bei der 
Viktor Brack und Werner Heyde über die ‚Vernichtung 
lebensunwerten Lebens‘ in den Gaskammern der Ak-
tion T4 informierten. https://de.wikipe-
dia.org/wiki/Adolf_von_Gar%C3%9Fen 
252 NLA Hannover, Nds. 720 Lüneburg Acc. 2008/098 
Nr. 38 

C. Emmermann leistet den Eid auf „den Füh-

rer des Deutschen Reiches und Volkes“ 
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Die veränderten politischen Zeichen der Zeit ver-

steht der junge Richter schnell, organisiert sich zu-

nächst im republikfeindlichen „Stahlhelm“, wird 

im November 1933 Mitglied der SA (Rottenführer 

beim Sturm 6/16) und weiterer NS-Verbände wie 

dem NSRB, dann zum 1. Mai 1937 Mitglied der 

NSDAP (Mitglieds-Nr. 5764811). 253 

Jetzt ändern sich auch seine Beurteilungen durch 

die Vorgesetzten254 und er wird eine Art national-

sozialistischer Vertrauensmann des OLG-Präsiden-

ten mit Aufstiegsoption, wie von Garßen in seiner 

Bewertung der Tätigkeit Emmermanns für das Jahr 

1934 formuliert: „E. hat sich auf meinen besonde-

ren Wunsch bereit erklärt, für einige Zeit aus-

schließlich auf strafrechtlichem Gebiet zu arbei-

ten. Ich habe ihm dabei eröffnet, dass ich in die-

sem Auftrag in erster Linie auch eine Aufgabe für 

ihn sehe, nämlich die, an der Fortentwicklung der 

Rechtsprechung in Strafsachen im Sinne der 

neuen Gedanken zu arbeiten.“  

Nun ging es in der NS-Justizkarriere des Richters 

Emmermann auf- und vorwärts „im Sinne der 

neuen Gedanken“: Zunächst sein Treueschwur auf 

Adolf Hitler („Ich schwöre: Ich werde dem Führer 

des Deutschen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, 

treu und gehorsam sein …“)255 und es wurden die 

Erläuterungen seiner „Heldentaten“ im Personal-

bogen für seine Vorgesetzten ausführlicher formu-

liert, denn diese galten wieder etwas. Wenn er in 

den Jahren zuvor mit einer Bemerkung seiner Teil-

nahme am Krieg von 1916 bis 1919 auskam, hieß 

es jetzt: „Militärdienst v. 21.11.1916 bis 27.1.1919 

… mitgemachte Gefechte: u.a. 16.4. bis 17.5.1917 

Kämpfe vor der Siegfriedfront, 21.3. bis 6.4.1918 

Große Schlacht in Frankreich.“  

Ende 1934 wurde ihm ein weiteres Amt übertra-

gen für die Dauer bis 1939, das des richterlichen 

Beisitzers und zugleich Vertreters des Vorsitzen-

den der Dienststrafkammer beim Lüneburger 

 
253 BA Berlin: R 3001/83120 
254 http://app.olg-ce.niedersachsen.de/cms/page/ge-
schichte/doku_nszeit/ll_puttfarken.php:  
Landgerichtspräsident Puttfarken (Mitglied der DVP) 
wird zum 11. September 1933 entlassen auf der Grund-
lage des "Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbe-
amtentums", erhielt forthin gekürzte Versorgungsbe-
züge. Sein Nachfolger wurde der langjährige 

Regierungspräsidenten.256 Diese Dienststrafkam-

mer war zuständig dafür, „Pflichtverletzungen“ al-

ler nichtrichterlichen Staatsbeamten im Bereich 

der Bezirksregierung Lüneburg zu untersuchen 

und zu ahnden. Sie konnte Ordnungsstrafen aus-

sprechen, auch Gehaltskürzungen oder ein Dienst-

entlassung bestimmen und war deshalb für die ge-

planten Säuberungen der Beamten von Nazi-Geg-

nern von besonderer Bedeutung. 

Damit die Mitglieder dieser Dienststrafkammer 

sich aus ausgesuchten Verfechtern des NS-Staates 

zusammensetzen, sorgte ein Reglement, das Her-

mann Göring als Reichskommissar für das preußi-

sche Innenministerium mit seinem Apparat sofort 

ab 31.03.1933 einführte: In einem Schreiben an 

die Ober- und Regierungspräsidenten kündigte er 

die Neubesetzung dieser Kammern an: „Es kom-

men hierfür nur deutschstämmige Beamten in 

Frage, an deren überzeugt nationaler Einstellung 

kein Zweifel besteht.“257 Eine Ankündigung Gö-

rings vom 22.7.1933 verschärfte die Bedingungen 

für die Übernahme eines solchen Amtes weiter: 

„Es genügt nicht, dass diese Personen nur die 

selbstverständlichen Voraussetzungen arischer 

Abstammung und innerer Verbundenheit mit dem 

nationalsozialistischen Staates erfüllen.“258 Und 

ein Runderlass Görings vom 28.8.1934 regelte die 

letzte politische Auslese der Mitglieder der Lüne-

burger Dienststrafkammer im Sinne der National-

sozialisten noch weiter: „Als Dienststrafrichter 

kommen demnach nur Beamte in Frage, die nicht 

nur auf Grund innerer Verbundenheit mit dem 

nat.-soz. Staat, sondern auch nach ihrer ganzen 

Persönlichkeit und Beamtenauffassung die Ge-

währ für eine Rechtsprechung im Sinne des neuen 

Staates bieten.“259 Eine solche innere Verbunden-

heit und überzeugte Rechtsprechung im Sinne des 

nationalsozialistischen Staates zeigten nicht alle 

Bewerber für diese Dienststrafkammer, wohl aber 

Parteigänger der NSDAP, der Lüneburger Rechtsanwalt 
Fritz Bohlmann. 
255 NLA Hannover,: Nds. 720 Lüneburg Acc. 2008/098 
Nr. 38, Vereidigungsnachweis vom 27.8.1934 
256 Ebenda: Schreiben RP an LG-Präs. v. 16.10.1934 
257 BA Berlin, NJ 1602 Bd. 6 - 10 
258 Ebenda 
259 Ebenda 

http://app.olg-ce.niedersachsen.de/cms/page/geschichte/doku_nszeit/ll_puttfarken.php
http://app.olg-ce.niedersachsen.de/cms/page/geschichte/doku_nszeit/ll_puttfarken.php
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Landgerichtsrat Emmermann, der von der NSDAP-

Gauleitung für dieses Amt auserwählt wurde. 

Nun hatte Emmermann mit dem beamtenrechtli-

chen Schicksal von 25 Personen zu tun, wie eine 

Auflistung vom 7.3.1936 ausweist – unter ihnen 

„Reinmuth, Regierungs-Assessor - Lüneburg“, ein 

Beamter der Lüneburger Bezirksregierung und 

Nazi-Widerständler, der von der Gestapo unter 

Mitwirkung der Leitung der Be-

zirksregierung in Lüneburg ver-

haftet, anschließend vom Volks-

gerichtshof wegen „Verbrechens 

der Vorbereitung zum Hochver-

rat unter erschwerten Umstän-

den“ zu sieben Jahren Zuchthaus 

verurteilt wurde und später im 

Konzentrationslager Sachsen-

hausen starb.260 Emmermann 

sorgte in der Dienststrafkammer 

gemeinsam mit seinen NS-Kum-

panen natürlich dafür, dass Rein-

muth bereits nach seiner Verhaf-

tung aus dem Staatsdienst ent-

lassen wurde unter dem neuen 

Vorsitzenden der Kammer, Ernst 

Roth.261 

Von diesem Zeitpunkt ab steht 

Emmermanns NS-Karriere nichts 

mehr im Wege, zumal er 1936 

einen Nachweis arischer Ab-

stammung vorlegt.262 Die Bewer-

tungen seiner fachlichen und po-

litischen Qualifikationen durch 

die Dienstvorgesetzten sind aus-

schließlich positiv, ihm wird nun 

eine Planstelle am Landgericht 

übertragen,263 1938 auch schon 

mal als Vertretung an das Ober-

landesgericht berufen und 

 
260 Vergl.: VVN-BdA Lüneburg: Hermann Reinmuth. 
Christ-Humanist-Gewerkschaftler-Sozialist. Eine Erinne-
rung an den Beamten der Lüneburger Bezirksregierung, 
Nazi-Widerständler und KZ-Häftling, Lüneburg 2012 
261 Ernst Roth, wie Emmermann Richter am Landgericht 
Lüneburg, … Auch er wurde nach 1945 am selben Ge-
richt weiter beschäftigt als Landgerichtsrat, blieb bei 
seiner Gesinnung und wurde aktives Mitglied der NPD. 

schließlich 1938/1939 für eine Beförderung zum 

Landgerichtsdirektor vorgeschlagen. Diese Beför-

derungsinitiative ging vom OLG-Präsidenten von 

Garßen aus und fand im politischen Raum promi-

nente Unterstützung: Der NSRB machte sich für 

Emmermann stark, ebenfalls der NSDAP Gau-

hauptstellenleiter Henning („E. … stellt sich freu-

dig hinter den nationalsozialistischen Staat.“)264 

Vergl.: VVN-BdA Lüneburg: Das Landgericht …, Teil III, S. 
85 
262 NLA Hannover: Nds. 720 Lüneburg Acc. 2008/098 
Nr. 38, Bescheinigung des OLG-Präsidenten vom 
13.3.1936 
263 Ebenda 
264 Ebenda: Schreiben vom 27.12.1938 

Beförderungsempfehlung der NSDAP-Gauhauptstellenleitung  
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sowie das Gau-Personalamt265 und 

selbst Gauleiter Telschow wurde 

Fürsprecher Emmermanns, wandte 

sich im Sommer 1939 in dieser Be-

förderungssache an Staatssekretär 

Freisler.266 

Trotz aller Bemühungen ließ zwar 

die Zuerkennung eines Titels als 

Landgerichtsdirektor auf sich war-

ten, aber es stand auch ein natio-

nales Großereignis bevor, bei dem 

Emmermann gebraucht wurde: Ab 

26. August 1939 stand er „zur Ret-

tung des Vaterlands“ der Wehr-

macht zur Verfügung, nicht gerade 

an der vorderster Front, sondern 

als Unteroffizier d. R. beim Landes-

Schützenbataillon in Lüneburgs 

Schliefen-Kaserne bis April 1940. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
265 Ebenda: Schreiben vom 13.2.1939 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

266 Ebenda: Schreiben vom 7.7.1939 

Abb. rechts: Beförderungsempfeh-

lung von Gauleiter Telschow 

Emmermann wird zur Wehrmacht 

einberufen, zum Krieg gegen Polen 
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Möglicherweise auch um seiner 

Beförderungsangelegenheit einge-

denk seiner „Kriegserfahrungen“ 

etwas mehr Schub zu verleihen 

und letzte Bedenken an seiner na-

tionalsozialistischen Zuverlässig-

keit auszuräumen, verfasste Em-

mermann nun am 26.6.1940 sei-

nen Urteilsspruch gegen E. Kistner, 

ein Dokument rassistischer Offen-

barung, dass ihm dem Aufstieg 

zum Landgerichtsdirektor erheb-

lich näherbrachte wie auch ab 

5.1.1941 die Übernahme eines 

Richteramtes beim NSDAP-Gauge-

richt Ost-Hannover.267 Die Aner-

kennung durch Adolf Hitler zu sei-

nem 25-jährigen Dienstjubiläum 

am 28.2.1941 rundete seine Er-

folgsaussichten ab, am 14.4.1941 

erhält er das silberne Treuedienst-Ehrenzei-

chen.268 

 

Doch dann beging Emmermann einen taktischen 

Fehler, der alle seine Absichten zunichte machte: 

Am 21.10.1940 verurteilte er zwar „ordnungsge-

mäß“ den polnischen Zwangsarbeiter Wolay 

Wojcieck zu einer Gefängnisstrafe von 12 Mona-

ten Haft,269 lieferte dafür auch eine völkisch-rassis-

tische Begründung, die allerdings „von höchster 

Stelle“ nicht anerkannt wurde, worauf hin seine 

Beförderungshoffnungen ins Stocken gerieten. W. 

Wojcieck, 38 Jahre alt und nicht vorbestraft, der in 

Rolfsen auf dem Hof des Bauern Schäfer beschäf-

tigt war, wurde von Emmermann wegen „Arbeits-

verweigerung und Sittlichkeitsverbrechens“ verur-

teilt, weil er nach Ansicht seines Arbeitgebers sei-

ner Arbeit nicht pünktlich nachgekommen war 

und nach Aussage der landwirtschaftlichen Mitar-

beiterin Agnes C. einmal sie „gegen ihren Willen 

festhielt, ihr die Röcke hochhob und ihren Körper  

 
267 BA Berlin: R 3001/83120 und NLA Hannover: Nds. 
720 Lüneburg Acc. 2008/098 Nr. 38 
268 NLA Hannover: Nds. 720 Lüneburg Acc. 2008/098 
Nr. 38 

 

 

betastet“ habe,270 was Wojcieck vehement ab-

stritt. Strafverschärfend urteilte Emmermann 

„dass der Angeklagte sich an einem deutschen 

Mädchen vergriffen, die deutsche Arbeit gefähr-

det und bis zuletzt geleugnet hat.“271 In seiner Ur-

teilsbegründung benannte das Gericht ganz im 

Sinne der NS-Ideologie, dass der Landarbeiter 

Wojcieck „als Pole nicht die gleichen Hemmungen 

gegenüber weiblichen Mitarbeitern besitzt wie 

der deutsche Landarbeiter“. Diese Feststellung be-

wertete das Gericht logischer Weise als mildern-

den Umstand für den Angeklagten, was anderen-

orts aber anders beurteilt und für eine Welle der 

Empörung bei der NS-Führung sorgte. Wahr-

scheinlich war es Oberstaatsanwalt Kliesch, er 

hatte in diesem Verfahren die Anklage erhoben, 

der über seine Verbindungen dafür sorgte, dass 

parteiintern dieser Fall, nun als „Notzuchtprozess“ 

interpretiert, ein halbes Jahr später bis zu NSDAP-

Reichsleiter Martin Bormann (zugleich Chef der 

269 Als Beisitzende Richter fungierten die Gerichtsasses-
soren Dr. Ellinger und Erdmann. 
270 BA Berlin: R 43 II / 1542 a: Urteiltext vom 
21.10.1940 
271 Ebenda 

Emmermann wird Richter am Partei-Gaugericht der NSDAP 
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Reichskanzlei und Reichsminister) nach Berlin ge-

langte, der seinerseits Adolf Hitler informierte. 

Dessen Einlassung dazu nach Angaben Bormanns: 

„Diese Auffassung des Gerichts hat der Führer als 

völlig abwegig abgelehnt. Staatssekretär Schlegel-

berger solle umgehend Sorge dafür tragen, dass 

sie sich nicht bei irgendwelchen anderen Gerich-

ten wiederhole.“272 Es folgte eine umfangreiche 

Korrespondenz in dieser Sache zwischen Bormann, 

Schlegelberger (Justiz-Staatssekretär, mit der Füh-

rung der Geschäfte des Ministers beauftragt), 

Lammer (Reichs-Justizminister), Ficker (Reichska-

binettsrat) und Klemm (Ministerialrat in der 

NSDAP-Parteikanzlei), an deren Ende Schlegelber-

ger versicherte: „Ich habe sofort durch Rundverfü-

gung mit Anordnung alsbaldiger Weitergabe an 

alle Strafrichter und Staatsanwälte das Abwegige 

der Auffassung, die in diesem Satze der Urteilsbe-

gründung hervortritt, der Strafjustiz mitgeteilt. Ich 

halte es für ausgeschlossen, dass sich ein solcher 

Vorfall wiederholt.“273 Außerdem habe er den zu-

ständigen OLG-Präsidenten und die am Urteil be-

teiligten Richter einbestellt „und habe die Absicht, 

durch Änderung der Geschäftsverteilung beim 

Landgericht Lüneburg dafür zu sorgen, dass die 

Richter, die an dem Urteil mitgewirkt haben, in 

der Strafrechtspflege nicht mehr eingesetzt wer-

den.“274 

Dass es sich bei Emmermanns „Ausrutscher“ eher 

um eine rassistische Naivität als um antifaschisti-

schen Widerstand mit juristischen Mitteln zuguns-

ten des Angeklagten handelte, zeigt ein Verfahren 

vom März 1941, kurze Zeit bevor sein Urteil vom 

21.10.1940 in Berlin für Aufregung sorgte. Als 

treuer Verfechter der nationalsozialistischen Straf-

rechtpflege, verurteilte er am 19.3.1941 Elfriede 

Hahn und Mathilde Lüllau zu hohen Strafen, weil 

sie sich mit einem polnischen Kriegsgefangenen 

„eingelassen“ hatten (2 ½ Jahren Zuchthaus bzw. 

1 Jahr Gefängnis).275 Die Lüneburschen Anzeigen 

 
272 Ebenda: Schreiben M. Bormanns an Reichsminister 
Lammers vom 26.3.1941 
273 Ebenda: Schreiben des Reichsministers der Justiz an 
Reichsminister Bormann vom 1.4.1941 
274 Ebenda 
275 Vergl. zu diesen Verfahren ausführlich: VVN-BdA Lü-
neburg, Für eine Liebe so bestraft. Zur NS-Verfolgung 

berichteten am 20.3.1941 ausführlich über das 

Verfahren und den Prozess. 

Seinen Ausgangspukt nahm dieses Verfahren mit 

einem Schreiben der Wehrmachts-Abwehrstelle 

im Wehrkreis X, Hamburg, an die Geheime Staats-

polizei vom 26.11.1940, „Betr.: Unerlaubte Bezie-

hungen eines poln. Kgf. zu einer deutschen 

Frau.“276 „Lt. Aussage eines V-Mannes hat der 

poln. Kriegsgefangene Josef Wichniarek, Erk.-Nr. 

2324, im Stalag XA, Schleswig, während seines 

Aufenthaltes auf dem Kgf.-Arb.Kdo. Munsterlager-

Heidehof intime Beziehungen zu Frau Elfiede H., 

Herne/Westf. … unterhalten. Frau H. soll wieder-

holt zu Besuch bei einer in der Nachbarschaft des 

Lagers wohnenden Familie gewesen sein…“277 

Lüneburgs Staatsanwaltschaft kümmerte sich. Mit 

Schreiben vom 19.2.1941 reichte Oberstaatsan-

walt Kumm seine Anklageschrift ein und bean-

tragte die Eröffnung des Hauptverfahrens. Zeu-

gen: Gestapo und Abwehrstelle Wehrkreis. 

Kumm stellte fest, dass der polnische Kriegsgefan-

gene, der von seinem Stammlager XA in Schleswig 

zum Kriegsgefangenen-Arbeitskommando Muns-

terlager-Heidehof abkommandiert war, welches 

sich in unmittelbarer Nähe des Gutes Heidehof be-

fand, dort u.a. mit der Renovierung der Wohnung 

der Frau H. beauftragt worden war. Dabei lernte 

der Pole Frau L. aus Herne kennen, die bei ihrer 

Freundin, der Frau H., zu Besuch war. Die beiden 

Frauen seien zu verurteilen wegen „verbotenen 

Umgangs mit Kriegsgefangenen“ nach § 4 Wehr-

kraft-SchutzVO., Frau L. wegen des Geschlechts-

verkehrs mit dem Polen, Frau H. wegen ihrer Kon-

takte zu dem Polen. Jede einzelne Begegnung der 

beiden Frauen mit dem Polen listete Kumm in sei-

ner Anklage auf. Besonders interessierten ihn die 

Details, die er genauestens beschrieb: Der Pole 

„küsste sie dann auf den Mund und fasste mit der 

von Frauen der Region durch das Landgericht Lüne-
burg, Lüneburg 2010  
276 NLA Hannover: Hann. 171a Lüneburg Acc. 153/82 
Nr. 476  
277 Ebenda 
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rechten Hand unter ihren Rock. Schließlich war 

die Angeschuldigte Frau H. mit dem Verhalten 

des Polen einverstanden und ließ es sich gefal-

len, dass er durch das Schlüpferbein an ihr Ge-

schlechtsteil fasste. Wichniarek hatte dabei 

seine Hose aufgeknöpft und versuchte, sein 

Geschlechtsteil durch das Hosenbein hindurch-

zuschieben. Zu einer Vereinigung der beiden 

Geschlechtsteile ist es an diesem Tage … nicht 

gekommen, jedoch trat bei dem Kriegsgefan-

genen Samenerguss ein.“278 

Der Prozess gegen die beiden Frauen vor dem 

Lüneburger Landgericht fand am 9.3.1941 statt 

mit Landgerichtsrat Emmermann als Vorsitzen-

den, Landgerichtsrat Heine279 und Gerichtsas-

sessor Rabe280 als Beisitzer. Als Anklagevertre-

ter fungierte nun Oberstaatsanwalt Kliesch. 

Vom Gericht wurde Frau H. als jemand bewer-

tet, die das verwerfliche Liebesverhältnis er-

möglicht habe, wohingegen die Liebestaten 

der Frau L. als besonders schwerer Fall ausge-

legt wurde, denn sie habe ihren Mann betro-

gen (der für die Deutschen „im Felde stehe“). 

Auch Emmermann interessierte sich besonders 

für die Liebestaten im Einzelnen und führte sie 

in seinen Urteilsgründen genauestens auf: Ne-

ben der bereits in der Anklage beschriebenen 

Straftat, die er fast wörtlich aus der Anklage-

schrift wiederholte („Dann küsste er sie und 

fasste mit der rechten Hand unter ihren Rock 

…“), wog für Emmermann besonders schwer das 

weitere Verbrechen: „Darauf trafen sie sich eines 

Abends ungefähr gegen 21 bis 22 Uhr und gingen 

spazieren … Im Verlaufe dieser Unterredung 

küsste er sie mehrmals und fasste wieder an ihren 

Geschlechtsteil. Als er nun den Wunsch äußerte, 

mit ihr geschlechtlich zu verkehren, erklärte sie 

sich damit einverstanden. Es kam zu einer Vereini-

gung ihrer Geschlechtsteile und zum Samenerguss 

bei dem Polen. Der Samenerguss gelangte jedoch 

nicht in die Scheide der Angeklagten H., weil sie 

ihn in ihrer Wäsche auffing.“ 

 

 
278 Ebenda 
279 Ebenda 

 

 

Zusammenfassend begründet Landgerichtsrat Em-

mermann das gewählte Strafmaß: 

„Die beiden Angeklagten haben … das gesunde 

Volksemfinden gröblich verletzt. Beide Angeklagte 

sind mit dem Polen umgegangen und haben sich 

mit ihm unterhalten, als ob sie einen deutschen 

Volksgenossen vor sich hätten … Darüber hinaus 

hat die Angeklagte H. sogar ehewidrige und ehe-

brecherische Beziehungen zu dem Kriegsgefange-

nen unterhalten … Beiden Angeklagten war insbe-

sondere aus den Zeitungen bekannt geworden, 

280 Ebenda 

Bericht über den Prozess (Vorsitz: C. Emmermann) des 

Landgerichts, Lüneburgersche Anzeigen v. 20.3.1941 
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dass die Stammesgenossen dieses Kriegsgefange-

nen unerhörte Verbrechen, tierische Grausamkei-

ten und Morde an deutschen Volksgenossen be-

gangen haben … Die beiden Frauen sind zwar noch 

unbestraft und geständig. Indessen ist ihre Hand-

lungsweise so verwerflich, dass sie empfindlich 

bestraft werden müssen. Die Angeklagte H. hat 

die deutsche Frauenehre in gröbster Weise besu-

delt. Das Maß ihrer Charakterlosigkeit und ehrlo-

sen Gesinnung lässt sich kaum übertreffen. … Die 

Angeklagte L. hat sich ebenfalls recht weit mit 

dem Polen eingelassen …“281 

Dieses Verfahren und Urteil gegen die beiden 

Frauen zeigt deutlich den Landgerichtsrat Emmer-

mann als treuen Verfechter der nationalsozialisti-

schen Strafrechtpflege, sodass nach dem Theater-

donner aus Berlin in Lüneburg milde Konsequen-

zen gezogen wurden: Seine Nazi-Kumpa-

nen am Ort hielten an ihm fest und scho-

ben den „Anlass zu Beanstandungen“ 

den am Verfahren beteiligten Gerichts-

assessoren in die Schuhe: Emmermann 

habe lediglich „die verfehlte schriftliche 

Urteilsbegründung des Berichterstatters 

in einer Polenstrafsache durchgehen“ 

lassen.282  

Für einige Zeit musste Emmermann nun 

sein Beförderungsansinnen zurück stel-

len, durfte für eine Übergangszeit keine 

Straf-Gerichtsverhandlungen als Vorsit-

zender Richter führen. Aber schon bald 

waren die „Beanstandungen“ zurückge-

stellt und Emmermann wurde mit einer 

Sonderaufgabe betraut: Ab 13.8.1942 

wurde er Beisitzer und damit stellvertre-

tender Vorsitzender eines für den Landgerichts-

Bezirk Lüneburg hier neu eingerichteten Sonder-

gerichts,283 dem „Plünderung-SG“. Dieses sollte 

neben dem Sondergericht Hannover und mit 

schärferen Befugnissen ausgestattet alle Täter/-in-

nen mit drakonischen Strafen belegen, denen 

nachgesagt wurde, in der Folge eines alliierten 

 
281 Ebenda 
282 BA Berlin: R 3001/83120 
283 NLA Hannover: Nds 720 Lüneburg, Acc. 2008/089 
Nr. 41 

Luftangriffs sich bereichert zu haben. Dazu gehör-

ten Taten wie etwa das Eindringen in und Plün-

dern von Wohnungen, während die Bewohner we-

gen eines Luftangriffs sich in den separaten Luft-

schutzräumen aufhielten.284 Diese Plünderungs-

Sondergerichte sollten (im Gegensatz zu den „nor-

malen“ Sondergerichten) für eine sofortige energi-

sche Bestrafung sorgen und die Plünderer an Ort 

und Stelle aburteilen nach der Verordnung gegen 

Volksschädlinge vom 5.9.1939, § 1,1: „Wer im frei 

gemachten Gebiet oder in freiwillig geräumten 

Gebäuden oder Räumen plündert, wird mit dem 

Tode bestraft.“ Ab Herbst 1943 wurde Emmer-

mann der Rang eines Oberscharführers in der SA 

zuerkannt und im November 1943 ihm eine wei-

tere Behörden-Vertrauensstellung übertragen: Er 

wurde zum Leiter der Justizpressestelle Lüneburg 

ernannt.  

 

 

Ab Anfang 1944 leitet Emmermann wieder wie zu-

vor die Verhandlungen als Vorsitzender der Straf-

kammer oder als Beisitzer bei den Verfahren ge-

gen deutsche Frauen im Lüneburger 

284 Die Einrichtung dieser speziellen Sondergerichte 
ging zurück auf eine Verfügung Schlegelbergers vom 
16.6.1942. Vergl.: Wolf-Dieter Mechler, Kriegsalltag an 
der „Heimatfront“. Das Sondergericht Hannover 1939 – 
1945, Hannover 1997, S. 40 f 

C. Emmermann wird Leiter der Justizpressestelle  
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Einzugsbereich nach § 4 Wehrkraft-SchutzVO (we-

gen deren freundschaftlicher Kontakte oder Lie-

besbeziehungen mit Kriegsgefangenen), und ver-

urteilte mit derselben Begründung wie schon 1941 

wegen „verbotenen Umgangs mit Kriegsgefange-

nen“ im Januar 1944 Ida V. zu neun Monaten Ge-

fängnis, Magdalene C. zu einem Jahr Jugendge-

fängnis, im Mai 1944 Rosa S. zu acht Monaten Ju-

gendgefängnis, Wanda C. zu zehn Monaten Ju-

gendgefängnis und im Juli 1944 Hermine S. zu ei-

nem Jahr und drei Monaten Zuchthaus, Hildegart 

K. zu zwei Jahren Zuchthaus, Grete D. und Elisa-

beth D. zu je einem Jahr und drei Monaten Ge-

fängnis und Lieschen E. zu eineinhalb Jahren 

Zuchthaus, bisweilen ausschließlich auf der Grund-

lage ihrer Vernehmungen durch Gestapo-Män-

ner.285 

Im zweiten Halbjahr 1944 endet zunächst seine 

Tätigkeit beim Lüneburger Landgericht, ab Sep-

tember wird er zur Wehrmacht eingezogen (seine 

Planstelle am Landgericht bleibt ihm allerdings er-

halten), muss aber nicht an die gefürchtete Ost-

front, sondern kommt nach Verden/Aller zur Wer-

fer-Ersatz- und Ausbildungsabteilung. Zu dieser 

Zeit versucht Emmermann mehrfach, seine Dienst-

Planstelle Lüneburg zu ändern, an einem anderen 

Gerichtsort unterzukommen, um dort doch noch 

zum Landgerichts-Direktor aufzusteigen, was von 

seinen Vorgesetzen unterstützt wird:  Für eine sol-

che Planstelle bewirbt er sich nach Aurich (wird 

vom Reichsjustizministerium unterstützt) und 

nach Hannover (wird befürwortet vom Gaurechts-

amt und vom NSRB).286 Letztlich zerschlagen sich 

diese Bemühungen. Emmermann bleibt Wehr-

machts-Soldat („Wachtmeister“, Feldpost-Nr. L. 26 

761 LGPA Hamburg 1), wird von den englischen 

Truppen gefangen genommen, Kriegsgefangen-

schaft.   

 
285 Wie auch im Fall der Angeklagten L. und H. (s. S. 70) 
286 NLA Hannover: Hannover 173 Acc. 57/98 Nr. 222 II 
287 NLA Hannover: Nds 720 Lüneburg, Acc. 2008/089 
Nr. 40, Schreiben vom 30.7.1945 
288 Johannes Lehmann, ab 1.10.1939 im Amt als Land-
gerichts-Präsident, wurde erst Ende 1945 von Henrich 
Nebelsieck abgelöst. Vergl.: Walther Heintzmann, Das 
Landgericht im Schloss, Husum 2019, S. 323 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für Emmermann dauert die Kriegsgefangenschaft 

nur kurze Zeit. Schon im Juli d. J. meldet er sich 

beim neu ernannten OLG-Präsidenten Hodo Frei-

herrn von Hodenberg: „Ich bin am 28. Juli 1945 

aus der Kriegsgefangenschaft entlassen worden 

und melde mich hiermit zum Dienstantritt.“287 

Statt seine sofortige Verhaftung und ein Strafver-

fahren gegen ihn einzuleiten, bemühen sich der 

OLG-Präsident sowie der Lüneburger Landge-

richtspräsident Lehmann288 intensiv um Emmer-

manns Neueinstellung bzw. Wiederverwendung, 

was allerdings auf einige Schwierigkeiten trifft, 

denn Emmermann hatte sich aktiv für die Nazipar-

tei eingesetzt. Dass er darüber hinaus auch an der 

Anwendung der Strafmethoden des Hitlerregimes 

direkten Anteil hatte, kümmerte die Westalliierten 

und die deutschen Strafbehörden hingegen nicht: 

„In Westdeutschland ist nach 1945 kein einziger 

Richter für seine Richtertätigkeit während des Na-

tionalsozialismus bestraft worden.“289 

289 Michael Stolleis, Recht im Unrecht. Studien zur 
Rechtsgeschichte des Nationalsozialismus, Frank-
furt/M. 1994, S. 273. Jörg Friedrich weist in seiner Do-
kumentation (Freispruch für die NS-Justiz. Die Urteile 
gegen NS-Richter seit 1948, Berlin 1998) als Ausnahme-
erscheinung darauf hin, dass sechs dieser Justizangehö-
rigen verurteilt wurden. Dies geschah wegen ihrer Be-
teiligung an Todesurteilen von Plünderungs- und Son-
dergerichten. 

Alliiertes Kontrollratsgesetz Nr. 4 vom 20. Ok-

tober 1945: Umgestaltung des Deutschen Ge-

richtswesens 

Artikel IV. „Zwecks Durchführung der Umge-

staltung des deutschen Gerichtswesens müs-

sen alle früheren Mitglieder der Nazipartei, die 

sich aktiv für deren Tätigkeit eingesetzt haben, 

und alle anderen Personen, die an den Straf-

methoden des Hitlerregimes direkten Anteil 

hatten, ihres Amtes als Richter und Staatsan-

wälte enthoben werden und dürfen nicht zu 

solchen Ämtern zugelassen werden.“ 
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Nach einem durch Landgerichtspräsi-

dent Lehmann vermittelten Sondie-

rungsgespräch Emmermanns bei der 

zuständigen Stelle der englischen Mi-

litärverwaltung in Lüneburg Ende Au-

gust 1945290 wird klar, dass er wegen 

seiner früheren NSDAP-Parteitätig-

keit nicht wieder als Richter einge-

stellt werden soll. Dennoch: Mit 

Schreiben vom 16.11.1945 teilt Lü-

neburgs LG-Präsident dem OLG-Prä-

sidenten zwar mit, dass ihm der zu-

ständige englische Gerichtsoffizier 

nochmals mitgeteilt habe, dass Em-

mermann nicht tragbar sei, aber: 

„Ich bitte deshalb im Rahmen des 

Möglichen, für Dr. E. einzutreten.“ 

OLG-Präsident von Hodenberg tat sein Möglichs-

tes, versuchte das wegen Nazi-Personalüberfül-

lung von der britischen Militärregierung im Okto-

ber 1945 eingeführte „Huckepackverfahren“ zu 

unterlaufen, eine 50%-Regelung, nach der bei je-

der Einstellung eines unbelasteten Rich-

ters/Staatsanwalts ebenfalls (sozusagen „auf des-

sen Rücken“) ein Nazi- Justizbeamter eingestellt 

werden durfte. Hodenberg nannte dieses Verfah-

ren eine „unbillige Entnazifizierung“, welches ein 

„Walten der Gerechtigkeit schwer erschüttert."291 

So sehr sich auch Emmermanns früherer Dienst-

stellen-Vorsitzende für ihn ins Zeug legten,292 am 

26.3.1946 musste ihm OLG-Präsident von Hoden-

berg als Ergebnis seiner abermaligen Einstellungs-

bemühungen mitteilen: „Die Militärregierung Han-

nover Region hat mir daraufhin durch Verfügung 

… vom 9. März 1946 mitgeteilt, dass Sie nicht be-

stätigt worden sind und nicht beschäftigt werden 

dürfen. Diese Entscheidung hat …, wie ich Ihnen 

zu meinem Bedauern eröffnen muss, Ihre sofor-

tige Entlassung aus dem Justizdienst zur Folge.“  

 

 
290 NLA Hannover: Nds 720 Lüneburg, Acc. 2008/089 
Nr. 40, Schreiben der engl. Militärverwaltung an LG-
Präsident Lehmann v. 24.8.1945. Emmermann wird 
zum Gespräch einbestellt. 
291 Zitiert nach Helmut Kramer: Huckepack ins Amt, … S. 
70 

 

 

Eine Hoffnung gäbe es aber noch, diese Anord-

nung abzuwenden, denn „die inzwischen eröff-

nete Mitwirkung neuer deutscher Ausschüsse 

(werde) vielmehr eine baldige Nachprüfung (die-

ser Entscheidung) ermöglichen.“ Tatsächlich stie-

gen die Chancen auf eine Abwendung der Entlas-

sung Emmermanns aus dem Justizdienst und seine 

Wiedereinstellung in dem Maße, in dem den deut-

schen Stellen die Verantwortlichkeit in diesen Fra-

gen übertragen wurde.293 Jetzt konnten die alten 

Ex-Nazi-Seilschaften ungehemmt wirken und es 

erhielten die Bewertungen seiner Vorgesetzten 

mit Blick auf Emmermanns frühere Rechtspre-

chung Gewicht: „Landgerichtsrat Dr. E. gehört zu 

den tüchtigsten Richtern des Landgerichtsbezirks 

Lüneburg. Er ist eine untadelige Persönlichkeit. So-

bald es die Umstände gestatten, bitte ich ihn wie-

der einzustellen.“294 

292 NLA Hannover: Nds 720 Lüneburg, Acc. 2008/089 
Nr. 40  
293 Ausführlich vorgestellt in VVN-BdA Lüneburg, Das 
Landgericht Lüneburg …, Teil I: Das Personal, Lüneburg 
2015, S. 68 - 80 
294 NLA Hannover: Nds 720 Lüneburg, Acc. 2008/089 
Nr. 40 , Schreiben LG-Präs. an OLG-Präs. v. 31.1.1946 

1945: C. Emmermann ist für den Justizdienst „nicht tragbar“ 
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Im April 1947 wurde Emmermann, allerdings noch 

mit einer Beförderungssperre versehen, wieder in 

sein altes Amt als Landgerichtsrat am Lüneburger 

Landgericht übernommen, am 21. des Monats im 

Landgericht vereidigt mit einer Loslösungsformel 

von Adolf Hitler: „Wer diesen Eid leistet, ist nicht 

mehr an Verpflichtungen früherer von ihm geleis-

teter Amts- oder Treueeide gebunden.“ 

Ein Jahr später bereits wurde ihm die Aufgabe der 

Betreuung der Referendare am Gericht übertra-

gen und er konnte seine einschlägigen Erfahrun-

gen an die jüngeren Jahrgänge weiter reichen. 

Auch seinen Plan, die Karrierestufe zum Landge-

richtsdirektor aufzusteigen, konnte er weiter ver-

folgen, denn die Entnazifizierungsverfahren lagen 

nun in ausschließlich deutscher ex-faschistischer 

Hand und damit waren für Emmermann die Mög-

lichkeiten, ihn mithilfe seiner früheren NSDAP-Par-

teifreunde von jeder Vergangenheitsschuld reinzu-

waschen, gewaltig gewachsen. 

Am 22.10.1948 beschäftigte sich der „Entnazifizie-

rungs-Hauptausschuss des Stadtkreises Lüne-

burg/Spruchausschuss für Juristen“ mit dem Fall 

Emmermann: Auf eine Vorladung und eine per-

sönliche Anhörung des Juristen verzichtete der 

Ausschuss, er entschied im schriftlichen Verfah-

ren. Schließlich kannte man sich aus NS-Zeiten 

und hatte einen positiven „persönlichen Eindruck“ 

in Erinnerung – eines der beiden Kriterien zur Ent-

lastung Emmermanns. Seine Justizverbrechen als 

Landgerichtsrat wurden posi-

tiv bewertet und ausschließ-

lich die „Persilscheine“ für Em-

mermann zu seinen Gunsten 

bewertet: „Aufgrund des per-

sönlichen Eindrucks und der 

großen Anzahl der zu den Ak-

ten gelangten Entlastungen 

steht fest, dass Dr. Emmer-

mann kein überzeugter Natio-

nalsozialist gewesen ist.“ Em-

mermann wurde in die Entlas-

tungskategorie V eingruppiert, 

„entlastet“. 

Für den Entnazifizierungsausschuss stand fest, 

dass Emmermann sein Amt beim NSDAP-Gauge-

richt nur widerstrebend angenommen habe, wo-

mit seine Unschuld bewiesen sei. SA-Mitglied 

wurde er durch Zufall (Überführung des Stahlhelm 

in die SA). Dass Emmermann diese Zufalls-Mit-

gliedschaft bei der SA hätte kündigen können, 

wenn er dies gewollt hätte (und wie es viele an-

dere taten), wurde nicht bewertet ebenso wenig 

wie seine NSDAP-Parteimitgliedschaft. Im Gegen-

teil: Seine SA- Mitgliedschaft wurde herangezogen 

für weitere Entlastungargumente:  1. Oberschar-

führer wurde er in der SA 1943 nur deshalb, weil 

er langjähriges Mitglied der SA war. 2. „Dass Dr. 

Emmermann trotz seiner langjährigen Mitglied-

schaft in der SA nur den Rang eines Oberscharfüh-

rers erreicht hat, spricht für ihn und zeugt davon, 

dass er sich in der SA nicht besonders hervorgetan 

hat.“ Mit Hinweis auf sein Urteil gegen W. 

Wojcieck vom 21.10.1940 und dessen Folgen 

wurde Emmermann als Nazi-Opfer dargestellt, da 

er deshalb nicht befördert wurde und den Vorsitz 

der Strafkammer vorübergehend abgeben musste. 

Emmermanns Verbrechen als Strafrichter am 

Landgericht insgesamt bewertet der Ausschuss 

mit den Worten: „Dr. Emmermann hat auch in sei-

ner richterlichen Tätigkeit völlige Objektivität be-

wahrt.“ Zusammenfassend wird festgestellt: 

„Nach alledem ist nicht erwiesen, dass Dr. Emmer-

mann den Nationalsozialismus auch nur unter-

stützt hat.“  

 

1946: Emmermann ist für den Landgerichts-

präsidenten „eine untadelige Persönlichkeit“ 
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Nach so viel rührender Empathie mit dem Schick-

sal der Nazi-Kameraden nimmt es kein Wunder, 

dass viele kommunistische und sozialdemokrati-

sche Mitglieder dieser Entnazifizierungsaus-

schüsse gegen solche Entscheidungen protestier-

ten und schließlich ihr Amt niederlegten, was aber 

folgenlos blieb, denn die Altnazis waren bereits 

wieder in Amt und Würden. 

Am 1.1.1950 hat Emmermann sein Karriereziel er-

reicht. Aus dem Nazi-Verbrecher war ein Demo-

krat gemacht worden und er wird zum 

 
295 NLA Hannover: Nds 720 Lüneburg, Acc. 2008/089 
Nr. 41  
296 Ebenda: Schreiben OLG-Präs. an LG-Präs. Nebelsieck 
v. 3.9.1954 

Landgerichtsdirektor ernannt. Nicht 

ohne Grund auch diente man ge-

rade ihm jetzt das Amt des Vorsit-

zenden Richters bei den Entschädi-

gungsverfahren für nationalsozialis-

tisches Unrecht an, denn schließlich 

gelangten nun die Lüneburger An-

spruchsfälle auf seinen Schreibtisch, 

bei denen er sich auskannte und die 

es abzuwehren galt. Der richtige 

Mann am richtigen Ort. Carl Emmer-

mann entschied nun darüber, ob ein 

Anspruch eines Nazi-Opfers ge-

rechtfertigt war, was voraussetzt, 

dass an seinem Gericht Unrecht ge-

sprochen wurde. Damit wurde dem 

Justiz-Täter Emmermann höchst of-

fiziell die Aufgabe übertragen, 

rechtwirksam zu entscheiden, ob er 

selber NS-Täter war. 

Die Beschwerden konnten nicht 

ausbleiben, nachdem sich bald her-

ausstellte, dass die Kammer in ca. 

80% der behandelten Fälle zuun-

gunsten der Antragsteller und zu-

gunsten der NS-Täter entschieden 

hatte. Die „Vereinigung der Verfolg-

ten des Nazi-Regimes“ protestierte 

und lief Sturm, sodass sich das Justizministerium 

mit der Causa Emmermann mehrfach befassen 

musste. 

Bereits 1954 trat der NS-Verfolgtenverband BVN 

aus Gifhorn/Wolfsburg an Niedersachsens Justiz-

minister Heinrich-W. Kopf heran mit einer Eingabe 

vom 8.8.1954, bat um eine Neubesetzung des Vor-

sitzenden der Entschädigungskammer beim LG Lü-

neburg und trug verschiedene Gründe vor.295 Da-

raufhin beauftragte der OLG-Präsident Lüneburgs 

Landgerichtspräsidenten Nebelsieck mit einer Art 

verdeckten/vertraulichen Ermittlung gegen Em-

mermann296 und erhielt postwendend 10 Tage 

später bereits das Ergebnis mitgeteilt297:  

297 Ebenda: Schreiben LG-Präs. an OLG-Präsident v. 
14.9.1954 („vertraulich! persönlich!“). 

1948: Entnazifizierungsentscheidung: Emmermann ist 

NS-entlastet und darf wieder verbeamteter Richter sein 
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Die Anschuldigung, Emmermann sei Richter an ei-

nem Sondergericht gewesen („Plünderungsge-

richt“, siehe Seite 72) wurde schlichtweg abge-

stritten, sie entspräche nicht der Wahrheit. Der 

Vorwurf, dass die Entschädigungskammer etwa 

4/5 der Anträge ablehne, wurde entkräftet mit 

dem Hinweis darauf, dass diese Anträge bereits 

zuvor von der Entschädigungsbehörde der Bezirks-

regierung abgelehnt worden seien. In einem kon-

kreten Fall, der Ablehnung einer Gewährung von 

Straffreiheit für die zu Unrecht verurteilten Kom-

munisten im Fall Bodendieck298 wurde moniert, 

dass für einige dieser Verurteilten von einem 

Hamburger Gericht die Tilgung dieser Strafe zuvor 

zuerkannt wurde, anderen Verurteilten aber vom 

Lüneburger Gericht unter Emmermann als Vorsit-

zenden, Struck und Scherpe als Beisitzer, aber 

nicht. Die Nazi-Verurteilungen des Lüneburger 

Landgerichts wurden von der Kammer nicht revi-

diert, sondern lediglich das Strafmaß reduziert (im 

Fall Fischer von 14 Monaten auf 9 Monaten Ge-

fängnishaft). Begründet wurde jetzt diese unter-

schiedliche Entscheidung der Lüneburger Kammer 

mit dem Hinweis, „ … es handelt sich nicht um ver-

folgte ‚Freiheitskämpfer‘ gegen den Nazismus, 

sondern um 9 Mitglieder des Rot-Front-Kämpfer-

bundes …“, was zwar auf die in Hamburg Rehabili-

tierten ebenfalls zutraf, aber von der Lüneburger 

Justiz anders gewertet wurde. Der Kritik, dass nur 

wenigen NS-Verfolgten ihre erlittenen Gesund-

heitsschäden, die durch gerichtlich beauftragte 

Amtsärzte bewertet wurden, durch die Kammer 

anerkannt werde und die Betroffenen entschädigt 

würden, begegnete man mit dem Hinweis, dass 

zwar bekannt sei, „dass die Verfolgtenverbände 

hier in Lüneburg die Amtsärzte Medizinalrat Dr. 

Schaeper vom Staatlichen Gesundheitsamt und 

Oberregierungs- und Medizinalrat Dr. Rohlfing von 

der Regierung heftig angreifen“299 würden, aber 

 
298 Nachdem der Kaufmann Bodendieck Ende 1932 in 
Lüneburg erschossen aufgefunden wurde, nahm die 
Polizei im Mai 1934 15 Kommunisten wegen Mordver-
dachts fest. Das Verfahren wurde 1935 eingestellt, die 
Untersuchungsgefangenen aber weiterhin in Haft ge-
halten – als politische Schutzhäftlinge. Vergl.: Raimond 
Reiter: Morden im Norden, Leipzig 2011, S. 62 ff 
299 NLA Hannover: Nds 720 Lüneburg, Acc. 2008/089 
Nr. 41 

die Kammer sei nun einmal auf deren ärztliche 

Gutachten angewiesen.300 

Auch in einem anderen Fall sei Emmermann nichts 

vorzuwerfen. Er habe zwar an einem (nicht näher 

benannten) Strafurteil im Jahre 1940 „mitgewirkt“ 

(gemeint ist das Rassenschande-Gerichtsverfahren 

gegen Heinrich Kistner, bei dem Emmermann 

nicht „mitgewirkt“, sondern es als Vorsitzender 

Richter zu verantworten hat), aber sich bei der 

Verhandlung der Entschädigungskammer über 

diesen Fall vertreten lassen. Es handelt sich um 

die Sache Kistner gegen das Land Niedersachsen 

(5 0 Entsch. 46/54) auf Anerkennung Kistners Ge-

sundheitsschäden infolge der NS-Verfolgung, die 

mit Urteil vom 2.7.1954 abgelehnt wurde (s. S. 

60).  

 

Zusammenfassend stellte Landgerichtspräsident 

Nebelsieck fest: „Es bestehe kein Anlassen, Dr. E. 

als Vorsitzenden Richter der Lüneburger Entschä-

digungskammer abzuberufen.“ Allerdings sei es 

ratsam, einen der Beisitzer, Struck oder Scherpe, 

„gegen einen anderen Richter, der nicht Parteimit-

glied war, auszutauschen. Das halte ich immerhin 

für nicht unzweckmäßig, um übelwollenden Kriti-

kern den Vorwand zu nehmen, die Kammer sei in 

der Mehrzahl mit ehemaligen Parteimitgliedern 

besetzt. Selbstverständlich werde ich das in einer 

Form tun, die jeden Verdacht ausschließt, als ob 

die Unabhängigkeit der Rechtspflege beeinträch-

tigt werden sollte.“ Bei dieser Ankündigung eines 

möglichen Revirements blieb es. Im Übrigen: Da 

alle genannten Mitglieder dieser Kammer NSDAP-

Parteigänger waren (Scherpe sogar Kriegsgerichts-

rat), hätte die Abberufung eines dieser Kammer-

Richter die NS-Dominanz dieses Gerichtspersonals 

nicht reduziert. 

300 Die unheilvolle Rolle des vormaligen Amtsarztes 
Rohlfing bei der Zwangssterilisierung von Frauen der 
Lüneburger Region ab 1934 beschreiben Carola Rud-
nick („Schwachsinn wurde hier nicht festgestellt“. 
Zwangssterilisation in Lüneburg, Husum 2017) und 
VVN-BdA Lüneburg (Wolfgang Mirosch und seine Mut-
ter Katharina Czaja, Lüneburg 2021) 
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Zwei Jahre später musste sich das Justizministe-

rium wieder mit dem Fall Emmermann beschäfti-

gen (Dienstbesprechung im Ministerium am 

29.11.1956), nachdem ihm nachgewiesen wurde, 

dass er zuvor die Unwahrheit gesagt hatte und 

doch als Richter an einem Sondergericht einge-

setzt war. OLG-Präsident Bruno Heusinger wiegelt 

ab: Emmermann habe ihm gegenüber erklärt, dass 

er niemals an einer Sitzung dieses Sondergerichts 

teilgenommen habe. „Das ist ohne Bedenken 

glaubhaft, zumal das Sondergericht in Lüneburg 

ohnehin kaum je tätig gewesen sein dürfte, da 

Luftangriffe … nicht oder nur in ganz geringem 

Umfang stattgefunden haben.“ Außerdem sei ihm 

auch bei der Führung seiner Strafverfahren nichts 

vorzuwerfen: „Es ist hier auch nichts bekannt ge-

worden, dass (Emmermann) in der Zeit von 1933 

bis 1945 seinen richterlichen Pflichten nicht ord-

nungsgemäß nachgekommen wäre.“301 

Ein Jahr später die nächste Beschwerde beim Jus-

tizministerium:302 Frau Julie Fischer aus Embsen 

sei 1944 von einer Lüneburger Strafkammer zu ei-

ner mehrjährigen Zuchthausstrafe verurteilt wor-

den. Jetzt lehne Emmermann als Vorsitzender der 

Entschädigungskammer ihre Rehabilitierung ab. 

OLG-Präsident Heusinger überprüfte diesen Vor-

wurf und fand heraus, dass zwar „ein solches Ur-

teil … in Lüneburg ergangen ist (0 Js 413/44), aber 

dass E. nicht daran als Richter teilgenommen hat. 

Richtig ist nur, dass sie in Lüneburg abgeurteilt 

ist.“ Das Urteil selber bewertete der OLG-Präsi-

dent ebenso wenig wie die Frage, warum Richter 

 
301 Ebenda: Schreiben OLG-Präs. an Justizministerium v. 
13.12.1956. Betr.: Besetzung der Entschädigungskam-
mer beim Landgericht Lüneburg 
302 Ebenda: Schreiben 21.3.1957 OLG-Präs. an Nds. Jus-
tizminister. 
303 Ebenda 
304 An dieser Kammer waren von 1951 bis 1968 insge-
samt 38 Richter und Staatsanwälte tätig. Das gesamte 
Personal bestand aus Nazi-Gefolgsleuten, ohne Aus-
nahme, selbst auch die Chefs der Behörden, der Staats-
anwaltschaft (nacheinander Kumm, Topf und Boll-
mann) als auch die Landgerichts-Präsidenten Nebel-
sieck und Hamelberg. Sie waren Mitglieder der NSDAP, 
der SA, hatten dort Funktionen in der Parteigerichts-
barkeit ausgeübt (wie Emmermann und Reuleaux), wa-
ren Richter und Staatsanwälte an den schlimmsten 
Nazi-Gerichten, den Sondergerichten, an Reichsgerich-
ten und im Reichsjustizministerium tätig wie Liebau, 

Emmermann sich weigere, dieses Urteil als NS-Un-

recht anzusehen und Frau Fischer für die erlittene 

Haft zu entschädigen. Heusinger entschied nach 

Aktenlage: „Von einer Anhörung der Frau Fischer 

über diesen Sachverhalt habe ich abgesehen“ und 

empörte sich über die fortwährenden Zweifel an 

Emmermanns Unbescholtenheit: Ich bitte, „den 

Richter nunmehr mit Entschiedenheit gegen die 

hier aufgestellten Behauptungen zu schützen 

…“303 

Von nun an wurde Landgerichtsdirektor Emmer-

mann behördenintern nicht mehr mit seiner NS-

Vergangenheit konfrontiert. Das war nicht mehr 

nötig, denn zur Abwehr öffentlicher Enthüllungen 

und Proteste wurde schon 1951 am Landgericht 

die 4. (politische) Kammer eingerichtet, die solche 

und ähnliche Aktivitäten mit gehörigen Strafen be-

legte (knapp 900 Oppositionelle wurden bis 1968 

dort zu insgesamt 4.000 Monaten Gefängnishaft 

verurteilt).304 Als Angehöriger dieser politischen 

Sonderkammer konnte auch Carl Emmermann 

hier in seinem Sinne tätig werden und z.B. in ei-

nem Massenprozess gegen 16 Mitglieder der Hil-

desheimer FDJ-Gruppe vom 2. bis 7. November 

1953 die jungen Leute verurteilen.305 

Zwar hatte Carl Emmermann 1952 einen persönli-

chen Schicksalsschlag zu überstehen mit dem Tod 

seiner Ehefrau, der ihn für einige Zeit aus der Bahn 

warf,306 aber fortan konnte er ein ruhiges Leben 

als Landgerichtsdirektor führen, allseits anerkannt 

im bürgerlichen Leben der Stadt.307  

Ottersbach, Rogalla, Waechter und Finck oder übten 
eine hohe Position aus bei Kriegsgerichten wie Boll-
mann, Nebelsieck, Topf, Roth und Gehrken. Alle waren 
sie vor 1945 Unterstützer des Nationalsozialismus, die 
meisten in hochrangigen Positionen, waren „Mörder 
mit dem Dolch unter der Robe“. Vergl.: VVN-BdA Lüne-
burg, Das Landgericht Lüneburg als ‚Spitze der justizför-
migen Kommunistenverfolgung‘ der 1950er-/1960er-
Jahre, Teil I (2015) und Teil III (2020) 
305 Vergl.: VVN-BdA Lüneburg, Das Landgericht Lüne-
burg …, Teil II c (2019), S. 11 
306 Emmermann konnte mehrere Monate keinen Dienst 
tun. 
307 Als außergewöhnlich in seinem ansonsten „korrek-
ten“ Beamtenleben waren lediglich seine Anträge auf 
überzogene Beihilfe- und Unterstützungszahlungen zu 
bezeichnen, die er stellte z. B. für seine beiden Söhne 
zu deren Konfirmationen 1950 und 1954, auf 
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Auf eine besondere öffentliche Ehrung aus Anlass 

seines 40-jährigen Dienstjubiläums verzichtete 

Emmermann 1966 (schließlich war nicht ausge-

schlossen, dass dadurch auch seine Nazi-Täter-

schaft publik werden könnte), was, wie er später 

erfuhr, auch den Verlust der von ihm gerne entge-

gengenommenen Jubiläums-Gratifika-

tion bedeutete, was er aber nicht mehr 

rückgängig machen konnte. 

Die Ortspresse berichtete über Emmer-

manns Persönlichkeit ausschließlich po-

sitiv, auch über seine privaten Vorlie-

ben und Hobbys. Sein ältester Sohn 

Hans-Georg trat in seine beruflichen 

Fußstapfen und brachte es schon 1988 

bis zum Vorsitzenden Richter am 13. Zi-

vilsenat des Oberlandesgerichts in 

Celle.308 

Zu seinen runden Geburtstagen erhält 

er regelmäßig die besten Glückwün-

sche seiner Gerichtskameraden über-

mittelt, für die er sich ebenso regelmä-

ßig warmherzig bedankt wie zum 80. 

im Jahre 1988: „Ich sehe mit Freude 

und einer gewissen Genugtuung auf die langen 

Jahre richterlicher Tätigkeit zurück, die mir nie-

mals Routine wurde, sondern immer neue Anre-

gungen sachlicher und menschlicher Art gab.“309 

Auch zu seinem 90. Lebensjahr gratulierte ihm der 

Landgerichtspräsident im Namen aller Behörden-

mitarbeiter: „Ich möchte Ihnen an diesem Tage 

noch einmal für all das danken, was Sie in den lan-

gen Jahren ihrer richterlichen Tätigkeit für das 

Land und die Menschen geleistet haben.“310 Einen 

Unterschied zwischen faschistischer und bürger-

lich-demokratischer richterlichen Tätigkeit macht 

der Gratulant, Landgerichtspräsident Heintzmann, 

nicht. 

 
Weiterzahlung des Kindergeldes über die festgesetzte 
Zeit hinaus für mehrere Kinder, auf Gehaltsvorschuss 
u.a.; vergl.: NLA Hannover: Nds. 720 Lüneburg Acc. 
2008/098 Nr. 41 
308 Deutscher Richterbund (Hrsg.): Handbuch der Justiz 
1988 
309 NLA Hannover: Nds. 720 Lüneburg Acc. 2008/098 
Nr. 41: Antwortschreiben auf Glückwunsch zum 80. Ge-
burtstag v. 7.2.1978 an LG-Präsidenten 

Nach einem langen Leben starb Landgerichtsdirek-

tor Dr. Carl Emmermann im September 1991 im 

Alter von 93 Jahren an Altersschwäche – seine Op-

fer sehr viel früher und überwiegend aus anderen 

Gründen.311 

 

LZ v. 10. Oktober 1991 

 

 

 

 

 

 

 

 

310 Ebenda, Schreiben v. 2.2.1988 an Emmermann, jetzt 
mit Wohnort Hinter der Saline 7 
311 Während die Grabanlage von Heinrich Kistner mit 
Ablauf der Ruhezeit eingeebnet wurde, wird das Grab 
von Carl Emmermann auf dem Michaelisfriedhof (Feld 
G/2 Nr. 127/128) weiterhin gepflegt. Auskunft a. d. V 
von Herrn Hockemeyer, Stadt Lüneburg, Fachbereich B 
74 Friedhöfe vom 24.7.2021 
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Wer ist die Lüneburger VVN-BdA? 

Als antifaschistische Organisation setzen wir uns in 
Stadt und Landkreis Lüneburg seit vielen Jahrzehn-
ten immer wieder für aktiven Antifaschismus ein. 
Wir recherchieren beständig über die Nazizeit, 
ihre verbrecherischen Protagonisten, aber insbe-
sondere auch über die Opfer der Naziverbrechen, 
seien es Zwangsarbeiter, KZ-Häftlinge und aus po-
litischen, religiösen oder rassistischen Gründen 
drangsalierte Menschen in unserer Region. 

Zukunftsentwurf Antifaschismus  

Wir sind ein überparteilicher Zusammenschluss, 
gegründet von Verfolgten des Naziregimes, Wider-
standskämpferinnen und Widerstandskämpfern, 
Antifaschistinnen und Antifaschisten aller Genera-
tionen. 

„Die Vernichtung des Faschismus mit seinen Wur-
zeln, der Aufbau einer neuen Welt des Friedens 
und der Freiheit ist unser Ziel.“ 

Dass dieser Schwur der befreiten Häftlinge des 
Konzentrationslagers Buchenwald bis heute aktu-
ell bleiben würde, hat damals, im April 1945, nie-
mand geahnt. Er ist unverändert gültiges Leitmotiv 
unserer „Vereinigung der Verfolgten des Nazire-
gimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifa-
schisten“ (VVN-BdA). 

Dies ist kein Zufall: Die Ursprünge der VVN sind bis 
in die KZs und Zuchthäuser zurückzuverfolgen. 
Dort entwickelten eingekerkerte Hitler-Gegnerin-
nen und -Gegner Pläne für ein von den Nazis be-
freites, antifaschistisches, demokratisches und 
friedfertiges Deutschland, als andere noch „Sieg 
Heil!“ schrien. 

Die Frauen und Männer des antifaschistischen Wi-
derstandes, die Überlebenden der nazistischen 
Konzentrationslager gründeten kurz nach Ende 
des Krieges die VVN. Aus den unmittelbar nach 
der Befreiung entstandenen Häftlingskomitees 
und Ausschüssen „Opfer des Faschismus“ bildeten 
sich zunächst auf regionaler Ebene die „Vereini-
gungen der Verfolgten des Naziregimes“. Im März 
1947 schlossen sie sich in Frankfurt am Main zum 
gesamtdeutschen „Rat der VVN“ zusammen. 

 

 

Dieser Name signalisiert das Besondere der VVN-
BdA: Die Gleichzeitigkeit, Begegnung und Gemein-
samkeit der Generationen. Sie reicht von Frauen 
und Männern, die den Nazis von Anfang an wider-
standen bis hin zur jüngsten Generation, die heute 
in der VVN-BdA mitarbeitet. Wir stehen gemein-
sam für antifaschistische Kontinuität: für Lernen 
aus der Vergangenheit, für die Vision einer antifa-
schistischen Zukunft, für eine Welt ohne Rassis-
mus, Nazismus und Militarismus, ohne Ausgren-
zung, ohne Faschismus und Krieg. 

Antifaschismus ist mehr als eine Gegenbewegung 

Dafür tun wir etwas: 

    die Vergangenheit vor Ort dem Vergessen ent-
reißen 

    Neonazis und Rassisten offen entgegentreten 

    Zivilcourage zeigen, nicht schweigen, sondern 
einschreiten 

    in Schulen und Universitäten Projektgruppen 
bilden, Zeitzeuginnen und Zeitzeugen, Autorinnen 
und Autoren einladen, Geschichte erforschen 

    antifaschistische Ziele lautstark formulieren, 
zum Beispiel das Verbot aller faschistischen Orga-
nisationen  

    aktive Solidarität mit Migrantinnen und Migran-
ten üben 

    gemeinsam diskutieren, feiern und Freund-
schaft erleben. 

  

Wir sind in Lüneburg eine Gruppe von ca. 50 Men-
schen, Jung und Alt, die sich seit Jahren in Lüne-
burg antifaschistisch engagieren; überwiegend 
parteiungebunden, viele sind gewerkschaftlich or-
ganisiert. 

Wir treffen uns jeden ersten und dritten Montag 
im Monat um 19.00 Uhr zu unserem Plenum in 
unserem Büro im Gewerkschaftshaus in der Heili-
gengeiststraße 28. Gäste und Interessenten sind 
herzlich willkommen. 

   

 



 
______________________________________________________________________________________ 

84 
 

Die Publikationen der Lüneburger 

VVN-BdA sind zu erhalten im „Laden & 

Cafe Avenir“ im Heinrich-Böll-Haus 

(Katzenstraße) für 5,00 € oder zu be-

stellen unter vvn-bda-lg@web.de zum 

Preis von 7,00 € (einschließl. Versand-

kosten). 
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Das Landgericht Lüneburg als „Spitze …“,  Teil II c: Verfahren – Prozesse – Angeklagte (2019) 

Das Landgericht Lüneburg als „Spitze …“,Teil III: Kalter Bürgerkrieg in Lüneburg (2020) 

Wolfgang Mirosch und seine Mutter Katharina Czaja. Verfolgt als Sinti in Adendorf und Lüneburg (2021). Diese 

Schrift erschien als farbig illustriertes Buch und kostet 15,00 Euro.    

Aus der Geschichte lernen: Demonstration gegen Neonazis in Lüneburg 
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